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Feststellung, Uberpriifung und Meldung von wirtschaftlichen Eigentiimern
gemaR dem Wirtschaftliche Eigentiimer Registergesetz (WiEReG), BGBI. | Nr.
136/2017 (WiEReG BMF-Erlass)

In diesem Erlass wird die Rechtsansicht des Bundesministers fiir Finanzen im Zusammenhang
mit der Feststellung, Uberpriifung und Meldung von wirtschaftlichen Eigentiimern gemdf3
dem Wirtschaftlichen Eigentiimer Registergesetz wiedergegeben. Uber die gesetzlichen
Bestimmungen hinausgehende Rechte und Pflichten kénnen aus dem Erlass nicht abgeleitet

werden. Bei Erledigungen haben Zitierungen mit Hinweisen auf diesen Erlass zu unterbleiben.

1 Anwendungsbereich

1.1 Allgemeines

Mit dem Wirtschaftliche Eigentimer Registergesetz (WiEReG), BGBI. | Nr. 136/2017, wurde
das von der 4. und 5. Geldwascherichtlinie vorgesehene Register fiir Gesellschaften und
sonstige juristische Personen sowie das Register fiir Trusts und trustdhnliche
Vereinbarungen in einem zentralen Register umgesetzt. Auf dieser Basis wurde das Register
der wirtschaftlichen Eigentiimer mit 15. Janner 2018 eingerichtet und wird vom

Bundesminister flr Finanzen als Registerbehorde gefiihrt.
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Als Ergdnzung zu diesem Erlass hat die Registerbehorde auf der Homepage des BMF

allgemeine Informationen sowie eine umfangreiche Beispielsammlung als Hilfestellung zur

Feststellung der wirtschaftlichen Eigentiimer zur Verfligung gestellt. Ebenso wird dort die

vom BMF gefiihrte Landerliste veroffentlicht — siehe Abschnitt 6.4.6 (Rechtsformspezifische

Nachweise und landerspezifische Informationen).

1.2 Meldepflichtige Rechtstrager

In den Anwendungsbereich des WIEReG fallen gemal3 § 1 Abs. 2 WiEReG die folgenden

Gesellschaften und sonstige juristische Personen mit Sitz im Inland sowie Trusts,

trustdhnliche Vereinbarungen und meldepflichtige auslandische Rechtstrager:

offene Gesellschaften;

Kommanditgesellschaften;

Aktiengesellschaften;

Gesellschaften mit beschrankter Haftung;

Flexible Kapitalgesellschaften;

Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften;
Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit;

kleine Versicherungsvereine;

Sparkassen;

Europaische wirtschaftliche Interessensvereinigungen (EWIV);
Europadische Gesellschaften (SE);

Europaische Genossenschaften (SCE);

Privatstiftungen gemaf} § 1 PSG;

sonstige Rechtstrager, deren Eintragung im Firmenbuch gemall § 2 7 13 FBG vorgesehen
ist;

Vereine gemaR § 1 VerG;

Stiftungen und Fonds gemafls § 1 BStFG 2015;

aufgrund eines Landesgesetzes eingerichtete Stiftungen und Fonds, sofern die
Anwendung dieses Bundesgesetzes landesgesetzlich vorgesehen ist;

Trusts gemaR § 1 Abs. 3 WIiEReG, wenn sie vom Inland aus verwaltet werden, oder falls

sich die Verwaltung nicht im Inland oder in einem anderen Mitgliedstaat befindet, wenn
der Trustee im Namen des Trusts im Inland eine Geschaftsbeziehung aufnimmt oder sich
im Namen des Trusts nach dem 1. April 2021 verpflichtet, Eigentum an einem im Inland
gelegenen Grundstlick zu erwerben. Eine Verwaltung im Inland liegt insbesondere dann
vor, wenn der Trustee seinen Wohnsitz bzw. Sitz im Inland hat;

trustahnliche Vereinbarungen, wenn sie vom Inland aus verwaltet werden, oder falls sich

die Verwaltung nicht im Inland oder in einem anderen Mitgliedstaat befindet, wenn die
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mit einem Trustee vergleichbare Person im Namen der trustdhnlichen Vereinbarung im
Inland eine Geschaftsbeziehung aufnimmt oder sich im Namen der trustahnlichen
Vereinbarung nach dem 1. April 2021 verpflichtet, Eigentum an einem im Inland
gelegenen Grundstlick zu erwerben. Eine Verwaltung im Inland liegt insbesondere dann
vor, wenn der mit einem Trustee vergleichbare Gewalthaber (Treuhander) seinen
Wohnsitz bzw. Sitz im Inland hat.

e meldepflichtige auslandische Rechtstrager; das sind Gesellschaften, Stiftungen und
vergleichbare juristische Personen, deren Sitz sich nicht im Inland oder einem anderen
Mitgliedstaat befindet, sofern sie sich nach dem 1. April 2021 verpflichten, Eigentum an

einem im Inland gelegenen Grundstlick zu erwerben.

Die Verpflichtung zum Grundstiickserwerb im Sinne der § 1 Abs. 2 Z 17 bis 19 WIiEReG muss

weder zeitlich, noch auf ein bestimmtes Grundstlick konkretisiert sein. So begriindet
beispielsweise auch die Verpflichtung, innerhalb eines bestimmten Zeitraumes eines von
mehreren zur Wahl stehenden Grundstiicken in Osterreich zu erwerben, die Anwendung des
WIEReG auf den betreffenden Rechtstrager. Hingegen stellt etwa eine Kaufoption zum
Marktpreis auf den Erwerb eines inlandischen Grundstlicks keine Verpflichtung im Sinne der

oben genannten Bestimmungen dar.

Definitionsgemal nicht in den Anwendungsbereich des WiIiEReG fallen:

e Im Firmenbuch eingetragene Zweigniederlassungen auslandischer Gesellschaften, da
diese ein rechtlich unselbstandiger Teil eines Rechtstragers mit Sitz im Ausland sind

e Wohnungseigentlimergemeinschaften

e Agrargemeinschaften

e Gesellschaften nach burgerlichem Recht

e Einzelunternehmer, auch wenn diese im Firmenbuch protokolliert sind

e Kirchen, Rechtsformen nach kirchlichem Recht (zB kanonische Stiftungen und anerkannte
Religionsgemeinschaften)

e Politische Parteien

Bei allen Rechtstrdgern, die aus dem Firmenbuch bzw. aus dem Vereinsregister
Ubernommen werden, sowie bei gemeinnitzigen Stiftungen und Fonds ist eine Priifung, ob
ein Sitz im Inland vorliegt, nicht erforderlich, da dies automatisationsunterstiitzt erfolgt. Bei
Trusts, trustahnlichen Vereinbarungen und meldepflichtigen ausldandischen Rechtstragern ist
hingegen von den verantwortlichen Organen/Vertretungsbefugten des Rechtstragers zu
prifen, ob die im Anwendungsbereich genannten Voraussetzungen vorliegen. Siehe dazu
Abschnitt 2.9 (Trusts und trustahnliche Vereinbarungen) sowie Abschnitt 2.10
(Meldepflichtige auslandische Rechtstrager).
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Ausnahmen vom Anwendungsbereich des § 1 WiEReG bedeuten keine Ausnahme vom
Anwendungsbereich der berufsspezifischen Sorgfaltspflichten gemall anderer
Aufsichtsgesetze. Umgekehrt sind auch Ausnahmen, die in anderen Aufsichtsgesetzen
vorgesehen sind, wie beispielsweise die Ausnahme fiir borsennotierte Gesellschaften gemaR
§ 273 FM-GwG (oder § 87 Abs. 2 Z 18 lit. a sublit. aa) und bb) WTBG 2017), nicht flr das
WiEReG anwendbar.

Gemal § 1 Abs. 2 WIiEReG fallen auch bérsennotierte Aktiengesellschaften in den

Anwendungsbereich des WIiEReG. Der § 2 Z 3 FM-GwG umfasst die Begriffsbestimmungen

und legt die fir das FM-GwG gliltigen Begriffe fest. An dieser Stelle wird im FM-GwG somit
festgehalten, dass die Definition eines wirtschaftlichen Eigentiimers gemal8 § 2 Z 1 WiEReG

flr das FM-GwG im Hinblick auf bérsennotierte Gesellschaften keine Anwendung findet.
Dies bedeutet jedoch keine Ausnahme von der Meldeverpflichtung nach dem WiEReG,
welches in § 1 Abs. 2 Z 3 Aktiengesellschaften ausdricklich unter den Anwendungsbereich
des WIEReG stellt. Auch fiir borsennotierte Gesellschaften und Rechtstrager gemaR § 1 Abs.
2 WIEReG, die von borsennotierten Gesellschaften kontrolliert werden, sind daher die
wirtschaftlichen Eigentiimer nach den Bestimmungen des § 2 WiEReG zu ermitteln und an
das Register zu melden.

2 Definition des wirtschaftlichen Eigentiimers

Im Sinne des Einleitungssatzes des § 2 WiEReG sind wirtschaftliche Eigentliimer jene
natirlichen Personen, in deren Eigentum oder unter deren Kontrolle ein Rechtstrager
letztlich steht. Bei Gesellschaften (§ 2 Z 1 WIEReG) sind wirtschaftliche Eigentiimer jene

natirlichen Personen, die direkt oder indirekt einen ausreichenden Anteil von Aktien oder
Stimmrechten (einschlieRlich in Form von Inhaberaktien) halten, ausreichend an der
Gesellschaft beteiligt sind (einschlieflich in Form eines Geschafts- oder Kapitalanteils) oder

Kontrolle auf die Gesellschaft austiben.

Daraus ergibt sich, dass wirtschaftliche Eigentlimer einer Gesellschaft nur natiirliche

Personen sein kdnnen, die

e direkt oder indirekt einen ausreichenden Anteil von Aktien halten oder ausreichend an
der Gesellschaft beteiligt sind (1. Fallgruppe),

e direkt oder indirekt einen ausreichenden Anteil von Stimmrechten an der Gesellschaft
halten (2. Fallgruppe) oder

e Kontrolle auf die Gesellschaft austiben (3. Fallgruppe).

Das Vorliegen der Voraussetzungen der drei Fallgruppen ist fiir jeden potentiellen
wirtschaftlichen Eigentliimer gesondert zu prifen. Die erfolgreiche Feststellung eines oder

mehrerer wirtschaftlicher Eigentlimer nach der ersten oder zweiten Fallgruppe befreit daher
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nicht von der Verpflichtung zur Feststellung allfalliger weiterer wirtschaftlicher Eigentimer

nach den verbleibenden Fallgruppen.

Es sind daher alle natlirlichen Personen, die die Voraussetzungen einer oder mehrerer der
drei Fallgruppen erfiillen, als wirtschaftliche Eigentimer festzustellen und zu melden. Nur
wenn nach allen drei Fallgruppen kein wirtschaftlicher Eigentlimer ermittelt werden kann,
darf ein subsidiarer wirtschaftlicher Eigentiimer (= oberste Fihrungsebene des
meldepflichtigen Unternehmens) festgestellt und gemeldet werden.

Bei der Feststellung ist direktes von indirektem Eigentum zu unterscheiden:

e Direktes wirtschaftliches Eigentum liegt vor, wenn eine natirliche Person einen Anteil
von Aktien oder Stimmrechten von mehr als 25% oder eine Beteiligung von mehr als 25%
an der Gesellschaft halt oder eine nattirliche Person oder mehrere natiirliche Personen
gemeinsam direkt Kontrolle auf die Gesellschaft ausiiben.

¢ Indirektes Eigentum liegt vor, wenn ein Rechtstrager einen Anteil von Aktien oder
Stimmrechten von mehr als 25% oder eine Beteiligung von mehr als 25% an der
Gesellschaft halt und eine naturliche Person oder mehrere natirliche Personen

gemeinsam direkt oder indirekt Kontrolle auf diesen Rechtstrager austiben.

2.1 Direktes Eigentum

Direkter wirtschaftlicher Eigentimer gemal® § 2 Z 1 lit. a sublit. aa WiEReG ist eine natirliche

Person, die einen Anteil von Aktien, Beteiligungen oder Stimmrechten von mehr als 25% an
der zu meldenden Gesellschaft halt; sowie eine natlirliche Person oder mehrere natiirliche
Personen, die gemeinsam direkt Kontrolle auf die meldende Gesellschaft ausiibt bzw.
ausuben.

Beispiel direktes Eigentum: Person 3 ist direkter wirtschaftlicher Eigentiimer der GmbH A,

da Person 3 mit mehr als 25% an der GmbH A beteiligt ist. Die Personen 1 und 2 sind keine
wirtschaftlichen Eigentiimer, da diese mit weniger als 25% an der GmbH A beteiligt sind.

9 ]
[ [ ]
Person 1 Person 2 P
20 % 10 % 70 %
GmbH
A
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Dabei ist zu beachten, dass alle genannten Fallgruppen unabhéangig voneinander direktes
wirtschaftliches Eigentum begriinden. So kann beispielsweise direktes Eigentum einer
natlirlichen Person allein durch direkte Kontrolle auf die Gesellschaft begriindet werden,
auch wenn diese Person keinen ausreichenden Anteil an Aktien, Beteiligungen oder
Stimmrechten an der Gesellschaft halt, wahrend eine andere natiirliche Person aufgrund
einer direkten Beteiligung von mehr als 25% wirtschaftlicher Eigentliimer ist. Ebenso kann
eine Person mit einer Beteiligung von 20% wirtschaftlicher Eigentlimer sein, wenn diese Gber
30% der Stimmrechte verfigt.
Beispiel direktes Eigentum (Beteiligung/Stimmrechte unterschiedlich): Person 1 ist —
obwohl sie an GmbH A nur mit 20% beteiligt ist — direkter wirtschaftlicher Eigentiimer der
GmbH A, da sie liber 60% der Stimmrechte verfiigt. Person 2 ist kein direkter
wirtschaftlicher Eigentiimer der GmbH A, da sie mit 20% keine ausreichende Beteiligung
hdlt, mit 20% iiber keinen ausreichenden Anteil an Stimmrechten verfiigt und auch sonst

keine Kontrolle ausiibt. Person 3 ist direkter wirtschaftlicher Eigentiimer der GmbH A, da
sie mit einem Anteil von 60% ausreichend an der GmbH A beteiligt ist.

Person 2
209 | 60% 20% | 20% 60% | 20%

GmbH

2.2 Indirektes Eigentum

Indirektes wirtschaftliches Eigentum gemaR & 2 Z 1 lit. a sublit. bb WIiEReG liegt vor, wenn

e eine natirliche Person oder mehrere natiirlichen Personen gemeinsam direkt oder
indirekt Kontrolle auf einen Rechtstrager auslibt bzw. ausiiben, der wiederum einen
Aktienanteil, eine Beteiligung oder Stimmrechte von mehr als 25% am meldepflichtigen
Rechtstrager halt (Variante 1).

e Wenn mehrere Rechtstrager, die von derselben natiirlichen Person oder denselben
natirlichen Personen direkt oder indirekt kontrolliert werden, insgesamt einen
Aktienanteil, eine Beteiligung oder Stimmrechte von mehr als 25% an der Gesellschaft
halten, so ist diese natlirliche Person oder sind diese natirlichen Personen

wirtschaftliche Eigentimer (Variante 2).

Bei dieser Beurteilung sind in jedem Fall auch jene natiirlichen Personen und Rechtstrager
einzubeziehen, deren individuelle Anteile unter dem Schwellenwert fir direktes oder

indirektes Eigentum liegen. Dies gilt insbesondere dann, wenn zusatzliche Anhaltspunkte
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vorliegen, die ein wirtschaftliches Eigentum nahelegen. Die Priifung hat soweit zu erfolgen,

als dies zum Verstandnis der Eigentums- und Kontrollstruktur erforderlich ist (§ 3 Abs. 1
WIEReG). Praktisch bedeutsam ist diese Priifung, da sich wirtschaftliches Eigentum etwa

auch erst durch die Zusammenrechnung von Anteilen ergeben kann.

Beispiel indirektes Eigentum (Variante 1): Eigentiimer der GmbH A sind eine natiirliche
und eine juristische Person. Person 1 ist direkter wirtschaftlicher Eigentiimer der GmbH A,

da Person 1 mit mehr als 25% an der GmbH A beteiligt ist. Der direkte Eigentiimer der
GmbH B, Person 2, ist indirekter wirtschaftlicher Eigentiimer der GmbH A, da Person 2
direkt Kontrolle auf GmbH B ausiibt. GmbH B ist dabei der oberste Rechtstrdger.

T0%

100%%

GmbH

GmbH

30%

Beispiel indirektes Eigentum (Variante 2): Person 2 ist durch die Beteiligungen an GmbH B,

GmbH C und GmbH D indirekt an der GmbH A beteiligt. Person 2 ist somit indirekter

wirtschaftlicher Eigentiimer der GmbH A, da sie mehrere Rechtstréger direkt kontrolliert,
die in Summe mehr als 25% der Anteile der GmbH A halten. Zusammengerechnet ergeben

die Anteile von GmbH B, GmbH C und GmbH D einen Anteil von 26% an GmbH A.

100%: 10096 100%
GmbH GmbH GmbH
B C D
16%% 5% 50
GmbH
A
74%
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2.2.1 Hinzurechnung von direkten gehaltenen Anteilen bei indirekten wirtschaftlichen

Eigentiimern bzw. Zusammenrechnung von direkten und/oder indirekten Anteilen

Bei der Berechnung der Anteile und Beteiligungen natirlicher Personen sind zu indirekten
Anteilen gemal® § 2 Z 1 lit. a sublit. bb dritter Satz WiEReG auch immer die direkt gehaltenen

Anteile hinzuzurechnen. Diese Hinzurechnung hat immer nur auf derselben
Beteiligungsebene zu erfolgen. Wenn die betreffende Person lber keinen ausreichenden

direkten Anteil verfiigt, so ist diese nur als indirekter wirtschaftlicher Eigentiimer zu melden.

Beispiel Zusammenrechnung direkter und indirekter Anteile: Die fiir Person 2
notwendigen 25% an der GmbH A werden in Kombination mit dem direkten Anteil von 20%
und dem indirekt liber die GmbH B gehaltenen Anteil von 20% hergestellt. Fiir die
Zusammenrechnung der direkten und indirekten Anteile ist es erforderlich, dass die Person
2 Kontrolle auf die GmbH B ausiiben kann. Dies ist gegeben, da die Person 2 mit 75% an der
GmbH B beteiligt ist. Durch die von Person 2 direkt gehaltenen Anteile an der GmbH A
entsteht somit wirtschaftliches Eigentum (iber die GmbH B, obwohl diese nur mit 20% an
der GmbH A beteiligt ist und somit alleine kein wirtschaftliches Eigentum begriinden
kénnte.

Person 3
75% 2554

GmbH

60% 20% 20%a

GmbH

Bei einer Person, die eine Funktion bei einer am meldepflichtigen Rechtstrager beteiligten
Privatstiftung austibt, sind von dieser Person direkt gehaltene Anteile den Anteilen der
Privatstiftung hinzuzurechnen. Auf das wirtschaftliche Eigentum der Gbrigen Personen, die

Funktionen bei der Privatstiftung ausliben, wirkt sich dies jedoch nicht aus.

Beispiel Zusammenrechnung direkter und indirekter Anteile bei Funktionstrédgern: Wenn
eine Privatstiftung (Stiftung A) mit 15% am meldepflichtigen Rechtstriger GmbH A beteiligt
ist und die Person 1/der Stifter mit ebenfalls 15% direkt beteiligt ist, dann ist liber die
Privatstiftung nur die Person 1/der Stifter wirtschaftlicher Eigentiimer der GmbH A. Da die
Personen im Stiftungsvorstand und die Begiinstigten durch die zu geringe Beteiligung der
Privatstiftung keine wirtschaftlichen Eigentiimer sind, ist lediglich Person 1 als indirekter
wirtschaftlicher Eigentlimer der GmbH A zu melden. Die Privatstiftung A ist als oberster
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Rechtstréiger zu melden. Sofern es sich bei der Privatstiftung A um eine inléndische
Privatstiftung handelt, ist im Meldeformular ausdriicklich auf die automationsunterstiitzte
Ubernahme der wirtschaftlichen Eigentiimer aus der Meldung der Privatstiftung A zu
verzichten, da andernfalls sdmtliche Funktionstréiger der Privatstiftung in die Meldung der
GmbH A iibernommen werden wiirden. Hinweis: Zu einer Zusammenrechnung der Anteile
wiirde es auch dann kommen, wenn Person 1 im genannten Beispiel nicht Stifter, sondern
ein anderer Funktionstrdger, etwa Beglinstigter oder Stiftungsvorstand, wdre.

G &
Stiftungswvorstand Beglinstigher
15% 15%a T0%

GmbH

Ebenso ist vorzugehen, wenn bei zwei oder mehreren Privatstiftungen, die direkt oder
indirekt keine ausreichenden Anteile am meldepflichtigen Rechtstrager halten, die Personen
teilweise ident sind. Die betreffenden Personen (zB der Stifter, Begiinstigte oder
Stiftungsvorstdande), die bei mehreren Privatstiftungen Funktionen austiben, kdnnen durch
Zusammenrechnung der Anteile wirtschaftliche Eigentiimer werden. Die Ubrigen
Funktionstrager sind keine wirtschaftlichen Eigentiimer, weswegen — wenn sich der Sitz der
Privatstiftung im Inland befindet — bei der Meldung der Privatstiftung als oberster
Rechtstrager ausdriicklich auf die automationsunterstitzte Datenliibernahme der
wirtschaftlichen Eigentiimer aus der Meldung der Privatstiftung verzichtet werden muss und
lediglich die identen Personen als indirekte wirtschaftliche Eigentiimer mit der jeweiligen
Privatstiftung als oberster Rechtstrager zu melden sind (Eine Meldung als oberster
Rechtstriger ohne diesen Verzicht wiirde zur automatisierten Ubernahme der tibrigen

Personen flihren).

Beispiel Zusammenrechnung bei Funktionstréigern: Bei der Privatstiftung A und der
Privatstiftung B ist eine Person ident (der Stifter). Weder die Privatstiftung A noch die
Privatstiftung B iiben Kontrolle auf die GmbH B aus. Da der Stifter aber eine Funktion bei
der Privatstiftung A und der Privatstiftung B auslibt, sind die Beteiligungen der
Privatstiftung A und der Privatstiftung B an der GmbH B zusammenzurechnen, wodurch nur
im Hinblick auf den Stifter ein Kontrollverhdltnis hergestellt wird. Der Stifter wird dadurch
indirekter wirtschaftlicher Eigentiimer der GmbH A mit der Privatstiftung A und der
Privatstiftung B als oberste Rechtstrdger. Die (ibrigen Funktionstréiger der Privatstiftung A
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und der Privatstiftung B sind keine wirtschaftlichen Eigentiimer der GmbH A. Sofern es sich
bei den beiden Privatstiftungen um inléndische Privatstiftungen handelt, ist daher im
Meldeformular ausdriicklich auf die automationsunterstiitzte Ubernahme der
wirtschaftlichen Eigentiimer aus den Meldungen der beiden Privatstiftungen zu verzichten.

a8 @ 9 a8
([ ] ] [ an
Stiftungsvorstand  Bagunstigher Beglnstigter  Stiftungsworstand

Stiftung
B

50% 50%

GmbH

100%

GmbH

2.3 Kontrolle

Das wirtschaftliche Eigentum an Rechtstragern gemal der Definitionin § 2 Z 1 WIiEReG kann

auch durch Ausiibung von Kontrolle auf die Gesellschaft begriindet werden. Von Kontrolle ist

auszugehen, wenn eine natirliche Person

e direkt oder indirekt einen Aktienanteil von 50% zuzuglich einer Aktie oder eine
Beteiligung von mehr als 50% halt;
e eines oder mehrere der Kriterien des § 244 Abs. 2 UGB erfullt:

— die Mehrheit der Stimmrechte der Gesellschafter zusteht,

— das Recht zusteht, die Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder
Aufsichtsorgans zu bestellen oder abzuberufen, und sie gleichzeitig Gesellschafter ist
oder

— das Recht zusteht, einen beherrschenden Einfluss auszuiiben, oder

— auf Grund eines Vertrages mit einem oder mehreren Gesellschaftern des
Tochterunternehmens das Recht zur Entscheidung zusteht, wie Stimmrechte der
Gesellschafter, soweit sie mit ihren eigenen Stimmrechten zur Erreichung der
Mehrheit aller Stimmen erforderlich sind, bei Bestellung oder Abberufung der

Mehrheit der Mitglieder des Leitungs- oder eines Aufsichtsorgans auszuliben sind.

e eine Funktion gemall § 2 Z 2 oder Z 3 WIiEReG bei einem obersten Rechtstrager innehat;
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e die Gesellschaft auf andere Weise letztlich kontrolliert;
e aufgrund einer entsprechenden Treuhandvereinbarung oder einer vergleichbaren

rechtlichen Vereinbarung auf das Treugut (Aktienanteil, Beteiligung) einwirken kann.

Eine bloRe Beteiligung am Gewinn und/oder Verlust einer Gesellschaft begriindet fir sich

alleine keine Kontrolle.

2.3.1 Stimmrechtsbindungen und Syndikatsvertrage

Ein Syndikatsvertrag zwischen Gesellschaftern einer bereits bestehenden oder erst zu
griindenden Kapital- oder Personengesellschaft ist eine zusatzliche schuldrechtliche
Absprache, die das Gesetz und den Gesellschaftsvertrag erganzt. Die Stimmrechtsbindung als
Bestandteil dieses Vertrags kann die Bildung einer Mehrheit in der

Gesellschafterversammlung in der Syndikatsgesellschaft ermoéglichen.

Ein Syndizierungsvertrag begriindet nur dann wirtschaftliches Eigentum, wenn dieser tber
die bloRe Kooperation bei der Stimmrechtsausiibung, bei Uneinigkeit ein
Schlichtungsverfahren oder eine vorgesehene Entscheidung eines Dritten hinausgeht. Bei
der Feststellung von wirtschaftlichem Eigentum bedeutet dies, dass ein Syndizierungsvertrag
nur dann wirtschaftliches Eigentum begriindet, wenn dieser das Recht auf die Mehrheit der
Stimmrechte oder das Recht auf Bestellung/Abberufung der Mehrheit der Organmitglieder
gewahrleistet (siehe auch Nowotny in Straube/Ratka/Rauter, UGB |I/RLG3 § 244;

Stand 1.11.2011, rdb.at).

Ein Stimmrechtsbindungs- oder Syndikatsvertrag begriindet daher wirtschaftliches Eigentum
einer Person, wenn diese Person durch die vertragliche Vereinbarung die Stimmrechte
anderer Gesellschafter ausliben darf. Entscheidend ist daher, dass einem Gesellschafter oder
einer Gesellschaftergruppe die Moglichkeit eingeraumt wird, eine Mehrheit zu erlangen, die
diese mit ihren Gesellschaftsanteilen bei direkter Abstimmung in der
Gesellschafterversammlung nicht erreichen wiirde. Diesem Gesellschafter muss daher die

Mehrheit der Stimmrechte innerhalb des Syndikats zukommen.

Beispiel Syndikatsvertrag: Person 1, die einen Gesellschaftsanteil von 40% an der GmbH B
hdlt und Person 2, die einen Gesellschaftsanteil von 20% an der GmbH B hdilt, haben einen
Syndikatsvertrag geschlossen, der eine mehrheitliche Entscheidung im Syndikat vorsieht.
Damit hat Person 1 allein durch den Syndikatsvertrag eine gesicherte Mehrheit und damit
Kontrolle im Sinne des § 244 Abs. 2 UGB erlangt. Person 1 stehen im Konsortium 40/60stel
der Stimmrechte zur Verfiigung, durch die sie Einfluss auf 60% der Stimmrechte in der
Gesellschafterversammlung hat. Person 2 und 3 sind mangels Kontrolle keine
wirtschaftlichen Eigentiimer der GmbH A.
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‘ &
[ ]
Person 2 Person 3
40% 20%0 40%%

GmbH

100%

GmbH

2.3.2 Gemeinsame Kontrolle (Personengruppen)

Zu beachten ist, dass im Anwendungsbereich des § 244 Abs. 2 UGB grundsatzlich jede der

Ziffern immer nur von einer Muttergesellschaft erfillt werden kann, es aber auch moglich

ist, dass verschiedene Muttergesellschaften unterschiedliche Ziffern verwirklichen.

Fiir das WIEReG bedeutet das beispielsweise, dass bei einem obersten Rechtstrager

e einer Person A die Mehrheit der Stimmrechte zustehen kann und
e einer Person B, die nur 20% der Aktien halt, das Recht zustehen kann, die Mehrheit der
Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans zu bestellen oder

abzuberufen.

In diesem Beispiel Giben sowohl die Person A als auch die Person B Kontrolle aus. Eine

gemeinsame Kontrolle kann sich daher im Anwendungsbereich des § 244 Abs. 2 UGB nicht

ergeben.

Die Definition des § 2 WIiEReG sieht aber auch das Konzept einer gemeinsamen Kontrolle
durch mehrere Personen vor. Eine gemeinsame Kontrolle kann sich aus einer
entsprechenden Satzungsbestimmung, Stimmrechtsbindungen oder einem Syndikatsvertrag
ergeben. Entscheidend ist, dass diese Personen nach aufien hin gemeinsam auftreten und
innerhalb des Konsortiums einstimmig entscheiden. Diesfalls sind alle Gesellschafter, die
Vertragsparteien des betreffenden Vertrages sind, auch als wirtschaftliche Eigentiimer
festzustellen. Bei einer mehrheitlichen Entscheidung im Syndikat kann nur eine Kontrolle —
und somit ein wirtschaftliches Eigentum — jenes Syndikatsmitgliedes vorliegen, das die
Mehrheit der Stimmrechte im Syndikat hat.
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Wenn nur zwei Gesellschafter einen Syndikatsvertrag abgeschlossen haben, dann liegt
ebenfalls eine gemeinsame Kontrolle vor, wenn diese nach auBen hin geschlossen auftreten

und im Innenverhaltnis ein Mechanismus zur Entscheidungsfindung vorgesehen ist.

Eine gemeinsame Kontrolle kann sowohl bei direktem als auch bei indirektem

wirtschaftlichem Eigentum vorliegen.

Ein wesentlicher Unterschied zu § 244 Abs. 2 UGB liegt darin, dass alle Mitglieder des

Konsortiums wirtschaftliche Eigentiimer sind, auch wenn diese innerhalb des Konsortiums

nicht Gber die Mehrheit der Stimmrechte verfiigen.

2.3.3 Herstellung von Kontrolle durch Treuhandschaftsvertrage

In § 2 Z 1 Schlussteil WiEReG wird festgelegt, dass ein Treugeber oder eine vergleichbare

Person Kontrolle durch ein Treuhandschaftsverhaltnis oder ein vergleichbares
Rechtsverhaltnis ausilibt. Kontrolle durch einen Treuhandschaftsvertrag kann sowohl im
Hinblick auf direkte und indirekte Eigentiimer als auch innerhalb einer Beteiligungskette
vorkommen. Ebenso kann durch einen Treuhandschaftsvertrag ein Kontrollverhaltnis

zwischen zwei juristischen Personen hergestellt werden.

Es handelt sich somit auch um direktes wirtschaftliches Eigentum, wenn eine natirliche oder
juristische Person (Treuhander) einen ausreichenden Anteil oder eine ausreichende
Beteiligung (Treugut) an einem Rechtstrager aufgrund einer Treuhandvereinbarung (oder
einer vergleichbaren rechtlichen Vereinbarung) fiir einen Dritten (Treugeber) direkt halt. Da
dem Dritten das Treugut aufgrund der entsprechenden Vereinbarung unmittelbar
zurechenbar ist, ist dieser auch direkter wirtschaftlicher Eigentiimer. Zusatzlich ist aber auch
der Treuhander als zivilrechtlicher Eigentiimer aufgrund des Haltens eines ausreichenden

Anteils oder einer ausreichenden Beteiligung direkter wirtschaftlicher Eigentimer.

Die Kontrolle des Treugebers besteht immer im Hinblick auf die treuhandig gehaltenen
Geschafts- oder Kapitalanteile. Der Treugeber ist gedanklich an die Stelle des Treuhanders zu
setzen und es ist zu prifen, ob unter Zusammenrechnung mit anderen direkt und indirekt
gehaltenen oder kontrollierten Anteilen ein wirtschaftliches Eigentum des Treugebers oder
einer diesem Ubergeordneten natiirlichen Person (etwa durch einen weiteren
Treuhandschaftsvertrag) besteht. Ergibt sich auch unter Zusammenrechnung aller Anteile
keine ausreichende Beteiligung des Treugebers (bspw., weil ein Anteil von 25% oder weniger
treuhdndig gehalten wird und keine weiteren Beteiligungen bestehen), dann ist der

Treugeber kein wirtschaftlicher Eigentiimer.

Ist der Treugeber eine juristische Person, dann ist zu prifen, ob natirliche Personen, die

dieser juristischen Person libergeordnet sind, durch dieses Kontrollverhaltnis wirtschaftliche

© Bundesministerium fur Finanzen Seite 13

13 von 98


http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1051100&ida=UGB&gueltig=20240913&hz_id=1051100&dz_VonParagraf=244&dz_VonAbsatz=2
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=2&dz_VonZiffer=1

Eigentiimer werden. Wenn bspw. eine Privatstiftung, eine gemeinnitzige Stiftung oder
Fonds, ein Trust oder eine trustahnliche Vereinbarung Treugeber ist, dann sind deren
Funktionstrager wirtschaftliche Eigentimer, sofern der treuhdndig gehaltene Anteil
wirtschaftliches Eigentum begriindet. Wenn bspw. eine GmbH Treugeber ist, dann wird
durch den Treuhandschaftsvertrag die Kontrollkette hergestellt. Natiirliche Personen, die
Kontrolle auf die GmbH ausliben, sind diesfalls wirtschaftliche Eigentliimer des
meldepflichtigen Rechtstragers.

GemalR § 5 Abs. 1 Z 3 lit. a WIiEReG hat der meldepflichtige Rechtstrager die Art und den
Umfang des wirtschaftlichen Interesses aller wirtschaftlichen Eigentlimer unter Angabe, ob

ein relevantes Treuhandschaftsverhaltnis vorliegt und ob der wirtschaftliche Eigentiimer
Treuhdnder oder Treugeber ist, bekannt zu geben. Ein relevantes Treuhandschaftsverhaltnis
liegt jedenfalls dann vor, wenn ein Treuhandschaftsverhaltnis oder ein dhnliches
Rechtsverhaltnis vorliegt, aufgrund dessen eine natirliche Person wirtschaftlicher
Eigentlimer des meldepflichtigen Rechtstragers wird und der betreffende wirtschaftliche
Eigentlimer selbst Vertragspartner des Treuhandschaftsvertrages oder des ahnlichen
Rechtsverhaltnisses ist. Aber auch Treuhandschaften, die lediglich eine Kontrolle zwischen
Rechtstragern in der Eigentiimerkette herstellen, miissen bei der Ermittlung der
wirtschaftlichen Eigentiimer beriicksichtigt und — sofern ein fiir die Ermittlung des
wirtschaftlichen Eigentums relevantes Treuhandschaftsverhaltnis vorliegt — bei der Meldung
angegeben werden (§ 5 Abs. 1 Z 3a WIiEReG). Relevant im Sinne dieser Bestimmung sind jene

Treuhandschaften, aufgrund derer

e eine natirliche Person wirtschaftlicher Eigentiimer des zu meldenden Rechtstragers
wird, oder

e durch die eine Kontrolle in der Eigentliimerkette hergestellt wird, wodurch eine
natirliche Person wirtschaftlicher Eigentiimer des zu meldenden Rechtstragers wird,
oder

e sich durch das Vorliegen einer Treuhandschaft in der Beteiligungs- und Kontrollstruktur
Art oder Umfang des wirtschaftlichen Eigentums eines direkten/indirekten

wirtschaftlichen Eigentliimers andern.

Daraus ergibt sich, dass bei subsididren Meldungen der obersten Filhrungsebene keine

relevanten Treuhandschaften iSd § 5 Abs. 1 Z 3a WiEReG vorliegen bzw. gemeldet werden

dirfen. Wird bei der Meldung eines wirtschaftlichen Eigentliimers ein
Treuhandschaftsverhaltnis bejaht, da dieser Treuhdnder oder Treugeber ist, so liegt

jedenfalls ein relevantes Treuhandschaftsverhaltnis vor.

Beispiel Treuhandschaft zwischen natiirlichen Personen: Die rechtlichen Eigentiimer der
GmbH A sind zwei natiirliche Personen (Person 1 und 2) sowie eine juristische Person
(GmbH B). Person 1 hdilt die Anteile treuhdndig fiir Person 4, Person 2 hdlt die Anteile
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treuhdndig fiir Person 5. Da die von Person 1 treuhdindig gehaltenen Anteile zu einem
wirtschaftlichen Eigentum von Person 4 fiihren, sind Person 1 und 4 als direkte
wirtschaftliche Eigentiimer an das Register zu melden. Personen 2 und 5 sowie die

Treuhandschaft zwischen diesen Personen miissen nicht an das Register gemeldet werden,

da die von Person 2 treuhdndig gehaltenen Anteile kein wirtschaftliches Eigentum

begriinden. Zusdtzlich muss in diesem Beispiel auch Person 3 als indirekter wirtschaftlicher
Eigentiimer an das Register gemeldet werden.

30%o

Beispiel Treuhandschaft innerhalb der Beteiligungskette: GmbH B und C sind

Person 2
.

100%

GmbH

20%a

GmbH

50%a

Gesellschafter der GmbH A. GmbH B hdlt dabei 33% der Anteile treuhéndig fiir GmbH D.
Person 1 ist alleiniger Eigentiimer der GmbH D. Die Treuhandschaft stellt eine Kontrollkette
zwischen GmbH B und GmbH D her, wodurch Person 1 wirtschaftlicher Eigentiimer der
GmbH A wird. Es liegt daher ein relevantes Treuhandschaftsverhdltnis vor, welches gemdf
$ 5 Abs. 1Z3a WIEReG bei der Meldung anzugeben ist. Sowohl Person 1 als auch Person 2
sind als indirekte wirtschaftliche Eigentiimer zu melden. Oberster Rechtstrdger fiir Person
1: GmbH D; oberster Rechtstréiger fiir Person 2: GmbH B

100%0 100%
GmbH GmbH GmbH
D B =
33% 66%0
GmbH
A
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2.3.4 BerufsmalRige Parteienvertreter als Treuhdander

Grundsatzlich ist festzuhalten, dass Treuhandschaften bei Meldungen an das Register
anzugeben sind, wenn der Treuhander oder Treugeber (aufgrund ausreichender Anteile,
Stimmrechte bzw. Kontrolle) wirtschaftliche Eigentlimer sind bzw. wenn es sich um
relevante Treuhandschaftsverhaltnisse iSd § 5 Abs. 1 Z 3a WiEReG handelt. Dies gilt

unabhangig davon, ob diese bereits anderweitig (bspw. bei Banken oder dem Finanzamt)

offengelegt wurden.

Halten berufsmaRige Parteienvertreter beispielsweise in einer Gesellschaft als
Alleingesellschafter treuhdndig die Anteile flr einen oder mehrere Klienten, so ist der
berufsmaRige Parteienvertreter jedenfalls aufgrund seines rechtlichen Eigentums auch
wirtschaftlicher Eigentiimer. Bei der Meldung ist anzugeben, dass die Anteile treuhandig
gehalten werden und der Parteienvertreter als Treuhdnder auftritt. Ist der Treugeber eine
naturliche Person, so ist dieser als wirtschaftlicher Eigentiimer mit der Angabe, dass eine
Treuhandschaft vorliegt, an das Register der wirtschaftlichen Eigentlimer zu melden, sofern
die fir ihn treuhdndig gehaltenen Anteile hinreichend grol3 sind. Ist der Treugeber eine
juristische Person (und das Treugut hinreichend groR), so wird eine Kontrollbeziehung
hergestellt und es ist zu prifen, ob eine natlrliche Person Kontrolle auf diese juristische
Person ausiibt. Diese natlrliche Person ist zusatzlich als wirtschaftlicher Eigentliimer zu

melden.

2.3.5 Wahrnehmung einer Organfunktion durch einen Eigentliimer eines Rechtstragers

Verfligt ein Gesellschafter einer GmbH oder ein Aktionar einer Aktiengesellschaft nicht Gber
die erforderliche Beteiligung an dem Rechtstrager und tibt dieser gleichzeitig eine
Organfunktion des betreffenden Rechtstragers aus (Geschaftsfiihrer, Vorstand oder
Aufsichtsrat), dann kann dieser Umstand alleine noch kein wirtschaftliches Eigentum dieser

Person begriinden.

2.3.6 Kontrolle durch Finanzierunginstrumente:

Ein fir die Ermittlung des wirtschaftlichen Eigentums relevantes Kontrollverhaltnis kann
auch durch Schuldtitel oder andere Finanzierungsvereinbarungen entstehen, beispielsweise,
wenn sich ein Kreditgeber oder Glaubiger durch Bestimmungen des Kreditvertrags
maRgeblichen Einfluss auf wesentliche geschaftliche Entscheidungen des Rechtstragers
vorbehalt bzw. anderweitig Kontrolle ausliben kann. Im Falle von Kreditvergaben durch
Banken, welchen brancheniibliche Geschaftsbedingungen zugrunde liegen, wird jedoch
keine Kontrolle alleine aufgrund der Finanzierung anzunehmen sein. Ubliche
Vertragsklauseln, die der Sicherung der Anspriiche der Gldaubiger dienen (zB
Zustimmungsvorbehalte zu weiteren Verpfandungen), flihren auch im Falle von

Kreditvergaben durch andere Kreditgeber in der Regel nicht zu einer Kontrolle.
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2.3.7 Korperschaft des 6ffentlichen Rechts

Ist eine Korperschaft 6ffentlichen Rechts direkter Eigentlimer mit zumindest 75% bzw.
indirekter Eigentiimer mit mehr als 50% eines meldepflichtigen Rechtstragers und liegt sonst
keine andere Form des wirtschaftlichen Eigentums durch eine natiirliche Person vor, so kann
fiir diesen Rechtstrager kein wirtschaftlicher Eigentiimer ermittelt werden, da eine
Korperschaft des 6ffentlichen Rechts definitionsgemal keine rechtlichen Eigentiimer hat.
Damit erfillt diese Rechtsform auch nicht den Begriff des Rechtstragers gemaR § 1 Abs. 2
WIiEReG und kann dementsprechend kein oberster Rechtstrager sein. Insbesondere erfiillt
keiner der Funktionstrager einer Kérperschaft des 6ffentlichen Rechts den Tatbestand der
Kontrolle und kann daher auch kein wirtschaftlicher Eigentiimer sein.

Ein Bundesminister ist gemall Art. 19 Abs. 1 B-VG das oberste Organ der Vollziehung. Der

Bundesminister als Organwalter ist daher nicht als wirtschaftlicher Eigentiimer anzusehen,
selbst wenn mit dem Amt eines Bundesministers kraft gesetzlicher Anordnung die alleinige
Ausiibung der Anteilsrechte an einer Gesellschaft verbunden ist. Der Bundesminister bt in
seiner Rolle als Organ der Vollziehung daher keine Kontrolle fiir sich als natiirliche Person

aus, sondern fiir den Bund selbst.

Die oberste politische Ebene eines anderen Staates, unabhangig von der politischen
Ordnung in diesem Staat, ist dem Bund oder anderen Gebietskdrperschaften gleichzusetzen
und ist bzw. hat daher ebenfalls keinen wirtschaftlichen Eigentiimer. Wenn sich am Ende der
Beteiligungskette ein Staatsfonds befindet, kann lGber diese Beteiligung kein wirtschaftlicher

Eigentimer ermittelt werden.

Sofern keine andere naturliche Person als direkter oder indirekter wirtschaftlicher

Eigentliimer festgestellt werden kann, ist gemaR § 2 7 1 lit. b WiEReG die oberste

Flihrungsebene des meldepflichtigen Rechtstragers als wirtschaftlicher Eigentiimer

festzustellen und an das Register zu melden.

Ist eine Kérperschaft des 6ffentlichen Rechts ein Stifter oder Beglinstigter einer
Privatstiftung, dann sind weder die Korperschaft des 6ffentlichen Rechts noch

Funktionstrager derselben an das Register zu melden.

2.3.8 Kirchen und Religionsgemeinschaften

Kirchen, Rechtsformen kirchlichen Rechts (zB kanonische Stiftungen) oder anerkannte
Religionsgemeinschaften erflillen ebenfalls nicht den Begriff des Rechtstragers gemaR § 1
Abs. 2 WIEReG. Fiir diese kommen dieselben Regelungen zur Anwendung wie fiir
Korperschaften des o6ffentlichen Rechts (siehe Abschnitt 2.3.7 (Korperschaft des 6ffentlichen
Rechts)).

© Bundesministerium fur Finanzen Seite 17

17 von 98


http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=1&dz_VonAbsatz=2
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=1&dz_VonAbsatz=2
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BVG&id=2000000&ida=BVG&gueltig=20240913&hz_id=2000000&dz_VonArtikel=19&dz_VonAbsatz=1
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=2&dz_VonZiffer=1&dz_VonLitera=b
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=1&dz_VonAbsatz=2
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=1&dz_VonAbsatz=2

2.3.9 Ausiibung von Kontrolle auf ,andere Weise”

Gemal der Definition der Kontrolle iSd § 244 Abs. 2 UGB muss eine Kontrolle immer

rechtlich begriindet sein. Dies kann nur dann angenommen werden, wenn ein
entsprechendes Rechtsverhiltnis (Treuhandschaftsvertrag, Satzungsbestimmung oder
Stimmrechtsbindungsvertrag) vorliegt. Zu beachten ist auch, dass nicht alle Vertrage der
Schriftform beddrfen.

§ 2 Z 1 lit. a WIEReG stellt ausdriicklich klar, dass auch jene natiirlichen Personen

wirtschaftliche Eigentliimer sind, die die Gesellschaft auf andere Weise letztlich kontrollieren.
Die nachstehenden Ausfiihrungen gelten auch fiir § 2 Z 2 |it. e und 3 lit. a sublit. dd) und lit. b

sublit. dd) WIiEReG sinngemal3. Als Art und Umfang des wirtschaftlichen Interesses ist bei

diesen Personen ,Kontrolle” in den Meldeformularen auszuwahlen.

Eine Kontrolle auf andere Weise kann auf verschiedenste Arten, rechtlich oder durch
faktische Umstande, begriindet werden. Entscheidend ist allerdings immer, dass wesentliche
geschaftliche Entscheidungen im Sinne des Kontrollierenden getroffen werden. Auch
personliche Beziehungen zu der obersten Fiihrungsebene oder zu Gesellschaftern oder
Aktiondren konnen Kontrolle auf andere Weise begriinden, wenn diese derart gestaltet sind,
dass diese Person direkten Einfluss auf wesentliche geschaftliche Entscheidungen nehmen
kann. Alle Entscheidungen in Bezug auf Gewinnausschiittungen oder Entscheidungen, die zu
einer Vermogensverschiebung hin zum Kontrollierenden fiihren, stellen immer wesentliche

geschaftliche Entscheidungen dar.

Bsp.: Die Anteile eines Familienunternehmens werden vom Vater/Mutter an die Kinder, die
auch Geschdftsfiihrer sind, weitergegeben. Der Vater/die Mutter nimmt noch Einfluss auf
wesentliche geschdftliche Entscheidungen, die von den Geschdiftsfiihrern umgesetzt
werden miissen, weil beispielsweise ansonsten Nachteile im Verlassenschaftsverfahren der
Vater/der Mutter drohen.

Bsp.: Die Anteile einer GmbH befinden sich im Alleineigentum eines Ehepartners. Der
andere Ehepartner ist Geschdftsfiihrer und hat mit dem Gesellschafter einen optionsartigen
Abtretungsvertrag unterschrieben, der die zukiinftige Ubernahme der Gesellschaftsanteile
zu einem wirtschaftlich deutlich zu niedrigen Preis erlaubt. Der Ehepartner, der
Geschidiftsfiihrer ist, kann die GmbH auf andere Weise kontrollieren, da dieser auch die
Gesellschafterrechte wahrnehmen kann. Dieser ist daher neben dem Gesellschafter
wirtschaftlicher Eigentiimer.

Bsp.: Es wird eine Person als Scheingesellschafter (und/oder Scheingeschdftsfiihrer)
eingesetzt. Es muss kein schriftlicher Vertrag existieren, aber der Scheingesellschafter bzw.
Scheingeschdftsfiihrer muss wesentliche Entscheidungen im Sinne einer im Hintergrund
agierenden Person treffen. Grund fiir die Kontrolle kénnen finanzielle Griinde (Honorar fiir
die Wahrnehmung der Funktion als Gesellschafter und/oder Geschdiftsfiihrer) aber auch die
Androhung einer Gefdhrdung der wirtschaftlichen Existenz oder von kérperlicher Gewalt
gegen den Scheingesellschafter bzw. Scheingeschdftsfiihrer oder diesem nahestehende
Personen sein. Oftmals wird auch die wirtschaftliche oder rechtliche Unerfahrenheit des
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Scheingesellschafters bzw. Scheingeschdiftsfiihrers ausgenutzt werden. Entscheidend ist,
dass wesentliche Entscheidungen im Sinne des Kontrollierenden getroffen werden, der
ebenfalls wirtschaftlicher Eigentiimer ist.

Bsp.: Die Anteile an einer GmbH werden um einen Euro (wesentlich unter dem Wert der
Beteiligung) an eine nahestehende Person abgetreten, mit der miindlich vereinbart wird,
dass die Anteile zu einem spéiteren, vom ehemaligen Eigentiimer gewdhlten Zeitpunkt
wieder zurlickiibertragen werden. Auch wenn die Vereinbarung nicht schriftlich
festgehalten wird, erméglicht sie dem vorherigen Eigentiimer, jederzeit Kontrolle iiber die
Anteile zu libernehmen. Wenn eine derartige Vereinbarung auch mit Kontrolle (iber das
Tagesgeschdift bzw. dem Treffen wesentlicher geschdftlicher Entscheidungen (zB im
Hinblick auf Gewinnausschiittungen) einhergeht, ist auch der ehemalige Eigentiimer
aufgrund seiner Kontrolle wirtschaftlicher Eigentiimer.

Die oberste Fihrungsebene des meldepflichtigen Rechtstrager wird regelmaRig selbst
wissen, ob diese bei wesentlichen Entscheidungen unter der Kontrolle einer anderen Person
steht. Dies ist entsprechend zu dokumentieren. Bei Gesellschaftern oder Gibergeordneten
Rechtstragern ist eine Kontrolle auf andere Weise nur dann anzunehmen, wenn objektive
und eindeutige Anhaltspunkte vorliegen, die fir das Vorliegen einer Kontrolle auf andere
Weise sprechen. Die Anhaltspunkte sind zu dokumentieren. BloRe Geriichte oder

Vermutungen sind nicht ausreichend.

Durch eine Kontrolle auf andere Weise kann sich ein zusatzlicher wirtschaftlicher Eigentliimer
ergeben, wenn durch eine natiirliche Person Kontrolle in diesem Sinn ausgeiibt wird. Ubt
eine juristische Person Kontrolle auf andere Weise aus, ist zu priifen, ob diese juristische
Person wiederum der Kontrolle einer natiirlichen Person unterliegt, die dann wirtschaftlicher

Eigentumer ist.

Insbesondere kann bei Ehepartnern nicht ohne weiteres davon ausgegangen werden, dass

einer der Ehepartner Kontrolle ausibt.

Eine wirtschaftliche Betrachtungsweise im Sinne der Bundesabgabenordnung (BAO) kommt

fir die Feststellung der wirtschaftlichen Eigentiimer jedoch nicht zur Anwendung.

Kontrolle kann sich zudem im Zusammenhang mit Scheinunternehmen (siehe § 8

Sozialbetrugsbekdampfungsgesetz — SBBG) ergeben und/oder durch Ausiibung von Zwang

(etwa durch Ausnutzen einer finanziellen Notlage). Ein denkbares Szenario betrifft
beispielsweise das Heranziehen von Scheingeschaftsfiihrern fiir Firmen bzw. Firmenmantel,
die gleichzeitig auch als Gesellschafter im Firmenbuch eingetragen werden, allerdings keinen
Einblick in die Geschéftstatigkeit der Firma haben. Die laufende Geschaftstatigkeit als auch
alle wesentlichen Entscheidungen werden durch eine andere Person getroffen, die den
Rechtstrager faktisch kontrolliert. Beispielsweise kann es sein, dass nur der Kontrollierende
Zugriff auf die Bankkonten des Rechtstragers hat und der Scheingesellschafter oder

Geschaftsfihrer nur, wenn erforderlich (in Begleitung eines , Aufpassers®) auftritt. Diese
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faktischen Geschaftsfihrer bzw. Gesellschafter sind daher aufgrund der Austibung von

Kontrolle als wirtschaftliche Eigentiimer iSd WiEReG anzusehen.

2.4 Stimmrechte

Entsprechend dem Einleitungssatz in § 2 Z 1 lit. a WiEReG werden ausreichende Anteile von

Aktien und ausreichende Anteile von Stimmrechten gleichgestellt. Bei der Beurteilung des
Vorliegens von direktem und indirektem wirtschaftlichem Eigentum sind demzufolge nicht
nur die Aktienanteile, Beteiligungen oder Kontrollrechte, sondern auch die Stimmrechte

heranzuziehen.

Wenn ein Teil der Aktien von der Aktiengesellschaft selbst gehalten wird und aufgrund
dessen die Stimmrechte aus den eigenen Aktien ruhen, so erhéht sich dementsprechend das
Gewicht der Uibrigen Stimmrechtsanteile. Somit sind auch natirliche Personen
wirtschaftliche Eigentiimer, die zwar urspriinglich keinen ausreichenden Anteil an
Stimmrechten hatten, deren Anteile jedoch durch die ruhenden Stimmrechtsanteile der
Aktiengesellschaft eine hohere Gewichtung erhalten. Ebenso fihrt das Aufleben von
stimmrechtslosen Vorzugsaktien zu einer Verschiebung der Stimmrechtsverhaltnisse und
muss entsprechend bei der Feststellung der wirtschaftlichen Eigentlimer berticksichtigt

werden.

2.4.1 Ungleiche Anteile an Stimmrechten und Aktien

Bei Vorliegen von ungleichen Anteilen an Stimmrechten und Aktien ist der jeweils hohere
Wert fiir die Feststellung von wirtschaftlichen Eigentiimern heranzuziehen. Sollte
beispielsweise eine natiirliche Person nur 20% der Aktien, jedoch 40% der Stimmrechte an
einem meldepflichtigen Rechtstrager halten, so ist diese Person aufgrund der 40%

Stimmrechte direkter wirtschaftlicher Eigentiimer des meldepflichtigen Rechtstragers.

Da sowohl auf Eigentum als auch auf Stimmrechte abgestellt wird, ist es auch nicht
erforderlich, dass sich die gemeldeten Anteile von Aktien und Stimmrechten auf 100%

addieren lassen.

2.4.2 Inhaberaktien

Aktien missen gemal § 9 Abs. 1 Aktiengesetz 1965 aulier in den Fallen des § 10 Abs. 1 AktG

auf Namen lauten. GemaR § 10 Abs. 1 AktG kdnnen Aktien dann auf Inhaber lauten, wenn

die Gesellschaft borsennotiert ist oder wenn die Aktien nach der Satzung zum Handel an
einer Borse im Sinn des § 3 AktG zugelassen werden sollen. In diesen Fallen ist der
Anteilsbesitz gemal § 10a Abs. 1 bis 4 AktG bei Inhaberaktien durch eine Bestatigung des

depotfiihrenden Kreditinstituts mit Sitz in einem Mitgliedstaat des Europaischen

Wirtschaftsraums oder in einem Vollmitgliedstaat der OECD nachzuweisen
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(Depotbestatigung). In der Satzung oder in der Einberufung konnen weitere geeignete
Personen oder Stellen festgelegt werden, deren Depotbestatigungen von der Gesellschaft

entgegengenommen werden.

Soll durch die Depotbestatigung der Nachweis der gegenwartigen Eigenschaft als Aktionar
gefiihrt werden, so darf sie zum Zeitpunkt der Vorlage bei der Gesellschaft nicht alter als
sieben Tage sein. Bei der Feststellung von wirtschaftlichen Eigentiimern von Inhaberaktien
kann es somit erforderlich sein, die entsprechenden Depotbestatigungen einzuholen und

darauf zu achten, dass diese die formalen Erfordernisse gemafld § 10a Absatz 1 bis 4 AktG

erfiillen. In diesen Fillen sind diese Depotbestitigungen zur Feststellung und Uberpriifung

der wirtschaftlichen Eigentiimer heranzuziehen.

Alternativ kann fir Inhaberaktien von borsennotierten Aktiengesellschaften, deren Aktien
Uber ein multilaterales Handelssystem gehandelt werden, ein Ausdruck von internationalen
Informationsdienstleistern wie Bloomberg, Thomson Reuters, SIX Financial Information,
Fact-Set Research Systems, Morningstar oder dhnlichen zur Feststellung und Uberpriifung
der wirtschaftlichen Eigentiimer herangezogen werden (siehe auch Abschnitt 6.2.3.2

(Aktiengesellschaften und Europaische Gesellschaften)).

Sollte der oberste Rechtstrager des meldepflichtigen Rechtstrdgers eine Aktiengesellschaft
mit Sitz im Ausland sein, so ist diese gemald § 4 WiEReG dazu verpflichtet, dem
meldepflichtigen Rechtstrager alle fir die Erfullung der Sorgfaltspflichten (§ 3 WIiEReG)
erforderlichen Dokumente und Informationen zur Verfiigung zu stellen. Der meldepflichtige
Rechtstrager selbst ist gemall § 3 WIiEReG dazu verpflichtet, Kopien der Dokumente und
Informationen, die fir die Erfiillung seiner Sorgfaltspflichten erforderlich sind, wie
beispielsweise Depotbestatigungen als Nachweis flir Aktiondre von Inhaberaktien,

einzuholen und aufzubewahren.

2.5 Oberste Rechtstrager

Der Begriff des obersten Rechtstragers ist nur im Zusammenhang mit indirektem

wirtschaftlichem Eigentum relevant. GemaR § 2 Z 1 lit. a sublit. bb WiEReG sind oberste

Rechtstrager

e jene Rechtstrager in einer Beteiligungskette, die von indirekten wirtschaftlichen
Eigentimern direkt kontrolliert werden sowie

e jene Rechtstrager, an denen indirekte wirtschaftliche Eigentiimer direkt Aktien oder eine
Beteiligung halten, wenn diese zusammen mit dem oder den vorgenannten
Rechtstrager(n) das wirtschaftliche Eigentum begriinden. Eine Begriindung des

wirtschaftlichen Eigentums liegt auch dann vor, wenn diese Anteile fiir sich betrachtet
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nicht ausreichend sind, aber mit anderen indirekt gehaltenen Anteilen
zusammenzurechnen sind.

e Wenn der wirtschaftliche Eigentiimer eine Funktion gemaR § 2 Z 2 oder Z 3 WiEReG

auslibt, dann ist der betreffende Rechtstrager stets oberster Rechtstrager.

Diese Definition des Rechtstragers umfasst auch vergleichbare Rechtstrager im Sinne des § 1

WIEReG mit einem Sitz in einem anderen Mitgliedstaat oder in einem Drittland.

Ein Verein oder eine eigentiimerlose Gesellschaft, bei denen gemalt § 2 Z 1 lit. b WiEReG die

oberste Flihrungsebene subsidiar als wirtschaftliche Eigentiimer gemeldet wurde, kann kein
oberster Rechtstrager sein. Ein Verein oder andere eigentiimerlose Gesellschaften kénnen
nur dann oberste Rechtstrager sein, wenn dieser oder diese unter der Kontrolle einer oder

mehrerer natirlicher Personen stehen.

Beispiel oberster Rechtstréiger (Variante 1): Der oberste Rechtstréiger der GmbH A ist die
GmbH C, da diese von Person 1 direkt kontrolliert wird und somit indirekt das
wirtschaftliche Eigentum an GmbH A von Person 1 begriindet. Als Anteil am obersten
Rechtstréiger sind 100% anzugeben.

Person 1

100%

GmbH

100%

GmbH

Beispiel oberster Rechtstrdger (Variante 2a): Die vom wirtschaftlichen Eigentiimer Person
1 an der GmbH B gehaltene direkte Beteiligung ist erforderlich, um das wirtschaftliche
Eigentum der Person 1 zu begriinden. Oberste Rechtstréiger sind daher GmbH B (Anteil am
obersten Rechtstrédger: 30%)und GmbH C (Anteil am obersten Rechtstréger: 100%).
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[ ]
Person 1 100% GmbH
C
30% 25%
®
[ ]
Person 2
45%

Beispiel oberster Rechtstréiger (Variante 2b): Die vom wirtschaftlichen Eigentiimer Person
1 an der GmbH B gehaltene direkte Beteiligung ist fiir sich betrachtet nicht ausreichend,
um das wirtschaftliche Eigentum der Person 1 zu begriinden. Sie ist jedoch mit den indirekt
gehaltenen Anteilen zusammenzurechnen, wodurch das wirtschaftliche Eigentum der
Person 1 begriindet wird. Oberste Rechtstrdger sind daher GmbH B (Anteil am obersten
Rechtstrdger: 1%) und GmbH C (Anteil am obersten Rechtstrdger: 100%).

Person 1 100%

1%

®
[ ] GmbH
Person 2 B
48%
100%:

GmbH
A

Beispiel oberster Rechtstréger (Variante 3): Die indirekten wirtschaftlichen Eigentiimer der
GmbH A sind jene Personen, die die entsprechenden Funktionen bei der Stiftung A (Stifter,
Stiftungsvorstand und Begiinstigter) ausiiben. Die Stiftung A, die mit 60% ausreichend
direkt an der GmbH A beteiligt ist, ist daher oberster Rechtstréiger. Im Meldeformular ist im
Verhdiltnis zur Stiftung als oberstem Rechtstréiger ,,Kontrolle” auszuwdhlen. Person 1 ist
direkter wirtschaftlicher Eigentiimer. Liegt der Sitz der Stiftung A im Inland, dann muss die
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GmbH A nur die Stiftung als obersten Rechtstréiiger melden. Eine Meldung des Stifters, des
Stiftungsvorstandes und der Beglinstigten entfillt diesfalls (da deren Meldedaten
automationsunterstiitzt aus der Meldung der inléindischen Privatstiftung aus dem Register
libernommen werden).

L [ 1 ] L 4

A aa [ ]

Stifter Stiftungsvorstand Beginstigter

40%p 60%0

GmbH

2.6 Weitere Aspekte der Ermittlung des Wirtschaftlichen Eigentums
2.6.1 Berechnung der Beteiligungsverhaltnisse bei Personengesellschaften

Bei Personengesellschaften sind die Kapitalanteile der Gesellschafter nicht im Firmenbuch
eingetragen. Insbesondere sind die im Firmenbuch eingetragenen Haftsummen der
Kommanditisten nicht fir die Ermittlung der Beteiligung eines Gesellschafters geeignet. Zu
beachten ist auch, dass die Darstellung der relevanten Beteiligungsstruktur in erweiterten
Ausziigen sowie die errechneten wirtschaftlichen Eigentiimer jeweils nach der Zweifelsregel
des § 109 Abs. 1 UGB zu gleichen Teilen erfolgt und daher ebenfalls nicht flr die Ermittlung

der Beteiligung eines Gesellschafters geeignet ist. Stattdessen sind die Kapitalanteile der
Gesellschafter durch Einsicht in den Gesellschaftsvertrag zu ermitteln, da die Regelung im
Gesellschaftsvertrag malRgeblich fir die Ermittlung des wirtschaftlichen Eigentums ist. Wenn
die Gesellschafter nichts anderes vereinbart haben, bestimmt sich ihre Beteiligung an der
Gesellschaft gemald § 109 Abs. 1 UGB nach dem Verhaltnis des Wertes der vereinbarten

Einlagen. Im Zweifel sind die Gesellschafter zu gleichen Teilen beteiligt.

Wenn sich der Beitrag eines Gesellschafters auf die Leistung von Diensten beschrankt
(Arbeitsgesellschafter), so hat dieser keinen Kapitalanteil und ist daher auch kein

wirtschaftlicher Eigentimer.

Bei Kommanditgesellschaften kénnen sowohl die personlich haftenden Gesellschafter
(Komplementare) als auch die beschrankt haftenden Gesellschafter (Kommanditisten)

wirtschaftliche Eigentiimer sein, wenn diese einen Kapitalanteil halten, der mehr als 25%
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betragt. Kann kein wirtschaftlicher Eigentlimer bei einer Kommanditgesellschaft ermittelt
werden, so sind allerdings nur die Komplementare subsididre wirtschaftliche Eigentlimer, da
nur diese vertretungsbefugt sind.

Bei einer GmbH & Co KG sind sowohl die KG als auch die GmbH meldepflichtige
Rechtstrager, da beide Gesellschaften fir sich betrachtet juristische Personen mit einer
eigenen Firmenbuchnummer sind. Bei der Ermittlung der wirtschaftlichen Eigentiimer der
KG ist die GmbH jedenfalls immer dann relevant, wenn diese einen Kapitalanteil von mehr
als 25% an der KG halt. Diesfalls ist zu priifen, ob eine natiirliche Person direkt oder indirekt
Kontrolle auf die GmbH auslibt. Ist die GmbH reiner Arbeitsgesellschafter und zur Vertretung
der KG befugt, dann ist diese nur fiir die subsididare Ermittlung der wirtschaftlichen
Eigentlimer relevant. Diesfalls sind die Geschaftsfiihrer der GmbH auch die Angehorigen der

obersten Fiihrungsebene der KG und somit deren subsididre wirtschaftliche Eigentiimer.

2.6.2 Call Optionen

Das Vorliegen einer Kaufoption begriindet grundsatzlich kein wirtschaftliches Eigentum im
Sinne des § 2 WIiEReG, da die Option ihren Inhaber nur berechtigt, innerhalb einer
bestimmten Frist oder zu einem bestimmten Zeitpunkt einen bestimmten Aktienanteil zu
einem in Vorhinein bekannten Preis zu kaufen oder zu verkaufen. Der Inhaber der Option
selbst erflllt nicht die Voraussetzungen fiir wirtschaftliches Eigentum gemafld § 2 WiEReG
und kann dementsprechend bis zur Austibung der Option auch kein Eigentlimer sein, sofern
dieser nicht aufgrund zusatzlicher vertraglicher Vereinbarungen iber weitergehende Rechte

verfligt.

Konkret ist im Einzelfall zu prifen, ob aufgrund einer vertraglichen Vereinbarung oder einer
Satzungsbestimmung Kontrolle ausgelibt werden kann, ob das Rechtsverhdltnis ein

yvergleichbares Rechtsverhaltnis”“ gemall § 2 7 1 lit. a Schlussteil WIiEReG ist oder ob der

Inhaber der Call Option Kontrolle auf andere Weise austibt. Eine Kontrolle auf andere Weise
ist etwa im Zusammenhang mit den unter Abschnitt 2.3.9 (Ausiibung von Kontrolle auf

"andere Weise") angefiihrten Beispielen denkbar.

2.6.3 Abtretungsvertrage

Das Vorliegen eines Abtretungsvertrages, der eine Vertragspartei nur zur zukiinftigen
Ubernahme von Geschiftsanteilen berechtigt, begriindet grundsatzlich auch dann kein
wirtschaftliches Eigentum, wenn der Ubernehmer der Geschiftsanteile entscheiden kann, ob
und wann er diese Geschaftsanteile ibernehmen kann, sofern dieser nicht aufgrund

zusatzlicher vertraglicher Vereinbarungen lber weitergehende Rechte verfligt.

Konkret ist im Einzelfall zu prifen, ob aufgrund einer vertraglichen Vereinbarung oder einer
Satzungsbestimmung Kontrolle ausgelibt werden kann, ob das Rechtsverhdltnis ein
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,vergleichbares Rechtsverhiltnis“ gemaR § 2 7 1 lit. a Schlussteil WiEReG ist oder ob der

Berechtigte aus dem Abtretungsvertrag Kontrolle auf andere Weise auslibt. Eine Kontrolle
auf andere Weise ist etwa im Zusammenhang mit den unter Abschnitt 2.3.9 (Ausiibung von
Kontrolle auf "andere Weise") angeflihrten Beispielen denkbar. Eine Kontrolle liegt auch
dann vor, wenn ein Abtretungsvertrag wirksam wird und dem Berechtigten wesentliche

Rechte einrdaumt, eine Eintragung im Firmenbuch jedoch unterbleibt.

2.6.4 Vorkaufsrechte

Ahnlich begriindet das Vorliegen eines Vorkaufsrechts kein wirtschaftliches Eigentum eines
Dritten (Vorkaufsrechtsbegiinstigten), da bis zum Verkauf der Verkdufer wirtschaftlicher
Eigentlimer bleibt. Derjenige, dem das Vorkaufsrecht eingeraumt wurde, ist kein
wirtschaftlicher Eigentiimer, sofern dieser nicht aufgrund zusatzlicher vertraglicher

Vereinbarungen Uber weitergehende Rechte verfiigt.

Konkret ist im Einzelfall zu priifen, ob aufgrund einer vertraglichen Vereinbarung oder einer
Satzungsbestimmung Kontrolle ausgelibt werden kann, ob das Rechtsverhaltnis ein

yvergleichbares Rechtsverhaltnis“ gemalR § 2 7 1 lit. a Schlussteil WiEReG ist oder ob der

Vorkaufsberechtigte Kontrolle auf andere Weise ausiibt.

2.6.5 Stille Gesellschaft und atypische stille Gesellschaft

GemalR § 179 Abs. 1 UGB liegt eine stille Gesellschaft lediglich dann vor, wenn eine Einlage

geleistet wird, die in das Vermogen des Inhabers eines Unternehmens tibergeht. Der stille
Gesellschafter ist also weder am Vermoégen, noch an der Geschaftsfiihrung, sondern nur am
Gewinn und Verlust des Unternehmens beteiligt. Ein stiller Gesellschafter ist daher kein

wirtschaftlicher Eigentiimer eines Rechtstragers.

Bei einer atypisch stillen Gesellschaft sind dem Gesellschafter entgegen den rechtlichen
Vorgaben zusatzlich umfangreiche Vermdégens- und Kontrollrechte eingerdumt, wodurch der
atypisch stille Gesellschafter nicht nur am Gewinn und Verlust, sondern auch am Vermogen
der Gesellschaft beteiligt ist. In solchen Fallen kann auch Uber eine atypisch stille Beteiligung
wirtschaftliches Eigentum an einem Rechtstrager entstehen. Ausschlaggebend hierfir ist
jedoch die vertragliche Ausgestaltung der atypisch stillen Beteiligung und die zugewiesenen

Vermogens- und Kontrollrechte der atypisch stillen Gesellschafter.

2.6.6 Wirtschaftliche Eigentiimer bei Gesellschaften in Insolvenz

Auch Rechtstrager, die sich in Abwicklung oder in einem Insolvenzverfahren (Sanierungs-
oder Konkursverfahren) befinden, fallen in den Anwendungsbereich des WiEReG und auch

diese unterliegen der Meldepflicht gemaRk § 5 WiEReG.
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In Fallen, wo die rechtlichen Eigentiimer auch die wirtschaftlichen Eigentlimer sind, ergeben
sich keine Anderungen durch die Abwicklung oder ein Insolvenz- bzw. Sanierungsverfahren,
solange die Verhaltnisse, die zur Feststellung als wirtschaftlicher Eigentiimer gefiihrt haben,

unverandert bestehen.

Konnten nach Ausschopfung aller Moglichkeiten keine wirtschaftlichen Eigentiimer iSd § 2 Z
1 lit. a WIiEReG festgestellt werden und wird daher subsididr die oberste Flihrungsebene des

meldepflichtigen Rechtstragers als wirtschaftlicher Eigentiimer gemeldet, so ist zu priifen,
wer die oberste Filhrungsebene des meldepflichtigen Rechtstragers ist. Als oberste
Flihrungsebene sind diesfalls grundsatzlich weiterhin die jeweiligen Organe des

Rechtstragers anzusehen.

Gemal § 170 10 (Insolvenzordnung) hat das Gericht aber unter gewissen Umstanden dem
Schuldner die Eigenverwaltung zu entziehen und einen Masseverwalter zu bestellen. GemaR

§ 77a Abs. 1 10 sind sowohl die Entziehung als auch der Masseverwalter im Firmenbuch

einzutragen. In diesem Fall gehen wesentliche Befugnisse auf den Masseverwalter tber,
wahrend die organschaftlichen Vertreter des Rechtstrdgers hingegen nur noch wenige
Rechte wahrnehmen kénnen. In Fallen, bei denen keine wirtschaftlichen Eigentiimer
ermittelt werden konnen und fiir den Rechtstrager ein Insolvenzverfahren eréffnet wurde,
ist daher gemaR § 2 Z 1 lit. b sublit. dd WiEReG der Masseverwalter als subsidiarer

wirtschaftlicher Eigentiimer festzustellen, wenn kein anderer Angehdriger der obersten

Flihrungsebene mehr vorhanden ist.

Dies hat in weiterer Folge auch Auswirkungen auf die automatisationsunterstitzt
vorgenommenen Meldungen: Gemald § 5 Abs. 5 wird im Falle einer subsididren Meldung mit
automatischer Datenlibernahme der Masseverwalter als subsididrer wirtschaftlicher
Eigentlimer ilbernommen, sofern kein Angehoriger der obersten Flihrungsebene mehr

vorhanden ist.

2.6.7 Erwachsenenvertreter und minderjahrige wirtschaftliche Eigentiimer (gesetzliche

Vertreter)

Bei minderjahrigen wirtschaftlichen Eigentiimern oder vertretungsbedirftigen volljahrigen
Personen als wirtschaftlichen Eigentiimern, ergeben sich keine Anderungen bei der
Feststellung als wirtschaftliche Eigentliimer. Das Eigentum ist in diesen Fallen dem
Minderjahrigen bzw. den vertretungsbediirftigen volljahrigen Personen zuzurechnen, die
Eltern bzw. der Erwachsenenvertreter sind grundséatzlich keine wirtschaftlichen Eigentiimer

und dementsprechend nicht an das Register zu melden.

Zu beachten ist in diesem Zusammenhang auBerdem die Moglichkeit der Einschrankung der
Einsicht zum Schutz minderjahriger und geschaftsunfahiger wirtschaftlicher Eigentlimer
gemals § 10a WIiEReG. Siehe hierzu Abschnitt 7.3 (Einschrankung der Einsicht).
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2.7 Privatstiftungen

Wirtschaftliche Eigentlimer von Privatstiftungen sind die in der Definition des § 2Z 3 lit. a
WIEReG genannten Personen aufgrund der Ausiibung ihrer Funktionen. Welche Rechte den
jeweiligen natirlichen Personen im Einzelfall zukommen, die diese Funktionen bei der

Privatstiftung austiben, ist fir die Zwecke des WiEReG nicht von Belang.

Bei Privatstiftungen gemal® § 1 Abs. 2 Z 12 WIEReG schlieRt dies folgende Personen bzw.

Personengruppen ein:

e die Stifter;

e die Beglinstigten, einschlielRlich Letztbeglinstigte;

e die Gruppe von Personen, aus der aufgrund einer gesonderten Feststellung (§ 5 PSG) die
Beglinstigten ausgewahlt werden (Beglinstigtenkreis); erhalten Personen aus dieser
Gruppe Zuwendungen der Privatstiftung, deren Wert 2.000 Euro in einem Kalenderjahr
Ubersteigt ohne dass diese eine dauerhafte Beglinstigtenstellung erhalten (siehe
Abschnitt 2.7.2 (Beglinstigte)), dann gelten sie in dem betreffenden Kalenderjahr als

Einmalbegilinstigte;

— bei Privatstiftungen gemaR § 66 VAG 2016, Sparkassenstiftungen gemafd § 27a SpG,

Unternehmenszweckforderungsstiftungen gemal® § 4d Abs. 1 EStG 1988,
Arbeitnehmerforderungsstiftungen gemald § 4d Abs. 2 EStG 1988 und Belegschafts-
und Mitarbeiterbeteiligungsstiftungen gemaR & 4d Abs. 3 und 4 EStG 1988 ist immer

nur der Beglinstigtenkreis zu melden;

e die Mitglieder des Stiftungsvorstands;
e sowie jede sonstige natlirliche Person, die die Privatstiftung auf andere Weise letztlich

kontrolliert.

Die genannten Personen bzw. Personengruppen sind anhand der Angaben im Firmenbuch,
der Stiftungsurkunde und der Stiftungszusatzurkunde (sofern eine Zusatzurkunde errichtet
wurde) festzustellen. Bei Personen ohne Wohnsitz im Inland ist eine Reisepasskopie

einzuholen und die Identitat anhand dieser Reisepasskopie zu tberpriifen.

Hervorzuheben ist, dass die Stifter, die Mitglieder des Stiftungsvorstandes und die
Begiinstigten aufgrund der Ausiibung ihrer Funktion immer als wirtschaftliche Eigentimer
gelten und zu melden sind, auch wenn eine andere Person die Stiftung letztlich kontrolliert.
Dies gilt, sofern vorhanden, auch fiir den Beglinstigtenkreis, der in diesen Fallen auch zu

melden ist.

Weder die Mitglieder des Aufsichtsrats noch eines allenfalls gemald § 14 Abs. 2 PSG

eingerichteten Beirates sind als wirtschaftliche Eigentliimer zu identifizieren, da weder der
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Aufsichtsrat noch der Beirat die Funktion des Protektors erfiillen kdnnen. Dem Aufsichtsrat
als Kollegialorgan kommt zwar gemaR § 25 PSG die Uberwachungstatigkeit im Hinblick auf
die Geschaftsfiihrung und die Gebarung der Privatstiftung zu. Aufgrund der

Unvereinbarkeitsbestimmung des § 23 Abs. 2 PSG und des daraus folgenden weitgehenden

Ausschlusses von Vertrauenspersonen und Angehdorigen der Beglinstigten im Aufsichtsrat
kann die Mittlerfunktion, wie sie das Trustregime fiir den Protektor vorschreibt,
grundsatzlich nicht erfillt werden. Dies gilt ebenso fiir den Beirat, fiir den dieselben
Unvereinbarkeitsbestimmungen analog angewendet werden, sobald dieser mit
entsprechenden Kompetenzen (aufsichtsratsdhnlicher Beirat) ausgestattet wurde
(Kalss/Nicolussi, Die wirtschaftlich Berechtigten einer Privatstiftung und eines Trusts: Ein
Vergleich der Rechtsformen, GesRZ 2015, 221 (228 f)). Sollte einzelnen/mehreren
Mitgliedern eines Aufsichtsrats oder eines Beirats dennoch aufgrund der im Einzelfall
vorgesehenen Ausgestaltung ihrer individuellen Rechte eine bestimmende Kontrollfunktion

zukommen, dann sind die betreffenden natiirlichen Personen gemaR § 2 7 3 lit. a sublit. dd

WIEReG mit dem wirtschaftlichen Interesse , Kontrolle auf andere Weise” zu melden. Ob
eine Kontrollfunktion vorliegt, ist stets im Hinblick auf die einzelnen Mitglieder des Aufsichts-
oder Beirats individuell zu priifen, wodurch Kontrollrechte eines Kollegialorgans nicht
automatisch zu einer Kontrolle auf Ebene der jeweiligen natirlichen Personen als Mitglieder
des Kollegialorgans fiihren. Beispielsweise kénnen besondere Rechte des Vorsitzenden eines
Aufsichts- oder Beirates zur Kontrolle dieser Person fihren, wenn letztlich wesentliche
geschéftliche Entscheidungen (zB im Hinblick auf die Bestimmung von Beglinstigten oder die
Festsetzung der Art und Hohe der Zuwendungen an Beglinstigte) im Sinne des
Kontrollierenden getroffen werden. Der Stiftungspriifer wird hingegen grundsatzlich nicht

unter § 2 7 3 lit. a sublit. dd WiEReG zu subsumieren sein, da dieser Ublicherweise keine mit

einem Protektor vergleichbare Stellung einnimmt.

2.7.1 Stifter

Jeder Stifter, der eine natlrliche Person ist, ist ex lege wirtschaftlicher Eigentiimer,
unabhangig von den konkreten Rechten oder von Art und Héhe des eingebrachten
Vermogens. Die Stiftereigenschaft endet nicht mit dem Tod des Stifters, auch verstorbene

natirliche Personen sind ex lege Stifter und als solche ins WiEReG zu melden.

Ebenso verhélt es sich bei natlrlichen Personen, die (un)widerruflich auf ihre Stifterrechte
verzichtet haben, da nur ein Verzicht auf die Stifterrechte, nicht aber ein Verzicht auf die
Stifterstellung als solche moglich ist und § 2 7 3 lit. a sublit. aa WiEReG auf die Stifterstellung
abstellt.

Zudem ist gemaR § 5 Abs. 1 Z 3 lit. d WiEReG verpflichtend bei der Meldung anzugeben,

wenn ein Funktionstrager (zB der Stifter oder ein Beglinstigter) oder eine Person, die
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,Kontrolle auf andere Weise“ tber die Stiftung austibt, treuhandig auftritt. Dies gilt
insbesondere auch fir Falle, bei denen berufsmalige Parteienvertreter treuhandig als Stifter
oder Beglinstigte fur Klienten auftreten. Der dahinterstehende Treugeber ist regelmaRig
ebenfalls als wirtschaftlicher Eigentimer mit Art ,Stifter” (bzw. ,Beglinstigter”) unter
Angabe der Treuhandschaft und Auswahl der Rolle , Treugeber” zu melden, da er aufgrund

der vertraglichen Vereinbarung Kontrolle auf die Stiftung ausubt.

Beispiel Treuhandstiftung: Stifter 1 und 2 haben einen Treuhandschaftsvertrag
abgeschlossen. Stifter 1 hat Vermdégen treuhdéindig fiir den Treugeber Stifter 2 gestiftet. Der
Treugeber iibt aufgrund des Treuhandschaftsvertrags Kontrolle auf die Privatstiftung aus.
Sowohl Stifter 1 als auch Stifter 2 sind neben den librigen Funktionstrégern als
wirtschaftliche Eigentiimer der Stiftung A zu melden. Die Treuhandschaft ist bei der

Meldung anzugeben.
@

Stifter 2

O

\ Stifter 1 J Stiftungsvorstand  Beglinstiger

Des Weiteren ist gemalR § 5 Abs. 1 Z 3 lit. d WiEReG bei der Meldung auch der jeweilige

Anteil an den vom Stifter (bzw. Griinder oder Trustor) zugewendeten Vermdgenswerten

anzugeben, dies unter Berlicksichtigung von Zu- und Nachstiftungen und vergleichbaren
Vorgangen. Fir die Berechnung der jeweiligen Anteile am Stiftungskapital kénnen
insbesondere der Eigenkapitalspiegel (Vgl. AFRAC-Stellungnahme 25, Rechnungslegung von
Privatstiftungen (UGB), Dezember 2017, Rz 16 und 17) oder vergleichbare Aufzeichnungen

herangezogen werden.

Der Anteil des zugewendeten Vermogens ist nur bei natlirlichen Personen als Stifter (bzw.
Grunder oder Trustor) anzugeben. Fir Personen, welche aufgrund der von ihnen ausgelibten
Kontrolle auf eine als Stifter, Griinder oder Trustor fungierende juristische Person mit
,Auslibung von Kontrolle auf andere Weise” zu melden sind, ist keine Angabe des von der
juristischen Person zugewendeten Anteils vorgesehen. Es ist daher auch nicht zwingend

erforderlich, dass die Summe der bei der Meldung angegebenen Anteile stets 100% ergibt.
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Auch Zustiftungen von Personen, die nicht als Stifter iSd PSG zu qualifizieren sind, konnen

dazu fuhren, dass die Summe der ,Stifteranteile” der gemeldeten Stifter nicht 100% betragt.

Bei der Anteilsberechnung ist immer auf den Zeitpunkt der jeweiligen Meldung abzustellen.
Im Zusammenhang mit Nachstiftungen bedeutet das, dass eine Anderungsmeldung
erforderlich wird, wenn sich durch die Nachstiftung die jeweiligen Anteile des zugewendeten
Vermogens andern. Vorgange, welche sich nicht auf die prozentualen Anteile der Stifter
auswirken (zB eine alle zugewendeten Vermogenswerte gleichmalig betreffende Minderung

des Eigenkapitals), stellen hingegen keine zu beriicksichtigenden Anderungen dar.

Der Stifteranteil muss nicht nur bei meldepflichtigen Stiftungen, Fonds, Trusts und
vergleichbaren Rechtstragern ermittelt und beim wirtschaftlichen Interesse (Art und Umfang
— Angabe in Prozent) des Stifters/Griinders/Settlors gemeldet werden, sondern auch dann,
wenn diese Rechtstrager als in- oder auslandische oberste Rechtstrager deren
Stiftern/Grindern/Settlors als indirekte wirtschaftliche Eigentiimer des meldepflichtigen

Rechtstragers zugeordnet und gemeldet werden missen.

Die Anforderungen an die Ermittlung des korrekten Stifteranteils sollen aber nicht
Uberspannt werden. So bestehen keine Bedenken, wenn bei komplexen Sachverhalten —
etwa bei auslandischen Stiftungen oder Trusts mit einer Vielzahl von Zu- und Nachstiftungen

bzw. KapitalmalRnahmen — die anzugebenden Stifteranteile im Zweifelsfall geschatzt werden.

Beispiel Nachstiftung: Stifter 1 stiftet 100.000 Euro, Stifter 2 in weiterer Folge 300.000
Euro. Sowohl Stifter 1 als auch Stifter 2 sind neben den (ibrigen Funktionstrdgern als
wirtschaftliche Eigentiimer der Stiftung A zu melden. Der jeweilige Anteil an den
zugewendeten Vermégenswerten ist bei der Meldung anzugeben (Stifter 1: Anteil 25%,
Stifter 2: Anteil 75%).

0000

Stifter 1 Stifter 2 Stiftungsvorstand Beglnstigters

2.7.2 Begiinstigte

Eine fur die Zwecke des WIiEReG relevante Begiinstigtenstellung kann sich durch
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e die Bezeichnung in der Stiftungsurkunde oder in der Stiftungszusatzurkunde,
e die Feststellung durch eine vom Stifter dazu berufene Stelle (§ 9 Abs. 1 Z 3 PSG) oder
durch

e die Feststellung durch den Stiftungsvorstand

ergeben. Es ist erforderlich, dass eine konkrete Person bereits eine Stellung als Beglinstigter
gemal § 5 oder § 6 PSG hat. Wenn der Beglinstigtenkreis so umschrieben ist, dass die
erfassten Personen konkretisierbar sind und bereits eine Stellung als Beglinstigte gemaR PSG

haben, dann sind diese Personen auch Beglinstigte und als solche zu melden.

Bsp: Begiinstigt sind meine Nachkommen in gerader Linie. Beide Kinder des Stifters sind
bereits Begiinstigte und an das Register zu melden. Zusdtzlich ist der Begiinstigtenkreis
(,Die Nachkommen des Stifters in gerader Linie”) zu melden.

Nicht zu melden sind Personen, die erst nach Eintritt einer aufschiebenden Bedingung ihre
Stellung als Beglinstigte erhalten. Erst nach dem Eintritt der Bedingung (und dem Beginn der
Stellung als Beglinstigter iSd PSG) besteht eine Verpflichtung zur Meldung dieser Person an
das Register. Davor haben diese Personen ein bloBes Anwartschaftsrecht und sind nicht zu
melden. Sollten diese ausnahmsweise eine Einmalzuwendung von mehr als 2.000 Euro pro
Kalenderjahr erhalten — ohne dadurch eine dauerhafte Beglinstigtenstellung zu erlangen —so

sind diese Personen als Einmalbeglinstigte zu melden.

Bsp: Beglinstigt sind meine Nachkommen in gerader Linie, wenn diese das 18. Lebensjahr
vollendet haben. Beide Kinder des Stifters sind namentlich bekannt. Ihre Stellung als
Begiinstigte im Sinne des PSG erhalten diese erst mit Vollendung des 18. Lebensjahres.
Daher sind diese erst mit Vollendung des 18. Lebensjahres an das Register zu melden. Der
Begiinstigtenkreis (,,Die Nachkommen des Stifters in gerader Linie nach Vollendung des 18.
Lebensjahres”) ist immer zu melden. Sollten die Kinder bereits davor eine Zuwendung der
Stiftung erhalten, die 2.000 Euro pro Kalenderjahr iibersteigt, so sind diese in dem
betreffenden Kalenderjahr als Einmalbegiinstigte zu melden.

Letztbegiinstigte, das heil3t diejenigen, denen ein nach Abwicklung der Privatstiftung
verbleibendes Vermdgen zukommen soll, sind ebenso gemal} § 6 PSG Begilinstigte und an

das Register zu melden.

Zudem ist gemall § 5 Abs. 1 Z 3 lit. d WiEReG verpflichtend bei der Meldung anzugeben,

wenn ein Funktionstrager (zB ein Beglinstigter oder Stifter) oder eine Person, die ,Kontrolle
auf andere Weise” lUiber die Stiftung austibt, treuhdndig auftritt. Dies gilt insbesondere auch
fiir Falle, bei denen berufsmaRige Parteienvertreter treuhandig als Stifter oder Beglinstigte
fiir Klienten auftreten. Der dahinterstehende Treugeber ist regelmaRig ebenfalls als
wirtschaftlicher Eigentiimer mit Art ,,Begiinstigter” (bzw. ,Stifter”) unter Angabe der
Treuhandschaft und Auswahl der Rolle , Treugeber” zu melden, da er aufgrund der

vertraglichen Vereinbarung Kontrolle auf die Stiftung austibt.
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2.7.3 Begiinstigtenkreis

Gemal § 2 7 3 lit. a sublit. bb WIiEReG iVm & 5 Abs. 1 Z 3 Schlussteil WiEReG ist ein

Beglinstigtenkreis zu melden. Dabei handelt es sich um eine Gruppe von Personen, aus der

aufgrund einer gesonderten Feststellung (§ 5 PSG) die Beglinstigten ausgewéahlt werden.
Diese Gruppe kann abstrakt umschrieben sein oder sich aus dem Zweck der Stiftung
ergeben. Entscheidend ist, dass die betroffenen Personen erst durch die Feststellung durch
eine vom Stifter dazu berufenen Stelle/dem Stiftungsvorstand (§ 5 PSG) eine
Beglinstigtenstellung erlangen. Flr das Bestehen eines Beglinstigtenkreises ist nicht
erheblich, ob der berufenen Stelle/dem Stiftungsvorstand ein Ermessen zukommt oder
nicht. Dies bedeutet, dass auch in Fallen, in denen eine Satzung aus , Erbfolgeregelungen”
besteht und kein Ermessen der berufenen Stelle/des Stiftungsvorstandes besteht, ein

Beglinstigtenkreis zu melden ist.

Ein allfalliger Beglinstigtenkreis ist bei Privatstiftungen, Trusts, Landes- und
Bundesstiftungen sowie Fonds unabhangig davon zu melden, ob eine Meldung fiir diese
abgegeben wird oder diese als oberste Rechtstrager gemeldet werden. Werden Personen
aus diesem Kreis als Beglinstigte festgestellt und erlangen diese dadurch eine dauerhafte
Begiinstigtenstellung, so sind diese zusatzlich als Beglinstigte zu melden.

Bsp: Eine Zuwendung sollen Personen erhalten, die ihren Wohnsitz in der Gemeinde XY
haben, wenn diese vom Stiftungsvorstand ausgewdhlt wurden. Der Begiinstigtenkreis ist zu
melden (,Einwohner der Gemeinde XY*). Die ausgewdhlte Person ist als
Einmalbegiinstigter zu melden (bei einer einmaligen Zuwendung von mehr als 2.000 Euro
pro Kalenderjahr) oder als Begiinstigter, wenn diese Person eine Beglinstigtenstellung im
Sinne des PSG erhidilt.

Bsp: Begiinstigte werden aus meinen Nachkommen vom Stiftungsvorstand ausgewdhlt. Die
Nachkommen sind noch keine Beglinstigten im Sinne des PSG. Eine Begiinstigtenstellung
erhalten diese nur dann, wenn diese vom Stiftungsvorstand ausgewdhlt wurden. Die
ausgewdhlte Person ist als Einmalbegiinstigter zu melden (bei einer einmaligen Zuwendung
iiber 2.000 Euro pro Kalenderjahr) oder als Begiinstigter, wenn diese Person eine
Begiinstigtenstellung im Sinne des PSG erhdlt. Zusditzlich ist der Beglinstigtenkreis
(Nachkommen) anzugeben.

2.7.4 Einmalbegiinstigte

Sofern Personen aus dem Beglinstigtenkreis nur einmalige Zuwendungen der Privatstiftung
erhalten, deren Wert 2.000 Euro in einem Kalenderjahr Ubersteigt, dann gelten sie in dem
betreffenden Kalenderjahr als Beglinstigte. Diese Meldung ist nur fiir das betreffende
Kalenderjahr giiltig und ist im nachsten Kalenderjahr nur noch unter den historischen Daten
sichtbar. Die Abgabe einer Anderungsmeldung durch den Rechtstriger ist in diesem

Zusammenhang nicht erforderlich.
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Sollte eine Person erst im Dezember als Begiinstigter mit Einmalzuwendung ausgewahlt

werden, so hat der Rechtstrager gemaR § 5 Abs. 1 Z 3 Schlusssatz WiEReG vier Wochen ab

Kenntnis eine Anderung der Angaben zu tibermitteln. Die Meldung hat bis spatestens Ende
Janner des Folgejahres zu erfolgen, danach ist eine Meldung fiir das abgelaufene Jahr nicht
mehr moglich. Es wird darauf hingewiesen, dass bei einer Versdaumung der Frist eine
Meldepflichtverletzung vorliegen kann, fiir die lediglich durch eine Selbstanzeige gemaR § 29
FinStrG eine strafbefreiende Wirkung erreicht werden kann.

Dem Rechtstrager steht es zu, diese Frist auch zum Jahreswechsel in Anspruch zu nehmen
und dementsprechend eine Anderungsmeldung erst im Janner des darauffolgenden Jahres
abzugeben. In solchen Fallen werden die gemeldeten Daten zum Beglinstigten mit

Einmalzuwendung fir das vergangene Jahr Gbernommen.

Wenn Beglinstigte keine Barzuwendungen erhalten, sondern Zuwendungen in Form von
Nutzungsiiberlassungen (etwa von Wohnungen) oder der kostenlosen Uberlassung von
Geraten, bspw. wertvollen Musikinstrumenten (,,Stradivari“) so besteht eine Meldepflicht,
wenn das fremdubliche Entgelt hierfir mehr als 2.000 Euro pro Kalenderjahr betragt. Die
Anforderungen an die Ermittlung des fremdiiblichen Entgelts sollen aber nicht Giberspannt
werden. So bestehen keine Bedenken, wenn im Zweifelsfall eine Meldung an das Register

vorgenommen wird.

Personen, die in einem Kalenderjahr Zuwendungen bis 2.000 Euro erhalten, sind nicht zu

melden.

2.7.5 Mitglieder des Stiftungsvorstands

Des Weiteren sind die Mitglieder des Stiftungsvorstands anhand des Firmenbuchauszuges
festzustellen und zu melden. Der Stiftungsvorstand ist regelmaRig ein Kollegialorgan mit
eingeschrankter Doppel- oder auch nur Mehrfachvertretungsbefugnis. Aufgrund der

Definition gilt aber immer jedes Mitglied fir sich alleine als wirtschaftlicher Eigentiimer.

2.7.6 Behandlung von juristischen Personen als Stifter oder Begiinstigter

Wenn bei einer inlandischen Privatstiftung ein Stifter, ein Beglinstigter, ein Letztbeglinstigter
oder ein Einmalbegiinstigter eine juristische Person ist, so ist von einer Ausiibung von

Kontrolle auf andere Weise gemal § 2 Z 3 |it. a sublit. dd WiEReG alleine aufgrund der

jeweiligen Funktion (Stifter, Beglinstigter, Letztbegiinstigter und Einmalbegiinstigter)
auszugehen. Bei Auslibung einer der genannten Funktionen durch eine juristische Person,
sind der oder die wirtschaftlichen Eigentlimer dieser juristischen Person zu ermitteln, sodass
auch immer die natiirlichen Personen als wirtschaftlicher Eigentlimer erfasst werden, die
letztlich Kontrolle iSd WiEReG auf die Privatstiftung austiben (vgl. Erl. RV 1660 BIgNR 25. GP
6f).
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In einem nachsten Schritt ist somit zu prifen, ob eine oder mehrere natirliche Person(en)

Kontrolle iSd § 2 Abs. 1 lit. a Schlussteil WiEReG auf diese juristische Person, die eine der

oben genannten Funktion wahrnimmt, ausliben (da diese juristische Person als 2. Ebene
anzusehen ist). Ist dies der Fall, dann ist diese oder sind diese natlirliche(n) Person(en)

gemald § 2 Z 3 lit. a sublit. dd WiEReG als Personen zu melden, die die Privatstiftung auf

andere Weise letztlich kontrollieren. Ist dies nicht der Fall und liegen keine anderen Stifter
bzw. Beglinstigten vor, dann ist letztlich keine Person als Stifter oder Beglinstigter zu

melden.

Wenn folglich eine inldndische Privatstiftung Stifter oder Beglinstigter einer anderen
(untergeordneten) Privatstiftung ist, so sind die wirtschaftlichen Eigentiimer der ersten
Privatstiftung entsprechend der obigen Ausfiihrungen bei der anderen (untergeordneten)

Privatstiftung mit ,Ausiibung von Kontrolle auf andere Weise” zu melden.

Verzichtet eine stiftende Privatstiftung (bzw. eine andere juristische Person, welche als
Stifter auftritt) rechtswirksam auf samtliche Gestaltungs- und Stifterrechte und ist dies in der
Stiftungsurkunde festgehalten, so kann dies dazu fiihren, dass die stiftende juristische
Person keine Kontrolle mehr auf die andere/untergeordnete Privatstiftung austibt. In diesem
Fall sind die Funktionstrager der stiftenden Privatstiftung (bzw. jene Personen, welche
Kontrolle auf die stiftende juristische Person ausliben) nicht mehr bei der
anderen/untergeordneten Privatstiftung mit ,, Ausiibung von Kontrolle auf andere Weise” zu
melden. Zu beachten ist aber jedenfalls, dass auch bei einem rechtswirksamen Verzicht
dennoch auf andere Weise Kontrolle ausgeiibt werden kann, beispielsweise durch faktische
Umstdnde ua. Personenidentitdt oder enge verwandtschaftliche Beziehungen (siehe auch
Abschnitt 2.3.9 (Austibung von Kontrolle auf "andere Weise")). Zudem ist zu beachten, dass
die gegenstandlichen Ausfiihrungen im Hinblick auf das Vorliegen des wirtschaftlichen
Eigentums jedenfalls keine Auswirkungen auf die Sorgfaltspflichten der Verpflichteten
insbes. zur Uberpriifung der Mittelherkunft nach anderen Aufsichtsgesetzen haben, die
unabhingig von der Verpflichtung zur Feststellung und Uberpriifung der wirtschaftlichen
Eigentlimer zu erfolgen hat (zB gemaR § 6 Abs. 1 Z4 FM-GwG; § 8f Abs. 5 RAO; § 36f Abs. 5
NO; §90Z5 WTBG 2017). In diesem Zusammenhang ist insbesondere auch auf den

risikobasierten Ansatz Bedacht zu nehmen.

Im Falle von gemeinnitzigen Stiftungen und Fonds gemal § 1 Abs. 2 7Z 15 und 16 WIiEReG),

auslandischer Stiftungen, Trusts oder vergleichbarer Rechtstrager ist im Zuge der Ermittlung
der wirtschaftlichen Eigentliimer analog zur oben beschriebenen Vorgehensweise zu

verfahren, wenn es sich bei einem Funktionstrdger gemaf § 2 7 2 oder 3 WiEReG um eine

juristische Person handelt.
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2.7.7 Sonstige natiirliche Personen, die die Privatstiftung auf andere Weise letztlich

kontrollieren

Nicht unter den Anwendungsbereich des § 2 7 3 lit. a sublit. dd WiEReG fallt jedenfalls der
Stiftungsprifer in seiner Funktion als vorgeschriebenes Kontrollorgan. Ebenso féllt ein Beirat

grundsatzlich nicht in den Anwendungsbereich dieser Bestimmung, es sei denn, diesem
kommen weitreichende Gestaltungs- und Einflussrechte statt der tblicherweise
vorgesehenen Rechte zu, damit dieser die Voraussetzung des § 2 Z 3 lit. a sublit. dd WiEReG
erfullen kann, wobei es hier auf die im Einzelfall vorgesehene Ausgestaltung der
individuellen Rechte der Mitglieder eines solchen Stiftungsorgans ankommt. Ob eine
Kontrollfunktion gemall § 2 Z 3 lit. a sublit. dd WIiEReG vorliegt, ist in Hinblick auf die

Mitglieder eines Aufsichts- oder Beirats somit immer individuell zu priifen, womit
Kontrollrechte eines Kollegialorgans nicht automatisch zu einer Kontrolle auf Ebene der

jeweiligen natlrlichen Personen als Mitglieder des Kollegialorgans flihren.

Die ,Kontrolle auf andere Weise” kann sich aus konkreten Rechtsbeziehungen ergeben,
etwa, weil in der Stiftungsurkunde entsprechende individuellen Kontrollrechte vorgesehen
sind oder aber aus faktischen Umstdanden ergeben. Siehe dazu Abschnitt 2.3.9 (Ausiibung

von Kontrolle auf "andere Weise").

Ubt eine juristische Person Kontrolle auf andere Weise auf die Privatstiftung aus, ist letztlich
wieder zu priifen, ob diese juristische Person unter der Kontrolle einer natlirlichen Person
steht.

2.7.8 Ausiibung mehrerer Funktionen durch eine Person

Wenn eine natirliche Person mehrere Funktionen ausiibt, ist sie fiir jede dieser Funktionen
als wirtschaftlicher Eigentiimer zu melden. Ist beispielsweise ein Stifter gleichzeitig auch ein
Beglinstigter der Privatstiftung, so ist dieser im Meldeformular als Stifter und als

Beglinstigter zu melden.

2.7.9 Meldepflicht gemaR § 5 PSG

Die Meldepflicht gemall § 5 PSG wird durch das WiIiEReG nicht aufgehoben.

2.7.10 Gemeinniitzige Privatstiftungen

Bei gemeinniitzigen Privatstiftungen ist ein Beglinstigter typischerweise nicht
individualisierbar und es liegt oftmals eine Beglinstigung der Allgemeinheit vor. Diesfalls ist
grundsatzlich der dem Stiftungszweck entsprechende Begilinstigtenkreis an das Register zu
melden und sofern Zuwendungen, die mehr als 2.000 Euro pro Kalenderjahr betragen, an
bestimmte natlirliche Personen erfolgen, sind diese als Einmalbeglinstigte an das Register zu
melden. Zudem ist gemaR § 5 Abs. 1 Z 3 lit. d WIiEReG verpflichtend bei der Meldung
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anzugeben, wenn ein Funktionstrager (zB Stifter oder Einmalbegiinstigter) oder eine Person,

die , Kontrolle auf andere Weise“ liber die Privatstiftung auslibt, treuhandig auftritt.

2.7.11 Besondere Privatstiftungen

Bei speziell geregelten Privatstiftungen, bei denen einerseits dem Wesen nach nur ein
geringes Risiko der Geldwascherei und Terrorismusfinanzierung besteht und die andererseits
Ublicher Weise eine Vielzahl von Beglinstigten haben, soll keine Meldung der einzelnen
Beglinstigten an das Register vorgenommen werden. Stattdessen ist bei diesen der
Beglinstigtenkreis als solches an das Register zu melden. Dies betrifft gemaR § 2 Z 3 lit. a
sublit. bb WIiEReG Privatstiftungen gemal} § 66 VAG 2016, Sparkassenstiftungen gemald

§ 27a SpG, Unternehmenszweckforderungsstiftungen gemald § 4d Abs. 1 EStG 1988,
Arbeitnehmerférderungsstiftungen gemal § 4d Abs. 2 EStG 1988 und Belegschafts- und
Mitarbeiterbeteiligungsstiftungen gemaR § 4d Abs. 3 und 4 EStG 1988.

Zudem ist gemall § 5 Abs. 1 Z 3 lit. d WIiEReG verpflichtend bei der Meldung anzugeben,

wenn ein Funktionstrager (zB Stifter oder Stiftungsvorstand) oder eine Person, die ,, Kontrolle

auf andere Weise” Giber die Privatstiftung ausiibt, treuhandig auftritt.

2.8 Gemeinniitzige Stiftungen und Fonds

Mit § 1 Z 15 WiEReG werden alle Stiftungen und Fonds gemal § 1 BStFG 2015 erfasst, deren
Vermogen durch einen privatrechtlichen Widmungsakt zur Erflllung abgabenrechtlich

beglinstigter Aufgaben bestimmt ist, sofern sie nach ihren Zwecken liber den
Interessenbereich eines Bundeslandes hinausgehen und nicht schon vor der B-VG Novelle
zur Kompetenzverteilung zwischen Bund und Landern (1. Oktober 1925) von den Landern

autonom verwaltet wurden.

Mit § 1 Z 16 WIEReG werden Stiftungen und Fonds erfasst, die beispielsweise gemeinnitzige

oder mildtatige Zwecke erfillen und dabei nicht Gber den Interessenbereich eines
Bundeslandes hinausgehen, weil sie zB hilfsbedlrftige Personen mit Hauptwohnsitz in einem
bestimmten Bundesland unterstiitzen. Solche Stiftungen und Fonds kdnnen auf Basis des
jeweiligen Landesgesetzes eingerichtet werden und sind in ein auf Landesebene

vorgesehenes Register einzutragen.

Dieses Bundesgesetz soll nur auf solche landesgesetzlich eingerichteten Stiftungen und
Fonds anzuwenden sein, wenn dies landesgesetzlich, beispielsweise durch einen statischen
Verweis auf dieses Bundesgesetz vorgesehen wird (Offnungsklausel). Es ist jedoch
anzumerken, dass alle Bundesldnder die Offnungsklausel geniitzt haben und ihre

landesgesetzlich eingerichteten Stiftungen und Fonds dem WiIiEReG unterstellt haben.
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Bei Stiftungen und Fonds gemafR § 1 Z 15 und 16 WiEReG sind gemalR § 2 Z 3 lit. b WiEReG
die Griinder, die Mitglieder des Stiftungs- oder Fondsvorstands, der Beglinstigtenkreis sowie

jede sonstige natirliche Person, die die Stiftung oder den Fonds auf andere Weise letztlich
kontrolliert als wirtschaftliche Eigentiimer zu melden. Sollte ein Grinder bereits verstorben
sein, so sind nur Vor- und Nachname zu melden. Sollten konkrete nattlirliche Personen
(einmalige) Begiinstigungen von solchen Stiftungen oder Fonds erhalten, so sind diese nicht
zu melden.

Zudem ist gemall § 5 Abs. 1 Z 3 lit. d WIiEReG verpflichtend bei der Meldung anzugeben,
wenn ein Funktionstrager (zB Grinder oder Stiftungs-/Fondsvorstand) oder eine Person, die

,Kontrolle auf andere Weise” liber die Stiftung oder den Fond auslibt, treuhandig auftritt.

Bei gemeinnitzigen Stiftungen und Fonds besteht grundsatzlich eine weitergehende
Gestaltungsfreiheit hinsichtlich ihrer Organisationsstruktur. Wenn zusatzliche Organe zu den
oben genannten eingerichtet sind, dann ist zu prifen, ob die Rechte des Stiftungs- oder
Fondsvorstands dadurch wesentlich beschnitten werden und es dem zusatzlichen Organ
moglich ist, die Stiftung oder den Fond letztlich auf andere Weise zu kontrollieren (siehe

Abschnitt 2.3.9 (Austibung von Kontrolle auf "andere Weise")).

Des Weiteren ist gemalR § 5 Abs. 1 Z 3 lit. d WiEReG bei der Meldung auch der jeweilige

Anteil an den vom Griinder zugewendeten Vermogenswerten anzugeben, dies unter

Beriicksichtigung von Zu- und Nachstiftungen und vergleichbaren Vorgangen (vgl. Abschnitt

2.7.1 zum Stifter einer Privatstiftung).

2.9 Trusts und trustdahnliche Vereinbarungen

Ein Trust im Sinne des § 1 Abs. 3 WIEReG ist die von einer Person (dem Settlor/Trustor)

durch Rechtsgeschaft unter Lebenden oder durch letztwillige Verfligung geschaffene
Rechtsbeziehung, bei der Vermdgen zugunsten eines Beglnstigten oder fiir einen
bestimmten Zweck der Aufsicht eines Trustees unterstellt wird, wobei der Trust selbst auch

rechtsfahig sein kann. Ein Trust iSd WIiEReG hat folgende Eigenschaften:

1. Das Vermogen des Trusts stellt ein getrenntes Sondervermdgen dar und ist nicht

Bestandteil des personlichen Vermdgens des Trustees;

2. die Rechte in Bezug auf das Vermogen des Trusts lauten bei nicht rechtsfahigen Trusts
auf den Namen des Trustees oder auf den einer anderen Person in Vertretung des

Trustees;

3. der Trustee hat die Befugnis und die Verpflichtung, tiber die er Rechenschaft abzulegen

hat, das Vermégen in Ubereinstimmung mit den Trustbestimmungen und den ihm durch
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das Recht auferlegten besonderen Verpflichtungen zu verwalten, zu verwenden oder

dariber zu verflgen.

Die Tatsache, dass sich der Settlor/Trustor bestimmte Rechte und Befugnisse vorbehilt oder
dass der Trustee selbst Rechte als Beglinstigter hat, steht dem Bestehen eines Trusts nicht
notwendigerweise entgegen. Das Vorliegen eines Trusts gemald der obigen Definition kann
auch nicht durch individuelle Rechte und Befugnisse des Trustors oder des Trustees
eingeschrankt werden.

Eine trustdahnliche Vereinbarung ist eine andere Vereinbarung, wie beispielsweise fiducie,
bestimmte Arten von Treuhand oder fideicomisio, sofern diese in Funktion oder Struktur mit
einem Trust vergleichbar sind. Treuhandschaften fallen grundsatzlich nicht unter den Begriff
der trustdhnlichen Vereinbarungen, da diese typischerweise aufgrund ihrer Struktur und
Funktion nicht mit Trusts vergleichbar sind. Sollte jedoch eine Treuhandschaft aufgrund ihrer
vertraglichen Ausgestaltung die Verwaltung eines Vermdgens zugunsten einer vom
Treugeber verschiedenen Person (Beglinstigten) vorsehen, so ist im Einzelfall zu prifen, ob
eine trustahnliche Vereinbarung gegeben ist.

GemalR § 3 Abs. 4 WIEReG treffen die Rechte und Pflichten gemal diesem Bundesgesetz bei

einem Trust den Trustee und bei einer trustahnlichen Vereinbarung die mit dem Trustee

vergleichbare Person. Insbesondere trifft diese Personen auch die Verpflichtung zur
Beurteilung, ob eine trustahnliche Vereinbarung vorliegt.

Handelt es sich beim Rechtstrager um einen Trust oder eine trustahnliche Vereinbarung, so

hat der Trustee oder eine mit dem Trustee vergleichbare Person gemaR § 3 Abs. 4 WiEReG

gegeniber Verpflichteten, wenn diese Sorgfaltspflichten gegeniiber ihren Kunden
anwenden, ihren Status offenzulegen und die Angaben lber die wirtschaftlichen Eigentiimer
des Trusts oder der trustahnlichen Vereinbarung zeitnah bei Aufnahme einer
Geschéaftsbeziehung oder bei Durchfiihrung einer gelegentlichen Transaktion oberhalb der
Schwellenwerte (zB gemaR § 5 Z 2 lit. a und lit. b FM-GwG; § 8b Abs. 1 Z 2 RAO; § 36b Abs. 1
Z2NO; §87 Abs. 2710 WTBG 2017) zu Ubermitteln. Die Nichteinhaltung dieser
Verpflichtungen stellt ein Finanzvergehen gemal § 15 Abs. 1 Z 5 WiEReG dar und ist bei

Vorsatz mit einer Geldstrafe bis zu 200.000 Euro bzw. bei grober Fahrlassigkeit mit einer
Geldstrafe von bis zu 100.000 Euro zu bestrafen.

Des Weiteren sind der Trustee eines Trusts gemaRk § 1 Abs. 2 Z 17 WiEReG und die mit einem

Trustee vergleichbare Person einer trustdhnlichen Vereinbarung gemaf § 1 Abs. 2718
WIEReG verpflichtet, eine Meldung der wirtschaftlichen Eigentlimer abzugeben, sofern diese
Pflicht nicht gemaR § 3 Abs. 5 WIiEReG entfallt. Fiir die ordnungsgemafie Meldung an das

Register ist es erforderlich, dass der Trust oder die trustdhnliche Vereinbarung im
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Erganzungsregister fiir sonstige Betroffene eingetragen ist. GemaR § 3 Abs. 4 WiEReG hat

der Trustee oder eine mit dem Trustee vergleichbare Person dafiir zu sorgen, dass der Trust
oder die trustdahnliche Vereinbarung in das Erganzungsregister fiir sonstige Betroffene
eingetragen ist und gegebenenfalls einen Antrag auf Eintragung in das Erganzungsregister

flr sonstige Betroffene zu stellen.

Sollte der Trust nicht in das Erganzungsregister fiir sonstige Betroffene eingetragen werden,
flhrt dies in weiterer Folge zu einer Verletzung der Meldeverpflichtung, fiir welche gemaf

§ 15 Abs. 1 WiEReG die oben genannten Strafandrohungen gelten.

Die Eintragung in das Erganzungsregister erfolgt Gber die Stammzahlenregisterbehdrde
(Link). Fur die Eintragung missen die Rechtstrager bzw. deren Organe den rechtlichen
Bestand und die rechtlich giiltige Bezeichnung nachweisen. In einem schriftlichen Antrag

sind folgende Angaben zu machen:

e Bezeichnung, Anschrift und Sitz des Antragstellers,

e Rechtscharakter bzw. Organisationsform des Antragstellers,

e Bezeichnung der Urkunden und/oder Rechtsvorschriften, mit welchen die rechtliche
Existenz des Antragstellers nachgewiesen wird (Bestandsnachweis),

e Datum der Griindung oder des sonstigen Zustandekommens und die Dauer des
Bestandes, wenn dieser zeitlich begrenzt ist,

e nicht erforderlich ist die Bezeichnung der nach aufien vertretungsbefugten Organe und

jener Personen, die diese Organfunktionen ausiben.

Die Eintragung kann direkt bei der Stammzahlenregisterbehérde mit dem Antragsformular

auf Eintragung in das Ergdnzungsregister fur sonstige Betroffene (ERsB) im Servicebereich

"Formulare" erfolgen. Das entsprechende Formular fiir den Neuantrag wird dort zum
Download zur Verfligung gestellt. Nach der Eintragung in das Erganzungsregister fiir sonstige
Betroffene ist der Rechtstrager verpflichtet, die Informationen entsprechend aktuell zu
halten. Fiir etwaige Anderungen steht im Unternehmensserviceportal ein eigenes Formular
zur Verfiigung. Weitere Informationen zur Eintragung in das Erganzungsregister fir sonstige
Betroffene kénnen lber die Homepage des Bundeskanzleramts

(www.bundeskanzleramt.gv.at) abgerufen werden.

Zudem haben Trusts und trustdhnliche Vereinbarungen, deren Verwaltung sich nicht im

Inland oder in einem anderen Mitgliedstaat befindet, gemaR § 3 Abs. 7 WiEReG einen

berufsmaligen Parteienvertreter mit Sitz im Inland, der auch Zustellungsbevollmachtigter

sein muss, mit der Wahrnehmung der Sorgfaltspflichten zu beauftragen.

Vor der Beurkundung oder Aufnahme einer Notariatsurkunde zum Zwecke des Erwerbs

eines im Inland gelegenen Grundstlicks haben Trusts und trustahnliche Vereinbarungen,
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deren Verwaltung sich nicht im Inland oder in einem anderen Mitgliedstaat befindet, dem
Notar vor der Beurkundung beweiskraftige Unterlagen zu ihren wirtschaftlichen
Eigentlimern vorzulegen und die Meldung der wirtschaftlichen Eigentimer gemaR § 5
WIiEReG nachzuweisen. Der Nachweis der Meldung kann auch dadurch erfolgen, dass der
beurkundende Notar selbst einen Auszug gemals § 9 WiEReG einholt (§ 3 Abs. 8 WIiEReG).

Wirtschaftliche Eigentliimer bei Trusts und trustahnlichen Vereinbarungen gemafll § 1 Abs. 2
Z 17 und Z 18 WIEReG sind die in der Definition des § 2 Z 2 WiEReG genannten Personen
aufgrund der Auslibung ihrer Funktionen.

Bei Trusts und trustahnlichen Vereinbarungen schlief3t dies jedenfalls folgende Personen

bzw. Personengruppen aufgrund ihrer Funktion ein:

e der Settlor/Trustor,

e der/die Trustees,

e der Protektor (sofern vorhanden),

e die Begiinstigten, oder sofern die Einzelpersonen, die Begiinstigte des Trusts sind, noch
bestimmt werden miissen, die Gruppe von Personen, in deren Interesse der Trust
errichtet oder betrieben wird (Beglinstigtenkreis); erhalten Personen aus dieser Gruppe
Zuwendungen von dem Trust, deren Wert 2.000 Euro in einem Kalenderjahr ibersteigt,
dann gelten sie in dem betreffenden Kalenderjahr als Einmalbegiinstigte;

e jede sonstige natirliche Person, die den Trust auf andere Weise letztlich kontrolliert.

Kontrolle auf andere Weise kann sich einerseits indirekt Gber eine durchgangige
Kontrollkette zu einem Rechtstrager, der eine Funktion wahrnimmt, ergeben oder
beispielsweise aus bestimmten Befugnissen, welchen den kontrollierenden Personen gemaf

der Trusturkunde oder nach dem Gesetz zukommen, wie etwa:

e (ber das Trustvermogen zu verfligen;
e Ausschiittungen anzuordnen, vorzunehmen oder zu genehmigen;
e den Trust zu andern oder zu beenden;

e Entscheidungen im Hinblick auf die Beglinstigtenstellung von Personen zu treffen;

und/oder den Trustee zu ernennen oder abzuberufen. Sofern Personen aus dem
Begiinstigtenkreis Zuwendungen des Trusts erhalten, deren Wert 2.000 Euro in einem
Kalenderjahr Gbersteigt, dann gelten fiir die Meldung dieser Einmalbeglinstigten bei Trusts

dieselben Bestimmungen wie fiir jene bei Privatstiftungen.

Bei der Feststellung und Meldung von wirtschaftlichen Eigentlimern eines Trusts oder einer

trustdhnlichen Vereinbarung sollte wie folgt vorgegangen werden:
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e Schritt 1: In einem ersten Schritt ist festzustellen, ob die Voraussetzungen des § 1 Abs. 2
Z 17 bzw. 18 WIiEReG vorliegen.

e Schritt 2: Wenn die Voraussetzungen des § 1 Abs. 2 Z 17 bzw. 18 WIEReG vorliegen und
keine Ausnahme gemal § 3 Abs. 5 WIiEReG vorliegt, ist der Trust oder die trustdhnliche

Vereinbarung gemal § 3 Abs. 4 WIiEReG in das Erganzungsregister fir sonstige

Betroffene einzutragen, sofern noch keine Stammzahl gemaR § 6 Abs. 3 E-GovG von der

Finanzverwaltung im Zusammenhang mit der Vergabe einer Steuernummer

automationsunterstitzt vergeben wurde (§ 3 Abs. 4 WIiEReG).

e Schritt 3: Anschliefend ist durch Einsicht in die Trusturkunde oder ein dhnliches
Dokument, aus dem sich das wirtschaftliche Eigentum ergibt, oder durch
Zusammenschau geeigneter Dokumente der wirtschaftliche Eigentiimer festzustellen
und zu Uberprifen. Eine Kopie der Urkunden ist zum Nachweis aufzubewahren oder

kann gemald § 5a Abs. 1 Z 2 lit. f WiEReG im Zuge des Schrittes 4 als Compliance-Package

an die Registerbehérde libermittelt werden.

e Schritt 4: Die wirtschaftlichen Eigentliimer sind an das Register der wirtschaftlichen
Eigentimer zu melden, binnen 4 Wochen ab der Erfillung eines Tatbestands gemall § 1
Abs.2Z 17 und Z 18 WiIEReG.

Hervorzuheben ist, dass die genannten Funktionstrager gemaR & 2 Z 2 lit. a bis d WiEReG

(bzw. die natirlichen Personen, die gleichwertige oder dhnliche wie die unter Z 2 genannten
Funktionen bekleiden) aufgrund der Austibung ihrer Funktion immer als wirtschaftliche
Eigentliimer gelten und zu melden sind, auch wenn eine andere Person den Trust bzw. die

trustdhnliche Vereinbarung letztlich kontrolliert.

Sollte eine Funktion nicht durch eine natiirliche Person, sondern durch eine juristische
Person wahrgenommen werden, so ist gemall den Ausfiihrungen in Abschnitt 2.7.6

(Behandlung von juristischen Personen als Stifter oder Begiinstigter) vorzugehen.

Zudem ist gemall § 5 Abs. 1 Z 3 lit. ¢ WiEReG verpflichtend bei der Meldung anzugeben,

wenn ein Funktionstrager (zB Settlor/Trustor oder Beglinstigter) oder eine Person, die
,Kontrolle auf andere Weise” lGber den Trust oder die trustdhnliche Vereinbarung ausibt,
treuhdndig auftritt. Der dahinterstehende Treugeber ist regelmaBig ebenfalls als
wirtschaftlicher Eigentiimer mit Art ,Settlor/Trustor” (bzw. ,Beglinstigter”) unter Angabe
der Treuhandschaft und Auswahl der Rolle , Treugeber” zu melden, da er aufgrund der
vertraglichen Vereinbarung Kontrolle auf den Trust bzw. die trustdhnliche Vereinbarung

ausibt.

Des Weiteren ist gemall § 5 Abs. 1 Z 3 lit. ¢ WIiEReG bei der Meldung auch der jeweilige

Anteil an den vom Settlor/Trustor zugewendeten Vermogenswerten anzugeben, dies unter

© Bundesministerium fur Finanzen Seite 42

42 von 98


http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=1&dz_VonAbsatz=2&dz_VonZiffer=17
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=1&dz_VonAbsatz=2&dz_VonZiffer=17
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=3&dz_VonAbsatz=5
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=3&dz_VonAbsatz=4
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1064900&ida=EGovG&gueltig=20240913&hz_id=1064900&dz_VonParagraf=6&dz_VonAbsatz=3
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=3&dz_VonAbsatz=4
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=5a&dz_VonAbsatz=1&dz_VonZiffer=2&dz_VonLitera=f
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=1&dz_VonAbsatz=2&dz_VonZiffer=17
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=1&dz_VonAbsatz=2&dz_VonZiffer=17
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=2&dz_VonZiffer=2&dz_VonLitera=a
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=5&dz_VonAbsatz=1&dz_VonZiffer=3&dz_VonLitera=c
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=5&dz_VonAbsatz=1&dz_VonZiffer=3&dz_VonLitera=c

Berlicksichtigung von mit Zu- und Nachstiftungen vergleichbaren Vorgangen (vgl. die

Ausfiihrungen in Abschnitt 2.7.1 zum Stifter einer Privatstiftung).

2.10 Meldepflichtige ausldandische Rechtstrager

Rechtstrager mit Sitz aullerhalb des EWR, die sich ab dem 1. April 2021 verpflichtet haben
bzw. verpflichten, im Inland eine Liegenschaft zu erwerben, fallen nunmehr in den
Anwendungsbereich des WIiEReG (§ 1 Abs. 2 Z 19).

Meldepflichtige auslandische Rechtstrager haben gegenliber Verpflichteten, wenn diese
Sorgfaltspflichten gegeniber ihren Kunden anwenden, ihren Status offenzulegen und die
Angaben Uber die wirtschaftlichen Eigentlimer zeitnah bei Aufnahme einer
Geschaftsbeziehung oder bei Durchfiihrung einer gelegentlichen Transaktion oberhalb der
Schwellenwerte zu Gbermitteln. Die meldepflichtigen auslandischen Rechtstrager haben
einen Antrag auf Eintragung des meldepflichtigen auslandischen Rechtstragers in das
Erganzungsregister fiir sonstige Betroffene zu stellen, sofern noch keine Stammzahl gemaR §

6 Abs. 3 E-GovG vergeben wurde. Fiir diesen Antrag gilt Folgendes:

1) Die Angabe Uber die Rechts- oder Organisationsform lautet ,,meldepflichtiger

auslandischer Rechtstrager;

2) als Sitz ist der Sitz des meldepflichtigen auslandischen Rechtstragers einzutragen und als
Zustelladresse ist die inlandische Zustelladresse des berufsmaRigen Parteienvertreters

anzugeben, der mit der Wahrnehmung der Sorgfaltspflichten beauftragt wurde;

3) als Angabe lber den Bestandszeitraum ist der Zeitpunkt der Antragstellung anzugeben.

Zum Antrag auf Eintragung in das Erganzungsregister fiir sonstige Betroffene (ERsB) der
Stammzahlenregisterbehorde (Bundeskanzleramt) vgl. die Ausfiihrungen oben in Abschnitt

2.9 zu Trusts und trustahnlichen Vereinbarungen.

Meldepflichtige auslandische Rechtstrager haben gemald § 3 Abs. 7 WIiEReG einen

berufsmaligen Parteienvertreter mit Sitz im Inland, der auch Zustellungsbevollmachtigter

sein muss, mit der Wahrnehmung der Sorgfaltspflichten zu beauftragen.

Vor der Beurkundung oder Aufnahme einer Notariatsurkunde zum Zwecke des Erwerbs
eines im Inland gelegenen Grundstlicks haben meldepflichtige auslandische Rechtstrager
dem Notar vor der Beurkundung beweiskraftige Unterlagen zu ihren wirtschaftlichen
Eigentiimern vorzulegen und die Meldung der wirtschaftlichen Eigentiimer gemaRk § 5
WIiEReG nachzuweisen. Der Nachweis der Meldung kann auch dadurch erfolgen, dass der
beurkundende Notar selbst einen Auszug gemaRk § 9 WiEReG einholt (§ 3 Abs. 8 WIiEReG).
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2.11 Subsididre Feststellung

Eine subsidiare Meldung der obersten Filhrungsebene gemaR § 2 Z 1 lit. b WIiEReG ist nur
dann zuldssig, wenn kein wirtschaftlicher Eigentlimer vorhanden ist (§ 5 Abs. 1 Z3 lit. b

Variante 1 WiEReG) oder wenn nach Ausschopfung aller Moglichkeiten kein wirtschaftlicher
Eigentlimer ermittelt werden kann (§ 5 Abs. 1 Z 3 lit. b Variante 2 WiEReG). Vor der

subsidiaren Meldung ist deshalb zu priifen, ob entsprechend der in § 2 WiEReG genannten

Kriterien kein wirtschaftliches Eigentum vorliegt.

GemalR § 2 Z 1 lit. b sublit. aa WIEReG gelten bei offenen Gesellschaften und

Kommanditgesellschaften mit ausschlieRlich natiirlichen Personen als Gesellschaftern die
geschaftsfihrenden Gesellschafter als wirtschaftliche Eigentimer, sofern keine
Anhaltspunkte vorliegen, dass die Gesellschaft direkt oder indirekt unter der Kontrolle einer

oder mehrerer anderer natirlichen Personen steht.

Bei Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften, bei denen kein Mitglied einen
Geschaftsanteil von mehr als 25% halt und keine Anhaltspunkte vorliegen, dass die Erwerbs-
und Wirtschaftsgenossenschaft direkt oder indirekt unter der Kontrolle einer oder mehrerer
anderer natirlichen Personen steht, gelten die Mitglieder der obersten Flihrungsebene
(Vorstand bzw. Geschaftsleitung) als wirtschaftlicher Eigentiimer (§ 2 Z 1 lit. b sublit. bb
WIEReG).

Bei eigentiimerlosen Gesellschaften gelten die natirlichen Personen, die der obersten
Flihrungsebene angehdren, als wirtschaftliche Eigentliimer, sofern keine Anhaltspunkte
vorliegen, dass die Gesellschaft direkt oder indirekt unter der Kontrolle einer oder mehrerer
anderer natirlichen Personen steht (§ 2 Z 1 lit. b sublit. cc WiEReG).

Bei Gesellschaften, Giber die ein Insolvenzverfahren eréffnet wurde und das Gericht einen
Masseverwalter bestellt hat, gilt der Masseverwalter als wirtschaftlicher Eigentlimer, sofern

keine oberste Flihrungsebene vorhanden ist.

Unter dem Begriff der obersten Flihrungsebene ist dabei immer die oberste operative

Flihrungsebene des meldepflichtigen Rechtstragers zu verstehen.

Besteht die oberste Flihrungsebene eines Rechtstragers (zum Teil) aus juristischen Personen,
sind die vertretungsbefugten natiirlichen Personen der obersten Flihrungsebene dieser
vertretungsbefugten juristischen Person als (subsidiare) wirtschaftliche Eigentlimer
festzustellen. In einem solchen Fall ist daher nicht auf den wirtschaftlichen Eigentiimer der
vertretungsbefugten juristischen Person abzustellen. Ist zB bei einer GmbH & Co KG als
meldepflichtiger Rechtstrager die GmbH-Komplementarin alleine mit der Geschaftsfiihrung

betraut und konnten keine wirtschaftlichen Eigentiimer festgestellt werden, sind die
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Geschaftsfihrer der GmbH subsidiar als wirtschaftliche Eigentiimer festzustellen und nicht

deren eigene wirtschaftliche Eigentiimer.

2.11.1 Ausschopfung aller Moglichkeiten (§ 5 Abs. 1 Z 3 lit. b Variante 2 WiEReG)

Wenn meldepflichtige Rechtstrager nach Ausschopfung aller Méglichkeiten keine natiirliche
Person als wirtschaftlichen Eigentlimer feststellen und Gberprifen kénnen, so sind die
natirlichen Personen, die der obersten Fiihrungsebene des Rechtstragers angehoren,
subsidiar als wirtschaftliche Eigentlimer an das Register zu melden. Die Feststellung und
Uberpriifung eines subsididren wirtschaftlichen Eigentiimers ist nur in letzter Konsequenz
und nach Ausschopfung aller anderen Mittel zur Feststellung der Identitat des
wirtschaftlichen Eigentiimers zuldssig. Die vom meldepflichtigen Rechtstrager
durchgefiihrten Schritte sind zu dokumentieren, um dies gegenliber der Registerbehoérde

nachweisen zu kdnnen.

Fiir die Erflillung der Sorgfaltspflicht des § 3 WIEReG ist der meldepflichtige Rechtstrager
unter Umstanden auf die Mitwirkung seiner rechtlichen und wirtschaftlichen Eigentiimer
angewiesen. Daher sind diese gemaR § 4 WiEReG verpflichtet, alle erforderlichen
Dokumente und Informationen zur Verfligung zu stellen. Verweigern die rechtlichen
und/oder wirtschaftlichen Eigentlimer die Herausgabe der erforderlichen Dokumente, hat
der meldepflichtige Rechtstrdger seine Eigentlimer auf deren Mitwirkungspflicht gemalt § 4
WIEReG und auf die fir ihn vorgesehenen Strafbestimmungen gemal} § 15 WiEReG

nachweislich hinzuweisen.

Fiir die weitere Vorgehensweise relevant ist in diesem Zusammenhang die Unterscheidung,
ob die konkret erforderlichen Dokumente und Informationen 6ffentlich verfligbar sind oder
nicht.

Sind diese offentlich verfiigbar, so sind diese in einem solchen Fall vom meldepflichtigen
Rechtstrager auch ohne Mitwirkung der Eigentlimer zu beschaffen (siehe dazu auch
Abschnitt 3.2 (Pflichten der rechtlichen und wirtschaftlichen Eigentiimer)), um so die

wirtschaftlichen Eigentliimer feststellen und Gberpriifen zu kénnen.

Sind diese nicht offentlich verfligbar und ist es dem meldepflichtigen Rechtstrager aufgrund
der fehlenden Mitwirkung der Eigentiimer und trotz Ausschopfung aller anderen Mittel in
letzter Konsequenz nicht moglich, seine wirtschaftlichen Eigentlimer festzustellen, sind — da
in jedem Fall eine Meldung an das Register abzugeben ist — die Mitglieder der obersten
Flihrungsebene als subsidiare wirtschaftliche Eigentiimer an das Register zu melden und im
Meldeformular die Auswahl ,Ausschépfung aller Moglichkeiten” zu treffen. Siehe hierzu
Abschnitt 4 (Meldung der Daten durch die Rechtstrager).
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Festzuhalten bleibt in diesem Zusammenhang, dass diese Vorgehensweise kein Prajudiz fur
die Erfullung der Sorgfaltspflichten der Verpflichteten nach anderen Aufsichtsgesetzen
(bspw. FM-GwG) bildet.

2.11.2 Verdachtsmomente

Es ist festzuhalten, dass der Begriff der Verdachtsmomente im Sinnedes § 271 lit. b
Einleitungssatz WiEReG keine Bedeutung fir meldepflichtige Rechtstrager hat. Der Begriff

der Verdachtsmomente ist nur fiir Verpflichtete relevant, fur die in ihren jeweiligen

berufsspezifischen Sorgfaltspflichten auf die Definition des § 2 WiEReG verwiesen wird.

3 Sorgfaltspflichten der Rechtstrager in Bezug auf ihre

wirtschaftlichen Eigentiimer

3.1 Verpflichtung des Rechtstrigers zur Feststellung und Uberpriifung seiner

wirtschaftlichen Eigentiimer

Mit § 3 WIiEReG werden die Sorgfaltspflichten der Rechtstrager in Bezug auf ihre
wirtschaftlichen Eigentiimer geregelt. Die Rechtstrager sind dazu verpflichtet, die Identitat
ihrer wirtschaftlichen Eigentlimer festzustellen und angemessene MalRnahmen zur
Uberpriifung ihrer Identitét zu ergreifen, so dass sie davon iiberzeugt sind zu wissen, wer
ihre wirtschaftlichen Eigentlimer sind. Dieser Punkt schlieSt die Ergreifung angemessener
Malnahmen ein, um die Eigentums- und Kontrollstruktur zu verstehen. Die Vorgehensweise

zur Ermittlung der wirtschaftlichen Eigentlimer im Abschnitt 3 nachfolgend erldutert.

Vereinfacht dargestellt sollte bei der Feststellung von direkten und indirekten

wirtschaftlichen Eigentiimern wie folgt vorgegangen werden:

e Direkte wirtschaftliche Eigentiimer: In einem ersten Schritt muss der meldepflichtige
Rechtstrager seine direkten Eigentlimer feststellen. Wenn eine natirliche Person mit
mehr als 25% an dem Rechtstrager beteiligt ist oder mehr als 25% Anteile an Aktien oder
Stimmrechten halt oder direkt Kontrolle (auch im Wege eines Treuhandschaftsvertrages;
ndheres zum Kontrollbegriff in Abschnitt 2.3 (Kontrolle)) auf den Rechtstrager ausibt, ist
diese Person direkter wirtschaftlicher Eigentiimer. Wenn eine natiirliche Person mit
weniger als 25% an dem Rechtstrager beteiligt ist oder einen Anteil von Aktien oder
Stimmrechten von weniger als 25% am Rechtstrager halt und diesen auch nicht auf
andere Weise kontrolliert, ist diese natirliche Person kein wirtschaftlicher Eigentiimer im
Sinne des § 2 WIEReG, sofern dieser Person nicht noch weitere Anteile tiber andere
Beteiligungen zugerechnet werden kénnen.

¢ Indirekte wirtschaftliche Eigentliimer: Wenn eine juristische Person einen Aktienanteil

von mehr als 25% oder eine Beteiligung von mehr als 25% am meldepflichtigen
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Rechtstrager halt, sind die Eigentlimer dieser juristischen Person festzustellen. Wenn
diese natlrlichen Personen sind und eine Beteiligung von mehr als 50% halten oder
Kontrolle ausiiben, so sind diese als indirekte wirtschaftliche Eigentlimer festzustellen.
Dabei ist zu beachten, dass Anteile oder Beteiligungen von unterschiedlichen
Rechtstragern mit weniger als 25 % zusammenzurechnen sind, wenn diese von derselben
naturlichen Person oder denselben natirlichen Personen kontrolliert werden. Es ist
daher erforderlich, dass die vollstandige Eigentums- und Kontrollstruktur soweit
verstanden wird, dass indirekte wirtschaftliche Eigentiimer und oberste Rechtstrager
festgestellt werden kénnen. Daher kann erforderlich sein, die Eigentimer der jeweiligen
juristischen Person auch dann zu prifen, wenn die Beteiligung weniger als 25 % am

Rechtstrager ausmacht.

Die Pflicht zur Feststellung und Uberpriifung der wirtschaftlichen Eigentiimer gemaR § 3
Abs. 1 WIEReG trifft den meldepflichtigen Rechtstrdager und die jeweiligen Organe des
Rechtstragers.

3.2 Pflichten der rechtlichen und wirtschaftlichen Eigentiimer

Mit § 4 WIiEReG wird eine rechtliche Erleichterung fir den meldepflichtigen Rechtstrager
geschaffen, indem dessen rechtliche und wirtschaftliche Eigentlimer dazu verpflichtet
werden, dem meldepflichtigen Rechtstrager alle fir die Erflillung der Sorgfaltspflichten
erforderlichen Dokumente und Informationen zur Verfligung zu stellen. Die Information Gber
die wirtschaftlichen Eigentliimer allein durch diese ist nicht ausreichend, da der Rechtstrager

in die Lage versetzt werden muss, seine Sorgfaltspflichten gemal § 3 Abs. 1 WIEReG zu

erfiillen, die eine Feststellung und Uberpriifung der wirtschaftlichen Eigentiimer erfordern.

Fur den Fall, dass rechtliche und/oder wirtschaftliche Eigentimer ihrer Verpflichtung gemaR
§ 4 WIEReG nicht vollstandig nachkommen, ist zu unterscheiden, ob die konkret

erforderlichen Dokumente und Informationen 6ffentlich verfligbar sind oder nicht.

Offentlich verfiigbare Dokumente und Informationen sind vom meldepflichtigen

Rechtstrager auch ohne Mitwirkung der Eigentiimer zu beschaffen.

Wird hingegen die Herausgabe von nicht 6ffentlich zuganglichen Dokumenten und
Informationen verweigert und ist es dem meldepflichtigen Rechtstrager aufgrund der
fehlenden Mitwirkung der Eigentiimer und trotz Ausschopfung aller anderen Mittel in letzter
Konsequenz nicht moglich, seine wirtschaftlichen Eigentlimer festzustellen und zu
Uberprifen, ist eine subsididre Meldung der obersten Flihrungsebene gemall § 2 Z 1 lit. b
WIEReG in Betracht zu ziehen (siehe Abschnitt 2.11 Subsididre Feststellung).®
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Dies kann zB bei solchen Dokumenten und Informationen der Fall sein, welche ausschlieRlich
von einem Ubergeordneten Rechtstrager bzw. direkt von den Eigentiimern verwahrt werden
und daher nicht auf alternativem Wege beschafft werden kénnen oder wenn kein Nachweis
Uber abweichende Stimmrechts- oder Kontrollverhaltnisse eingeholt werden kann, weil
beispielsweise bei Gibergeordneten auslandischen Rechtstragern die relevante
Beteiligungsstruktur nicht nachvollzogen werden kann und/oder die im Einzelfall
erforderliche Bestatigung des Gibergeordneten bzw. obersten Rechtstragers (vgl. hierzu die
Aufzdhlung in Abschnitt 6.3 (Dokumente zu Gibergeordneten inlandischen Rechtstragern))

verweigert wird.

) Fiir Verpflichtete des FM-GwG ist idZ jedoch auf § 7 Abs. 7 FMI-GwG hinzuweisen; vgl. dazu auch
das FMA-Rundschreiben zu Sorgfaltspflichten zur Prévention von Geldwdscherei und
Terrorismusfinanzierung in der jeweils aktuellen Fassung, konkret die Ausfiihrungen zu den Folgen bei
Nichtanwendung der Sorgfaltspflichten sowie die analogen Bestimmungen in weiteren
Aufsichtsgesetzen: § 92 Abs. 1 WTBG 2017; § 8b Abs. 7 RAO; § 36b Abs. 7 NO.

3.3 Feststellung und Uberpriifung der wirtschaftlichen Eigentiimer durch

berufsmaRige Parteienvertreter

Rechtstrager kénnen gemal § 5 Abs. 2 WiEReG auch berufsmallige Parteienvertreter gemaR

§ 5 Abs. 1 Z 2 USPG zur Meldung ihrer wirtschaftlichen Eigentiimer beauftragen. Zusatzlich

kdnnen Rechtstrager berufsmaRige Parteienvertreter auch mit der Feststellung und
Uberpriifung der wirtschaftlichen Eigentiimer beauftragen. Ist dies der Fall, so ist dies gemaR
§ 5 Abs. 1Z 4 lit. a WIiEReG bei der Meldung anzugeben. Wenn ein berufsmaRiger

Parteienvertreter hingegen nur unterstiitzend tatig geworden ist, so darf nicht angegeben
werden, dass die wirtschaftlichen Eigentlimer durch den berufsmaRigen Parteienvertreter

festgestellt und Gberprift wurden.

3.4 Angemessene MaRnahmen zur Uberpriifung von wirtschaftlichen

Eigentiimern

Meldepflichtige Rechtstrager haben im Rahmen ihrer Sorgfaltspflichten ,, angemessene
MaRnahmen“ zur Uberpriifung der Identitat ihres wirtschaftlichen Eigentiimers zu ergreifen.
Dies schliet auch angemessene Malinahmen mit ein, um seine Eigentums- und
Kontrollstruktur zu verstehen. Damit ist gemeint, dass in Fallen eines indirekten
wirtschaftlichen Eigentums der meldepflichtige Rechtstrager auch verstehen muss, woraus
sich die Stellung seines indirekten wirtschaftlichen Eigentlimers ableitet. Dabei stellt die
Kenntnis Uiber die Zwischenglieder der Kette zwischen meldepflichtigem Rechtstrager und

wirtschaftlichem Eigentlimer ein notwendiges Element dar.

In diesem Punkt werden die MaBnahmen beschrieben, bei deren Einhaltung davon

auszugehen ist, dass angemessene MalRnahmen zur Uberpriifung der wirtschaftlichen
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Eigentiimer iSd § 3 Abs. 1 WiEReG ergriffen wurden. Auch eine andere Vorgehensweise kann

angemessen sein, dies ist jedoch im Einzelfall zu beurteilen. Dies betrifft sowohl Falle, bei
denen die wirtschaftlichen Eigentiimer durch den Rechtstrager selbst, als auch jene Falle, bei
denen die wirtschaftlichen Eigentiimer durch einen berufsmaRigen Parteienvertreter

festgestellt und Gberprift wurden.

Schritt 1: Ermittlung der relevanten Beteiligungsstruktur

In einem ersten Schritt sollte die relevante Beteiligungsstruktur ermittelt werden. Bei

Gesellschaften mit inlandischen Eigentimerstrukturen kann dies entweder durch

e die Einholung von Ausziigen aus dem Firmenbuch, Vereinsregister oder
Ergdanzungsregister flir alle relevanten Beteiligungsebenen oder
e durch Einholung eines oder allenfalls mehrerer erweiterter Ausziige aus dem Register

erfolgen.

Die Einholung eines erweiterten Auszugs gemal} § 9 Abs. 5 WiEReG wird fur berufsmalige

Parteienvertreter empfohlen, da dieser eine Darstellung der relevanten inlandischen
Beteiligungsstruktur, errechnete wirtschaftliche Eigentliimer und oberste Rechtstrager
enthalt und direkt und indirekt gehaltene Anteile hierbei automatisch zusammengerechnet
werden. Dies trifft unabhangig davon zu, ob bereits eine Meldung an das Register erstattet

wurde.

Fiir den Rechtstrager selbst ist die Einholung der Dokumente gemafl § 5a Abs. 1 Z 2 lit. a bis f

WIEReG angemessen. Werden die wirtschaftlichen Eigentiimer durch einen berufsmaRigen
Parteienvertreter festgestellt und Gberprift, so ist bei der Geschaftsfiihrung des
Rechtstragers nachzufragen, ob fiir die Beurteilung des wirtschaftlichen Eigentums relevante
von der Beteiligungsstruktur abweichende Stimmrechte oder Kontrollverhaltnisse bestehen.

Siehe hierzu Abschnitt 6.2 (Anforderungen an die Dokumente).

Fir inlandische Zwischenebenen und oberste Rechtstrager ist die Einholung der Dokumente

gemal § 5a Abs. 1 Z 2 lit. a bis f WiEReG angemessen. Diese kénnen auch durch Einsicht in

ein giiltiges Compliance-Package der jeweiligen Rechtstrager eingeholt werden. Siehe hierzu

Abschnitt 6.3 (Dokumente zu ibergeordneten inlandischen Rechtstragern).

Wenn Beteiligungsstrange ins Ausland verlaufen, wird in einem erweiterten Auszug aus
dem Register nur die erste auslandische Ebene der relevanten Beteiligungsstruktur
dargestellt. In diesen Fallen ist die relevante auslandische Beteiligungsstruktur auf Basis von
landesliblichen beweiskraftigen Nachweisen, insbesondere (auslandischen, dem
Osterreichischen Firmenbuch vergleichbaren) Registerausziigen, zu ermitteln und zu
dokumentieren (bspw. durch Anfertigung eines Organigramms). Angemessen ist jedenfalls
die Einholung der Dokumente gemal § 5a Abs. 1 Z 4 lit. a bis c WIiEReG. Siehe hierzu
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Abschnitt 6.4 (Dokumente zu libergeordneten auslandischen Rechtstragern). Ist fur die letzte
inlandische Ebene ein vollstandiges und gliltiges Compliance-Package aus dem Register
abrufbar, so kann die Feststellung und Uberpriifung der betreffenden wirtschaftlichen
Eigentiimer anhand der in diesem Compliance-Package enthaltenen Dokumente und

Nachweise unter sinngemaRer Anwendung von § 11 Abs. 2a WIEReG erfolgen.

Schritt 2: Priifung, ob Abweichungen aufgrund von Stimmrechten oder

Kontrollverhaltnissen vorliegen

In einem zweiten Schritt ist zu prifen, ob relevante Stimmrechte oder Kontrollverhaltnisse
vorliegen, die von der jeweiligen Beteiligung oder dem Anteil an Aktien abweichen, die fur
die Feststellung und Uberpriifung der wirtschaftlichen Eigentiimer relevant sind. Auf diese
Weise kdnnen noch weitere wirtschaftliche Eigentiimer (siehe Abschnitt 2.3 (Kontrolle))

hinzukommen.

Ob von den Beteiligungsverhaltnissen abweichende Stimmrechts- oder Kontrollverhaltnisse
vorliegen, sollte gemaR den Abschnitten 6.2.5 (Treuhandschaften), 6.2.6 (Sonstige
Nachweise und Dokumente), 6.3 (Dokumente zu lGbergeordneten inlandischen
Rechtstragern) und 6.4 (Dokumente zu libergeordneten auslandischen Rechtstragern)

ermittelt werden.

Schritt 3: Dokumentation

Die fiir die Feststellung und Uberpriifung erforderlichen Kopien der Dokumente und

Informationen, sind gemaR § 3 Abs. 2 WIiEReG bis mindestens fiinf Jahre nach dem Ende des

wirtschaftlichen Eigentums der natirlichen Person aufzubewahren (siehe Abschnitt 3.5

(Aufbewahrungspflichten der Rechtstrager)).

Der meldepflichtige Rechtstriger kann die Feststellung und Uberpriifung der
wirtschaftlichen Eigentiimer anstelle der Einsicht in die oben genannten Dokumente auch

durch Einsicht in einen Aktenvermerk gemal} § 5a Abs. 3 WIiEReG vornehmen. Daher erfillt

jedenfalls auch die Aufbewahrung eines Aktenvermerks, der die Voraussetzungen des § 5a
Abs. 3 WIEReG erfiillt, die Aufbewahrungspflicht gemald § 3 Abs. 2 WiEReG. Abweichend von

§ 5a Abs. 3 WIiEReG kann ein Aktenvermerk fir diese Zwecke unabhangig von dem Vorliegen

von berechtigten Griinden verwendet werden. Zu beachten gilt, dass Aktenvermerke aber
jedenfalls von den gemal’ § 5a Abs. 3 WIiEReG zu deren Anfertigung berechtigten Personen
(berufsmaligen Parteienvertretern oder geeigneten Dritten, siehe Abschnitt 6.5
(Aktenvermerke)) ausgestellt werden miissen, um zur Erfillung der Sorgfaltspflichten und

der Aufbewahrungspflichten nach § 3 Abs. 1 und 2 WiEReG herangezogen werden zu

konnen.
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3.5 Aufbewahrungspflichten der Rechtstrager

Die meldepflichtigen Rechtstrager haben gemaR § 3 Abs. 2 WiEReG Kopien der Dokumente

und Informationen, die fiir die Erflllung der Sorgfaltspflichten gemall § 3 Abs. 1 WiEReG

erforderlich sind, bis mindestens flnf Jahre nach dem Ende des wirtschaftlichen Eigentums
der natirlichen Person aufzubewahren. Dies beinhaltet alle relevanten Nachweise lber die
Eigentums- und Kontrollverhaltnisse der rechtlichen und wirtschaftlichen Eigentimer des
meldepflichtigen Rechtstrigers sowie alle relevanten Dokumente, die zur Uberpriifung der
Identitat der wirtschaftlichen Eigentiimer herangezogen wurden.

Durch die Ubermittlung eines vollstiandigen Compliance-Packages fiir einen Rechtstriger
(siehe Abschnitt 6 (Erstellung von Compliance-Packages)) gilt die Aufbewahrungspflicht
gemald § 3 Abs. 2 WIiEReG als erfillt. Wesentlich ist daher, dass das Compliance-Packages im

Zeitpunkt der Ubermittlung vollsténdig ist. Das bedeutet, dass die Aufbewahrungspflicht fiir
die Dauer der Gultigkeit des Compliance-Packages auch dann als erfiillt anzusehen ist, wenn

innerhalb der Giiltigkeitsdauer ein verwiesenes Compliance-Package ungtiltig wird.

Es bestehen keine Bedenken, wenn der Verpflichtung gemal® § 3 Abs. 2 WiEReG dadurch

entsprochen wird, dass sich die meldepflichtigen Rechtstrager zum Zwecke der

Aufbewahrung der Unterlagen eines in § 5a Abs. 3 WiEReG genannten geeigneten Dritten

bedienen, welcher die in § 3 Abs. 2 WiEReG genannten Kopien der Dokumente und
Informationen im Auftrag des meldepflichtigen Rechtstragers fiir diesen verwahrt. In diesen

Fallen hat der gemaR § 3 Abs. 2 WIEReG verpflichtete Rechtstrager angemessene Schritte zu

unternehmen, um zu gewahrleisten, dass der geeignete Dritte ihm unverziiglich auf sein
Ersuchen die fiir ihn verwahrten Informationen und Unterlagen weiterleiten kann. Die
endglltige Verantwortung fur die Erflllung der Aufbewahrungspflichten verbleibt bei dem

Rechtstrager, der auf den geeigneten Dritten zurickgreift.

3.6 Zeitpunkt der Sorgfaltspflichten

Die meldepflichtigen Rechtstrager haben gemaR § 3 Abs. 3 WIiEReG die Sorgfaltspflichten

gemal § 3 Abs. 1 WiEReG zumindest jahrlich durchzufiihren und zu priifen, ob die an das
Register gemeldeten wirtschaftlichen Eigentiimer noch aktuell sind. Der genaue Zeitpunkt
kann grundsatzlich durch die Rechtstrager festgelegt werden (beispielsweise anlasslich der
Jahresabschlussprifung) wobei der maximale Abstand zwischen der Durchfiihrung der

Sorgfaltspflichten ein Jahr betragt.

§ 5 Abs. 1 |letzter Satz WiEReG legt zudem fest, dass Rechtstrager, die nicht gema3 § 6

WIiEReG von der Meldepflicht befreit sind, binnen vier Wochen nach der Falligkeit der
jahrlichen Uberpriifung gemaR § 3 Abs. 3 WiEReG die bei der Uberpriifung festgestellten

Anderungen zu melden oder die gemeldeten Daten zu bestitigen haben (jahrliche

© Bundesministerium fur Finanzen Seite 51

51 von 98


http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=3&dz_VonAbsatz=2
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=3&dz_VonAbsatz=1
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=3&dz_VonAbsatz=2
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=3&dz_VonAbsatz=2
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=5a&dz_VonAbsatz=3
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=3&dz_VonAbsatz=2
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=3&dz_VonAbsatz=3
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=3&dz_VonAbsatz=1
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=5&dz_VonAbsatz=1
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=6
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=6
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=3&dz_VonAbsatz=3

Meldepflicht). Die Bestatigung der gemeldeten Daten erfolgt durch Abgabe einer neuen
Meldung, allerdings ohne dass die in das Meldeformular vorgeladenen Daten abgedndert

werden.

Rechtstrager, die nach § 6 WiEReG meldebefreit sind, miissen keine jahrliche Meldung
abgeben. Sie mlssen aber im Rahmen der Durchfiihrung ihrer jahrlichen Sorgfaltspflichten
(§ 3 Abs. 1 WIEReG) Uberprifen, ob die Voraussetzungen fur die Meldebefreiung weiter

vorliegen.

Rechtstrager, die eine subsididre Meldung mit automatischer Dateniibernahme (nach
§ 5 Abs. 5 WiEReG) abgegeben haben, unterliegen weiterhin der jahrlichen

Meldeverpflichtung. Diese miissen zumindest einmal jahrlich tiberprifen, ob die
Voraussetzungen fiir die subsidiare Meldung noch vorliegen. Liegen diese weiterhin vor, so
ist dieser Umstand bei der Meldung zu bestatigen und anzugeben ob nach Ausschopfung
aller Moglichkeiten die wirtschaftlichen Eigentiimer nicht festgestellt und Gberprift werden
konnten (§ 5 Abs. 1 Z 3 lit. b Variante 1 oder Variante 2 WiEReG). Siehe hierzu die
Ausfiihrungen zur subsidiaren Meldung in Abschnitt 4 (Meldung der Daten durch die

Rechtstrager).

Die Falligkeit der jahrlichen Meldung bestimmt sich grundsatzlich nach dem Datum der
letzten jahrlichen Uberpriifung gemaR § 3 Abs. 3 WiEReG.

Beispiel: die Erstmeldung sowie erstmalige Feststellung und Uberpriifung der
wirtschaftlichen Eigentiimer erfolgte am 1. August 2023. Die Falligkeit der jahrlichen
Uberpriifung ist im Jahr 2024 der 1. August 2024. Die Meldung hat binnen vier Wochen nach
der Filligkeit der jahrlichen Uberpriifung zu erfolgen, dh. bis zum 29. August 2024. Wird die
jahrliche Uberpriifung frither durchgefiihrt, so hat dies keine Verkiirzung der Meldefrist zur
Folge, da sich diese nach der Filligkeit der jahrlichen Uberpriifung bestimmt. Es sollte
allerdings darauf geachtet werden, dass die Meldung zeitnah nach dem Abschluss der
jahrlichen Uberpriifung Gibermittelt wird, damit nicht aufgrund zwischenzeitlich

eingetretener Anderungen eine unrichtige Meldung abgegeben wird.

Mit der Retournierung des vom Klienten firmenmaRig gefertigten standardisierten Formulars
L»Auftrag zur Meldung an das Register der wirtschaftlichen Eigentimer” kann der Vorgang

der Uberpriifung jedenfalls als abgeschlossen betrachtet werden.

Da der Zeitpunkt der jahrlichen Uberpriifung nicht im Register gespeichert wird und diese
vor bzw. spatestens am Tag der Meldung stattgefunden haben muss, ist fiir das
automatisationsunterstiitzte Zwangsstrafenverfahren der Tag der (letzten manuell
vorgenommenen) Meldung heranzuziehen, damit jedenfalls die gesetzlich vorgesehene Frist

gewahrt bleibt.
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Da grundsiatzlich keine Bedenken gegen eine Vorverlegung der jahrlichen Uberpriifung
bestehen, erfiillt auch eine Uberpriifung der wirtschaftlichen Eigentiimer im Zuge einer
Anderungsmeldung die Voraussetzungen der jihrlichen Uberpriifung. Erfolgt daher im
obigen Beispiel eine Uberpriifung und Anderungsmeldung am 10. Mai 2024, so ist die Frist
fir die jahrliche Uberpriifung ab diesem Meldedatum neu zu berechnen. Dies ist auch bei

der Androhung und Verhangung von Zwangsstrafen entsprechend zu bericksichtigen.

Die Androhung und Verhdangung einer Zwangsstrafe ist gemaR § 16 Abs. 3 WIEReG an einen,

dem Finanzamt Osterreich oder dem Finanzamt fiir GroRbetriebe in einem Verfahren
betreffend Abgaben gemal & 213 Abs. 1 BAO bekannt gegebenen
Zustellungsbevollmachtigten zuzustellen. Dieser gilt solange als zur Empfangnahme der

Androhung und Verhdangung einer Zwangsstrafe ermachtigt, als nicht ein anderer
Zustellungsbevollmachtigter fir Angelegenheiten dieser Bestimmung namhaft gemacht
wird. Nur wenn kein Zustellungsbevollmachtigter vorhanden ist, so sind die Androhung und
Verhangung einer Zwangsstrafe an den Rechtstrager selbst zuzustellen.

4 Meldung der Daten durch die Rechtstrager

Sofern der Rechtstrager nicht von der Meldepflicht befreit ist (§ 6 WIiEReG), ist dieser gemald
§ 5 WIEReG dazu verpflichtet, seine wirtschaftlichen Eigentiimer an die Registerbehérde zu
melden. Dabei sind einerseits Daten zu direkten und indirekten wirtschaftlichen
Eigentlimern, als auch zu den obersten Rechtstragern liber das Meldeformular im

Unternehmensserviceportal zu Gbermitteln.

Im elektronischen Meldeformular finden sich unter dem Punkt ,,Art der Meldung” folgende

Auswahlmoglichkeiten:

e Meldung von wirtschaftlichen Eigentimern
e Subsididre Meldung der obersten Fiihrungsebene und

e Subsididre Meldung der obersten Filhrungsebene mit automatischer Dateniibernahme

Auf der Formularseite Angaben zur Meldung kann festgelegt werden, ob mit der Meldung
auch ein Compliance-Package Gbermittelt werden soll (siehe Abschnitt 6 (Erstellung von

Compliance-Packages)).

Anzumerken ist, dass die ,,Subsididre Meldung der obersten Fliihrungsebene mit
automatischer Dateniibernahme” eine Meldung mit automatischer Ubernahme der

vertretungsbefugten Personen aus dem Firmenbuch gemafls § 5 Abs. 5 WIiEReG ermdglicht.

Bei Auswahl dieser Option kénnen keine Daten der subsididaren wirtschaftlichen Eigentliimer
(Mitglieder der obersten Filhrungsebene) eingegeben werden, da diese und allfillige

Anderungen aus dem Firmenbuch automatisch tibernommen werden.
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Wenn eine der beiden Varianten zur subsidiaren Meldung der obersten Flihrungsebene
ausgewahlt wird, so ist verpflichtend anzugeben, ob die Meldung ,,nach Ausschépfung aller
Moglichkeiten gemall § 5 Abs. 1 Z 3 lit. b Variante 2 WiEReG*” erfolgt. Dies kann

insbesondere dann der Fall sein, wenn die zur Feststellung und Uberpriifung der

wirtschaftlichen Eigentimer erforderlichen Dokumente oder Informationen nicht eingeholt
werden konnten, beispielsweise, weil die Ubermittlung solcher Dokumente durch rechtliche
und/oder wirtschaftliche Eigentlimer verweigert wurde. Diese Option ist jedoch nicht
auszuwahlen, wenn festgestellt und tberprift werden konnte, dass kein direkter oder
indirekter wirtschaftlicher Eigentiimer vorhanden ist, beispielsweise, weil keine
ausreichende Beteiligung vorliegt (kein wirtschaftlicher Eigentlimer vorhanden gemal} § 5
Abs. 17 3 lit. b Variante 1 WIiEReG).

4.1 Fristen fiir die Meldung der wirtschaftlichen Eigentiimer

Die meldepflichtigen Rechtstrager haben die erstmalige Meldung der wirtschaftlichen
Eigentiimer binnen vier Wochen nach der erstmaligen Eintragung in das jeweilige
Stammregister (Firmenbuch, Vereinsregister oder Erganzungsregister fir sonstige
Betroffene) oder bei Trusts und trustahnlichen Vereinbarungen nach der Begriindung der
Verwaltung im Inland bzw. nach der Aufnahme einer Geschaftsbeziehung oder dem Erwerb
einer Liegenschaft im Inland zu Gbermitteln. Anderungen der gemeldeten Angaben sind

binnen vier Wochen nach Kenntnis der Anderung zu ibermitteln (§ 5 Abs. 1 WiEReG).

Bei Daten des Rechtstragers selbst, die im jeweiligen Stammregister eingetragen sind, ist
jedenfalls Kenntnis ab deren Eintragung im jeweiligen Stammregister anzunehmen. Entfalten
Umstande bereits vor Eintragung in das Stammregister eine Wirkung auf die wirtschaftlichen
Eigentlimer eines Rechtstragers, so ist flir den Beginn der Meldefrist auf den Beginn der

Wirksamkeit abzustellen.

Bei Vorliegen einer Meldebefreiung gemal} § 6 WiEReG entfallt die Verpflichtung zur
Meldung der Anderungen, wenn die Eintragung im jeweiligen Stammregister binnen vier

Wochen beantragt wird.

Rechtstrager, die nicht gemalk § 6 WIEReG von der Meldepflicht befreit sind, haben binnen
vier Wochen nach der Filligkeit der jahrlichen Uberpriifung gemaR § 3 Abs. 3 WiEReG, die

bei der Uberpriifung festgestellten Anderungen zu melden oder die gemeldeten Daten zu
bestatigen (jahrliche Meldepflicht).

Die Falligkeit der Meldung im Rahmen der jahrlichen Meldepflicht bestimmt sich nach dem
Datum der letztmaligen jahrlichen Uberpriifung gemaR § 3 Abs. 3 WiEReG (siehe dazu

Abschnitt 3.6 (Zeitpunkt der Sorgfaltspflichten)). Es bestehen keine Bedenken, wenn der

Zeitpunkt der Meldung aus organisatorischen Griinden vorverlegt wird. Die Meldung muss
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jedoch spatestens vier Wochen nach Filligkeit der jahrlichen Uberpriifung gemaR § 3 Abs. 3
WIEReG durchgefiihrt werden.

4.2 Direkte wirtschaftliche Eigentiimer

Die folgenden Daten von direkten wirtschaftlichen Eigentiimern sind zu ermitteln und zu
melden (§ 5 Abs. 1 Z 1 WIEReG):

e Name;

e sofern diese Uber keinen Wohnsitz im Inland verfligen, die Nummer und die Art des
amtlichen Lichtbildausweises;

e Geburtsdatum und Geburtsort;

e Staatsangehorigkeit;

e Wohnsitz;

e Art und Umfang des wirtschaftlichen Interesses.

Bei Personen mit einem gemeldeten Hauptwohnsitz im Inland ist nur die Angabe von
Vorname, Nachname und Geburtsdatum erforderlich. Bei diesen Personen werden allfillige
Anderungen der oben genannten Angaben durch einen Abgleich mit dem ZMR automatisch
Ubernommen. Eine Aktualisierung ist nur dann erforderlich, wenn die Person ihren

Hauptwohnsitz im Inland aufgibt.

Wenn kein Hauptwohnsitz in Osterreich besteht, muss zusétzlich auch noch ein Nachweis
der Identitat (Kopie eines Lichtbildausweises) hochgeladen werden (§ 5 Abs. 2 WIEReG).

4.3 Indirekte wirtschaftliche Eigentiimer

Fir indirekte wirtschaftliche Eigentiimer miissen zusatzlich die folgenden Informationen
Uber die obersten Rechtstrdager gemeldet werden (§ 5 Abs. 1 Z 2 WIiEReG):

e sofern es sich bei einem obersten Rechtstrdager um einen Rechtstrager gemald § 1
WIEReG handelt, die Stammzahl sowie den Anteil an Aktien, Stimmrechten oder die
Beteiligung des wirtschaftlichen Eigentiimers am obersten Rechtstrager, oder ob der
wirtschaftliche Eigentiimer Kontrolle (iber den obersten Rechtstrager ausiibt, sowie
gegebenenfalls den Beglinstigtenkreis im Fall eines inlandischen obersten Rechtstragers

gemil § 2 Z 2 und 3 WiEReG, wenn auf die automationsunterstiitzte Ubernahme der

wirtschaftlichen Eigentiimer aus der Meldung dieses obersten Rechtstragers verzichtet
wurde;

e sofern es sich bei einem obersten Rechtstrager um einen mit § 1 WiEReG vergleichbaren
Rechtstrager mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat oder einem Drittland handelt, den
Namen und den Sitz des Rechtstragers, die Rechtsform, die der Stammzahl und dem

Stammregister entsprechenden Identifikatoren sowie den Anteil an Aktien,
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Stimmrechten oder die Beteiligung des wirtschaftlichen Eigentlimers am obersten
Rechtstrager, oder ob der wirtschaftliche Eigentimer Kontrolle Giber den obersten
Rechtstrager auslibt, sowie gegebenenfalls den Beglinstigtenkreis im Fall eines
auslandischen obersten Rechtstragers gemaR § 2 Z 2 und 3 WiIEReG.

4.4 Erhohte Transparenz von Treuhandschaften

4.4.1 Meldung von Treuhandschaften bei Stiftungen, Trusts und vergleichbaren

Rechtstragern

GemalR § 5 Abs. 1 Z 3 lit. c und d WIEReG ist bei Meldungen, die nach dem 30. Juni 2024 an

das Register Gibermittelt werden, zwingend anzugeben, wenn ein Funktionstrager (zB

Stifter/Grlinder/Settlor oder Beglinstigter) oder eine Person, die , Kontrolle auf andere
Weise“ Uber die Stiftung, den Fond, den Trust oder einen vergleichbaren Rechtstrager
ausibt, treuhandig auftritt. Zu beachten ist, dass Treuhandschaften gemaR § 5 Abs. 1 Z 3 lit.

cund d WIiEReG immer zu melden sind. Es kommt nicht darauf an, ob die Treuhandschaft

zum wirtschaftlichen Eigentum einer anderen natirlichen Person fiihrt. Der
dahinterstehende Treugeber ist ebenfalls als wirtschaftlicher Eigentimer mit Art: ,Stifter”
bzw. ,Beglinstigter” etc. unter Angabe der Treuhandschaft und Auswahl der Rolle
,Treugeber” zu melden, da er aufgrund der vertraglichen Vereinbarung Kontrolle auf den
Rechtstrager gemall § 2 Z 2 und Z 3 WIEReG auslibt (siehe auch Abschnitt 2.7.1 (Stifter)).
Dasselbe gilt auch fir Funktionstrager von Trusts oder trustdhnlichen Vereinbarungen oder

eine Person, die ,Kontrolle auf andere Weise” liber diese Rechtstrager ausiibt, da auch ein

Settlor oder ein Beglinstigter eines Trusts ein Treuhdnder sein kann.

Zu beachten ist auch, dass diese Vorgaben auch dann zur Anwendung gelangen, wenn ein

solcher Sachverhalt bei einem obersten Rechtstrager vorliegt.
4.4.2 Angabe, ob ein fiir die Ermittlung des wirtschaftlichen Eigentums relevantes
Treuhandschaftsverhaltnis vorliegt

Durch die Einfiihrung des § 5 Abs. 1 Z 3a WIiEReG sollen Treuhandschaften innerhalb der

Beteiligungskette transparent gemacht werden und so die Aussagekraft von Auszligen aus

dem Register erhoht werden. Relevant im Sinne dieser Bestimmung sind jene
Treuhandschaften, aufgrund derer eine natiirliche Person wirtschaftlicher Eigentiimer des zu
meldenden Rechtstragers wird oder durch die eine Kontrolle zwischen Rechtstragern in der
Eigentiimerkette hergestellt wird, und dadurch eine natliirliche Person wirtschaftlicher
Eigentiimer des zu meldenden Rechtstragers wird oder sich durch das Vorliegen einer
Treuhandschaft in der Beteiligungs- und Kontrollstruktur Art oder Umfang des

wirtschaftlichen Eigentums eines direkten oder indirekten wirtschaftlichen Eigentiimers
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andern. Dies bedeutet, dass dieser Umstand jedenfalls immer dann zutrifft, wenn ein

wirtschaftlicher Eigentiimer Treugeber ist.

Die Bestimmung gilt fiir Meldungen, die nach dem 30. Juni 2024 an das Register Gbermittelt
werden. Fiir ndhere Informationen siehe Abschnitt 2.3.3 (Herstellung von Kontrolle durch

Treuhandschaftsvertrage).

4.5 Identitatsnachweis der wirtschaftlichen Eigentiimer

Bei direkten oder indirekten wirtschaftlichen Eigentiimern mit Hauptwohnsitz im Inland ist
kein Identitdatsnachweis notwendig, da mit der Eingabe des vollstandigen Namens und des
Geburtsdatums ein automatisationsunterstitzter Abgleich mit dem Zentralen Melderegister
erfolgt und die angegebenen Personen so eindeutig identifiziert werden kénnen. In diesen
Fallen ist es nicht erforderlich und technisch auch nicht moglich, einen Identitatsnachweis als
Anhang zur Meldung anzugeben.

Bei direkten oder indirekten wirtschaftlichen Eigentiimern ohne Hauptwohnsitz im Inland

muss gemaR § 5 Abs. 2 WIEReG der bei der Eingabe der Daten des wirtschaftlichen

Eigentliimers angegebene Lichtbildausweis zusatzlich zu den persénlichen Daten des
wirtschaftlichen Eigentiimers hochgeladen werden. Dies dient einerseits zum Zweck der
eindeutigen Identifizierung der wirtschaftlichen Eigentiimer und tragt andererseits auch zur
Verbesserung der Datenqualitdt bei der Meldung der wirtschaftlichen Eigentiimer bei. Es
bestehen keine Bedenken, wenn bei einer Meldung von Anderungen oder einer Meldung zur
Bestitigung der gemeldeten Daten nach der jihrlichen Uberpriifung keine neue Kopie des
amtlichen Lichtbildausweises eingeholt und Gibermittelt wird, sofern der im Register

gespeicherte amtliche Lichtbildausweis gliltig ist.

Bei subsidiaren Meldungen der obersten Flihrungsebene mit automatischer

Datenlbernahme gemal § 5 Abs. 5 WIEReG ist kein Identitdatsnachweis zu erbringen, da in

diesem Fall auf die im Firmenbuch eingetragenen Daten abgestellt wird. Sollten im

Firmenbuch meldepflichtige Daten gemaR & 5 Abs. 1 Z 1 WIiEReG nicht eingetragen sein, wie

zB die vollstandige Wohnsitzanschrift, die Staatsangehdrigkeit oder der Geburtsort, so
besteht dennoch keine Verpflichtung zur Abgabe einer subsididren Meldung ohne

automatische Datenlibernahme, da gemal} § 5 Abs. 5 WiEReG nur der Umstand der

subsidiaren Ermittlung zu melden ist.

Es kann sich der Umstand ergeben, dass vom Rechtstrdger eine natlirliche Person ohne
Wohnsitz im Inland als wirtschaftlicher Eigentliimer festgestellt wird und diese die
Ubermittlung einer Kopie eines amtlichen Lichtbildausweises verweigert. In solchen Fillen
hat der Rechtstrager den wirtschaftlichen Eigentiimer nachweislich unter Hinweis auf die

Verpflichtung der Eigentiimer gemals § 4 WIiEReG und die flir den meldepflichtigen

© Bundesministerium fur Finanzen Seite 57

57 von 98


http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=5&dz_VonAbsatz=2
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=5&dz_VonAbsatz=5
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=5&dz_VonAbsatz=1&dz_VonZiffer=1
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=5&dz_VonAbsatz=5
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1074400&ida=WiEReG&gueltig=20240913&hz_id=1074400&dz_VonParagraf=4

Rechtstrager vorgesehenen Strafbestimmungen gemaR § 15 WiEReG bei einer Verletzung
der Meldeverpflichtung aufzufordern, eine Kopie eines amtlichen Lichtbildausweises zu
ibermitteln. Verweigert der wirtschaftliche Eigentiimer weiterhin die Ubermittlung einer
Kopie eines amtlichen Lichtbildausweises, dann kann die tatsachliche Existenz des
wirtschaftlichen Eigentiimers auf andere Art und Weise nachgewiesen werden. Ein solcher
Nachweis kann zB durch eine beglaubigte Abschrift des Lichtbildausweises oder durch einen
Auszug aus behordlich gefiihrten Registern erfolgen (zB personenbezogene Angaben zum
wirtschaftlichen Eigentiimer aus dem Melderegister, Personenregister, Zensusbehoérde oder
ein beweiskraftiger Nachweis des obersten Rechtstragers aus einem dem Firmenbuch
vergleichbaren Register, sofern dieser die vollstandigen Angaben zum wirtschaftlichen
Eigentlimer enthalt). Die entsprechenden Nachweise sind anstelle der Ausweiskopie als

sonstiger Nachweis der Identitat hochzuladen.

Es ist allerdings zu beachten, dass das Fehlen einer Kopie eines amtlichen Lichtbildausweises
bei wirtschaftlichen Eigentiimern ohne Hauptwohnsitz im Inland grundsatzlich den

objektiven Tatbestand der Verletzung der Meldeverpflichtung gemafd § 15 Abs. 1 und 2

WIiEReG verwirklicht. Allerdings wird bei Einhaltung der oben beschriebenen
Vorgehensweise in aller Regel fiir die Organe des meldepflichtigen Rechtstragers weder von
Vorsatz noch von grober Fahrladssigkeit auszugehen sein. In Betracht kommt jedoch eine
strafrechtliche Verantwortlichkeit des seiner Verpflichtung nach § 4 WiEReG nicht
nachkommenden rechtlichen oder wirtschaftlichen Eigentiimers als Beitragstater. Uberdies
kénnen die Finanzvergehen nach dem WiIiEReG gemald § 28a FinStrG auch zu einer

VerbandsgeldbulRe nach dem Verbandsverantwortlichkeitsgesetz — VbVG fiihren.

4.6 Verstorbene wirtschaftliche Eigentiimer

4.6.1 Wirtschaftlicher Eigentiimer ist zum Meldezeitpunkt schon verstorben

Ist ein wirtschaftlicher Eigentliimer bei der Meldung an das Register bereits verstorben, ist
dieser dennoch als wirtschaftlicher Eigentliimer an das Register zu melden. Diesfalls missen
nur Vor- und Zuname, das Vorliegen eines Treuhandschaftsverhaltnisses sowie Art und
Umfang des wirtschaftlichen Interesses des bereits verstorbenen wirtschaftlichen
Eigentlimers gemeldet werden (§ 5 Abs. 1 Z 1 Schlusssatz WiEReG). Sobald das

Verlassenschaftsverfahren abgeschlossen ist und die Erben die Gesellschaftsanteile
Ubertragen bekommen haben, dann sind diese anstelle der verstorbenen Person als
wirtschaftliche Eigentliimer an das Register zu melden, sofern diese Uber einen
ausreichenden Teil von Aktien, Beteiligungen oder Stimmrechten an dem Rechtstrager

verfligen oder auf diesen Kontrolle ausiiben.

Als dokumentarischer Nachweis dafiir, dass der wirtschaftliche Eigentiimer bereits
verstorben ist, dienen beispielsweise die Sterbeurkunde oder ein Einantwortungsbeschluss.
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Es ist jedoch nicht erforderlich und technisch auch nicht méglich, den entsprechenden
Nachweis gemeinsam mit der Meldung elektronisch zu Gbermitteln. Der entsprechende
Nachweis ist lediglich im Falle einer Prifung durch die Registerbehdrde vorzuweisen.

4.6.2 Wirtschaftlicher Eigentiimer verstirbt nach der Meldung

Sofern es sich bei dem wirtschaftlichen Eigentiimer um eine Person handelt, die mit einem
Hauptwohnsitz im Inland an das Register gemeldet wurde und diese Person verstirbt,
werden die Daten automatisch aus dem Zentralen Melderegister ibernommen und es ist
keine Anderungsmeldung erforderlich. Keine automatisierte Ubernahme kann dann
erfolgen, wenn eine Person mit Wohnsitz im Ausland verstirbt und dies daher nicht im
Zentralen Personenstandsregister erfasst wird. In diesen Fallen ist der Rechtstrager
verpflichtet, binnen vier Wochen ab Kenntnis des Todes eine Anderungsmeldung an das
Register vorzunehmen. Bei der Anderungsmeldung ist fiir den wirtschaftlichen Eigentiimer

bei der Auswahl fir den Wohnsitz der Punkt ,verstorben” auszuwahlen.

Davon zu unterscheiden sind jedoch Falle, in denen das wirtschaftliche Eigentum einer
natlirlichen Person durch die Ausiibung einer Funktion kraft Bestellung begriindet wird, wie
zB bei subsidiar gemeldeten Mitgliedern der obersten Flihrungsebene oder bei Mitgliedern
des Stiftungsvorstands einer Privatstiftung. Bei bestellten Funktionstragern erlischt die
Funktion und damit das wirtschaftliche Eigentum mit ihrem Ableben, sodass diese
wirtschaftlichen Eigentiimer mit Anderungsmeldung binnen vier Wochen ab Kenntnis des
Todes aus dem Register zu |6schen sind. Werden neue Funktionstrager an ihrer Stelle
bestellt, so ist deren Meldung als wirtschaftliche Eigentiimer binnen vier Wochen ab der
rechtswirksamen Bestellung nur dann erforderlich, sofern keine automatische
Datenibernahme aus dem Firmenbuch erfolgt (wie zB bei der Neubestellung eines

Stiftungsvorstandsmitglieds einer Privatstiftung).

Der ruhende Nachlass ist eine juristische Person (§ 546 ABGB) und wird durch
erbantrittserklarte Erben oder einen gerichtlich bestellten Verlassenschaftskurator
vertreten. Der ruhende Nachlass ist allerdings kein Rechtstrager im Sinne des § 1 Abs. 2
WIEReG. Dieser ist selbst nicht meldepflichtig und kann auch kein oberster Rechtstrager sein.
Fiir die Dauer des Verlassenschaftsverfahrens bleibt der Verstorbene grundsatzlich
wirtschaftlicher Eigentiimer. Wenn der ruhende Nachlass in das Firmenbuch eingetragen
wird, so fuhrt dies zu einer automatischen Beendigung einer Meldebefreiung gemaRk § 6 Abs.

1 und 2 WiEReG aufgrund der Eintragung einer juristischen Person als Gesellschafter (der

ruhende Nachlass). In solchen Féllen ist daher eine Meldung gemaR § 5 WIiEReG

vorzunehmen.

Nach Abschluss des Verlassenschaftsverfahrens und dem dadurch bewirkten Ubergang der
Rechte des ruhenden Nachlasses auf den Erben im Falle der Einantwortung (§ 547 ABGB)
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oder einen Gliaubiger im Falle der Uberlassung an Zahlung statt (§ 798 ABGB) ist der
Rechtstrager verpflichtet, den oder die neuen wirtschaftlichen Eigentlimer an das Register zu
melden, sofern der Rechtstrager nicht von der Meldepflicht befreit ist.

Wird die Verlassenschaftsabhandlung im Ausland durchgefiihrt oder im Inland aufgrund
einer Rechtswahl des Verstorbenen nach einem auslandischen Erbstatut, hat der
Rechtstrager ebenfalls nach dem Rechtsilibergang auf den oder die Erben binnen vier
Wochen ab Kenntnis den oder die neuen wirtschaftlichen Eigentlimer an das Register zu

melden.

Es kann aber auch nach dem Tod des wirtschaftlichen Eigentlimers dazu kommen, dass
andere natirliche Personen als wirtschaftliche Eigentlimer an das Register zu melden sind,
da diese Kontrolle auf andere Weise austiben oder Rechte des Verstorbenen nicht an den
ruhenden Nachlass Gbergehen und daher andere Personen zu wirtschaftlichen Eigentliimern

werden.

Wenn der ruhende Nachlass durch die erbantrittserklarten Erben vertreten wird, dann ist zu
prifen, ob diese Kontrolle austiben kénnen, da in dieser Zeit auch
Geschaftsflihrerbestellungen oder auch Bestellungen oder Abbestellungen der
Aufsichtsorgane fallen kénnen. Im Einzelfall kdnnen daher erbantrittserklarte Erben
wirtschaftliche Eigentiimer im Hinblick auf die im ruhenden Nachlass befindlichen Geschafts-
oder Kapitalanteile werden.

4.7 Finanzstrafrechtliche Verantwortlichkeit

Sind mehrere Organe eines meldepflichtigen Rechtstragers zur Erfillung der Meldepflichten
berufen, so richtet sich die finanzstrafrechtliche Verantwortlichkeit flr Finanzvergehen und
Finanzordnungswidrigkeiten gemal} § 15 WIEReG in erster Linie nach der internen Aufteilung
der Zustandigkeiten. Fehlt eine solche oder ist sie fiir diesen Bereich nicht eindeutig, so

haften alle vertretungsbefugten Organe.

5 Befreiung von der Meldepflicht

Die Befreiung von der Meldepflicht gemal § 6 WIiEReG sieht eine Verringerung der
Verwaltungslasten fir die meldepflichtigen Rechtstrager in jenen Fallen vor, wenn Daten
automatisiert aus bereits vorhandenen Registern wie zB dem Firmenbuch (ibernommen

werden konnen.

Liegt eine Befreiung der Meldepflicht vor, so wird dies vom System automatisch erkannt und
im Meldeformular angegeben. Den Rechtstragern steht es frei, trotz Befreiung von der

Meldepflicht, jederzeit selbst eine Meldung vorzunehmen. In diesen Fallen muss der
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Rechtstrager im Meldeformular aktiv auf die Befreiung der Meldepflicht verzichten, bevor

eine Meldung der wirtschaftlichen Eigentlimer abgegeben werden kann.

Rechtstrager, welche eine Meldung nach § 5 WiEReG abgegeben haben und nachtraglich die
Voraussetzungen fiir eine Meldebefreiung erlangen, missen die Meldebefreiung aktiv in

Anspruch nehmen. Dazu ist eine einmalige Meldung erforderlich (§ 6 Abs. 6 WIiEReG). Auf

diesen Umstand wird auch in den Ausziigen aus dem Register hingewiesen.

Zu beachten ist, dass die Meldebefreiung wegfillt, wenn eine andere Person Kontrolle auf
den Rechtstrager austibt. Ein Wegfall der Meldebefreiung ist jedenfalls immer dann
gegeben, wenn sich einer der bei der Uberpriifung festgestellten wirtschaftlichen
Eigentimer des meldebefreiten Rechtstragers nicht unter den automatisationsunterstiitzt
Ubernommenen wirtschaftlichen Eigentiimern befindet. Der Wegfall der Meldebefreiung
kann nicht automatisationsunterstitzt erkannt werden, da dieser durch Umstande eintritt,

die nicht im Firmenbuch, Vereinsregister oder Erganzungsregister eingetragen sind.

Die Meldebefreiung fallt hingegen nicht weg, wenn zu viele Personen als wirtschaftliche
Eigentlimer aus dem Firmenbuch Gilbernommen werden, sofern sich die tatsachlichen

wirtschaftlichen Eigentiimer im Sinne des § 2 WiEReG darunter befinden.

Insbesondere bei Personengesellschaften kann es sein, dass in das Register mehr Personen
als wirtschaftliche Eigentiimer ibernommen werden, als auf Basis der Kapitalanteile im
Gesellschaftsvertrag ermittelt werden kénnen. Sofern sich die tatsachlichen wirtschaftlichen
Eigentlimer unter den automatisch Gbernommen befinden, wird diese Ungenauigkeit aus
Grinden der Verwaltungsvereinfachung akzeptiert. In solchen Fallen besteht auch keine

Verpflichtung zur Setzung eines Vermerks gemal § 11 Abs. 3 WIiEReG siehe Abschnitt 8

(Setzung von Vermerken).

Eine Befreiung von der Meldepflicht bedeutet jedoch keine Befreiung von den
Sorgfaltspflichten gemall § 3 WIiEReG. Im Rahmen der jahrlichen Sorgfaltspflichten hat der
Rechtstrager zu priifen, ob nicht Umstande eingetreten sind, die zu einem Wegfall der
Meldebefreiung gefiihrt haben (zB Ausiibung von Kontrolle, beispielsweise durch einen
Dritten/Treugeber aufgrund eines Treuhandschaftsverhiltnisses). Eine solche Uberpriifung
kann etwa durch die Bestatigung der Gesellschafter erfolgen, dass keine abweichenden
Eigentumsverhaltnisse, Stimm-, oder Kontrollrechte bzw. relevante Treuhandschaften

vorliegen.

Wurde aufgrund der Meldebefreiung keine Meldung abgegeben obwohl diese gemal § 6
WIiEReG wegfillt, da eine andere natiirliche Person direkt oder indirekt Kontrolle auf die

Geschaftsfihrung auslibt, liegt eine Pflichtverletzung gemaR § 15 WIEReG vor.
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6 Erstellung von Compliance-Packages

6.1 Allgemeines

Beginnend mit 10. November 2020 konnen die Dokumente, die fiir die Feststellung und
Uberpriifung der wirtschaftlichen Eigentiimer erforderlich sind, auf freiwilliger Basis an das
Register Ubermittelt und von Verpflichteten fiir die Erfiillung der Sorgfaltspflichten
eingesehen und verwendet werden (Compliance-Package).

GemaR § 5a Abs. 1 WiEReG kdénnen alle fiir die Feststellung und Uberpriifung der Identitit

der wirtschaftlichen Eigentiimer erforderlichen Informationen, Daten und Dokumente durch
einen berufsmaRigen Parteienvertreter im elektronischen Wege Uber das
Unternehmensserviceportal an die Registerbehérde libermittelt werden, wenn dieser die
wirtschaftlichen Eigentiimer eines Rechtstragers gemaR den Anforderungen des WIiEReG
festgestellt und tGberpriift hat. Das Compliance-Package ist fiir die Dauer von zwolf Monaten

nach der letzten Meldung, bei der ein Compliance-Package Gbermittelt wurde, gliltig.

Neben der Abgabe einer Meldung mit einem Compliance-Package kann auch eine Erganzung
eines bestehenden Compliance-Packages vorgenommen werden. Mit einer Ergdanzung
kénnen die folgenden Anderungen an einem bestehenden Compliance-Package

vorgenommen werden:

e Anderung der E-Mail-Adressen fiir Riickfragen zur Meldung bzw. einem Compliance-
Package

e Einschrankung oder Aufhebung der Einschrankung eines Compliance-Packages sowie die
Anderung der Verpflichteten, die jedenfalls Einsicht in das Compliance-Package erhalten
sollen, und die Anderung der E-Mail-Adressen zur Ubermittlung von Anfragen fiir
Freigaben

e Anderung des Organigramms

e Hinzufligen oder Entfernen von Gbermittelten Dokumenten des Rechtstragers oder
Anderung der iiber diese Dokumente gespeicherten Daten

e Hinzufligen oder Entfernen von relevanten inlandischen und auslandischen
Uibergeordneten Rechtstragern oder Anderung der (iber diese gespeicherten Daten und

e Hinzufligen oder Entfernen von Verweisen auf die Compliance-Packages Uibergeordneter

Rechtstrager

Bei einer Erganzung eines bestehenden Compliance-Packages wird die Einhaltung der Frist
von sechs Wochen bei Existenz- und Eigentumsnachweisen von auslandischen relevanten
Ubergeordneten Rechtstragern nur im Hinblick auf die neu hinzugefligten Nachweise

Uberprift (zu begriindeten Ausnahmefallen im Hinblick auf die Frist von sechs Wochen siehe
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Abschnitt 6.2 (Anforderungen an die Dokumente)). Eine Ergdnzung eines bestehenden

Compliance-Packages fuhrt nicht zu einer Verlangerung der Giiltigkeit.

6.2 Anforderungen an die Dokumente

Im Folgenden werden die Anforderungen an jene Informationen, Daten und Dokumente
dargestellt, welche im Rahmen des Compliance-Packages an die Registerbehérde zu
Ubermitteln sind. Dokumente, die an das Register Gbermittelt werden, miissen gemaR § 5a
Abs. 4 WIiEReG immer aktuell sein. Dies ist insbesondere auch bei Dokumenten in Bezug auf
die inlandischen Ebenen zu beachten, bei denen grundsatzlich keine Anforderung
dahingehend besteht, dass diese im Zeitpunkt der Meldung nicht alter als sechs Wochen sein
dirfen. Die Beurteilung, ob ein Dokument aktuell ist, obliegt dem berufsmaligen
Parteienvertreter, der das Compliance-Package an das Register Gibermittelt. Sofern dem
Parteienvertreter keine gegenteiligen Umstande bekannt sind, so darf dieser annehmen,

dass diese aktuell sind, wenn der Rechtstrager dies gemal} § 5a Abs. 5 WIEReG bestatigt.

Ausziige aus auslandischen Handels-, Gesellschafts- oder Trustregistern diirfen gemaf § 5a
Abs. 4 WIiEReG nur dann an das Register Gbermittelt werden, wenn diese im Zeitpunkt der
Meldung nicht alter als sechs Wochen sind. Relevant ist das jeweilige Datum, an dem der

Auszug erstellt wurde.

In begriindeten Ausnahmefallen kénnen auch Ausziige aus auslandischen Handels-,
Gesellschafts- oder Trustregistern, die dlter als sechs Wochen sind, herangezogen werden,
wenn dies aufgrund der faktischen Umstande notwendig ist (zB wegen des Postlaufes oder
weil dem Parteienvertreter erst auf Nachfrage die zusatzlich notwendigen Unterlagen vom
Rechtstrager zur Verfiigung gestellt wurden; der Notwendigkeit von Ubersetzungen oder
Beglaubigungen). Der Parteienvertreter hat jedenfalls auch in diesen Fallen darauf Bedacht
zu nehmen, dass es sich um beweiskraftige Unterlagen handelt, anhand deren die Identitat
und die Eigentums- und Kontrollstruktur der betreffenden Rechtstrager festgestellt und

Uberpruft werden kann.

Kein begriindeter Ausnahmefall kann jedoch bei Auszligen vorliegen, die einfach (im Hinblick
auf den mit der Beschaffung verbundenen Organisations- bzw. Kostenaufwand) eingeholt
werden konnen und nicht ibersetzt werden missen, wie dies regelmaRig bei Ausziigen in

deutscher oder englischer Sprache aus offentlich zugdnglichen Registern der Fall sein wird.

Wenn einzelne Dokumente im Rahmen einer Erganzungsmeldung (§ 5a Abs. 8 WIiEReG)

Ubermittelt werden, berthrt dies die urspriingliche Aktualitdt der bereits zuvor

Ubermittelten/gespeicherten Dokumente nicht.
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GemaR § 5a Abs. 5 WIEReG ist die Bestatigung der Geschaftsfiihrung des Rechtstragers

jedenfalls vor der Ubermittlung der Meldung oder Ergianzung einzuholen, diese ist jedoch
nicht an das Register zu Gbermitteln. Vor Abgabe der WiEReG-Meldung kann die Bestatigung
der Geschaftsfiihrung des Rechtstragers gemal} § 5a Abs. 5 WIiEReG nach Eingabe aller Daten

und Ubernahme der Dokumente im Meldeformular als Auftrag zur Meldung an das Register
der wirtschaftlichen Eigentiimer erstellt und somit noch vor der Ubermittlung der Meldung
eingeholt werden.

Auf der Formularseite ,,Compliance-Package” des Meldeformulars ,, WiEReG - Meldung durch
Parteienvertreter” sind insgesamt vier Kategorien flir den Upload der zu (ibermittelnden
Informationen, Daten und Dokumente vorgesehen, ndamlich die Angaben zur
Beteiligungsstruktur (Organigramm), Dokumente des meldenden Rechtstragers, Dokumente
von relevanten Ubergeordneten inlandischen Ebenen sowie Dokumente von relevanten
Ubergeordneten auslandischen Ebenen. Dabei sind den zu Gbermittelnden Informationen,
Daten und Dokumenten mithilfe einer Dropdown-Liste die jeweils passenden
Dokumentenarten zuzuordnen, worauf in den im Folgenden dargestellten Unterpunkten

naher eingegangen wird.

Es wird darauf hingewiesen, dass im Meldeformular zum Compliance-Package keine
Warnmeldung erfolgt, sollten einzelne Dokumente, welche gemal § 5a WIiEReG fir
bestimmte Rechtstrager zwingend zu Gbermitteln sind, nicht unter der entsprechenden
Dokumentenart hochgeladen und Gbermittelt werden. Es liegt in der Verantwortung des
meldenden Parteienvertreters, die Vollstandigkeit des Compliance-Packages anhand der

gesetzlichen Bestimmungen zu tGberpriifen.

6.2.1 Allgemeine Anforderungen an die Dokumente

Soweit es sich bei den Dokumenten um Urkunden handelt, muss es sich gemafld & 5a Abs. 2
WIEReG um beweiskraftige Urkunden handeln, die gemall dem am Sitz der juristischen

Personen landesiiblichen Rechtsstandard verfligbar sind.

Dokumente kdnnen dem berufsmaBigen Parteienvertreter im Original, in Kopie oder in
elektronischer Form vorgelegt werden, sofern es sich um beweiskraftige Urkunden handelt,
die gemall dem am Sitz der juristischen Personen landesliblichen Rechtsstandard verfiigbar
sind. Ein elektronisch ibermitteltes Dokument ist nur bei Vorliegen einer elektronischen

Signatur ein Originaldokument. Eine Kopie ist gemal} § 5a Abs. 2 WiEReG jedenfalls nicht

ausreichend, wenn sich

e der Sitz eines relevanten lGbergeordneten auslandischen Rechtstragers im Zeitpunkt der
Ubermittlung des Compliance-Packages in einem Drittland mit hohem Risiko (§ 2 Z 16
FM-GwG) befindet oder
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e Zweifel an der Echtheit einer Urkunde bestehen.

In diesen beiden Fallen miissen die betreffenden Urkunden dem berufsmaRigen
Parteienvertreter im Original oder in einer beglaubigten Kopie vorliegen. Wenn
beispielsweise einer von mehreren libergeordneten Rechtstrager seinen Sitz in einem
Drittland mit hohem Risiko hat, so besteht dieses Erfordernis nur fiir die Urkunden, die
diesen Ubergeordneten Rechtstrager betreffen. Fir die ibrigen, in dem Compliance-Package
enthaltenen Urkunden besteht dieses Erfordernis nur dann, wenn Zweifel an deren Echtheit
bestehen.

Nach erfolgter Priifung durch den Parteienvertreter sind Kopien der vorgelegten
Originaldokumente anzufertigen, mit dem Vermerk , Original vorgelegt am:“ unter Angabe
des Datums und eines Hinweises auf einen nachvollziehbar erkennbaren Vermerkersteller zu

versehen und an das Register zu ibermitteln.

Eine beglaubigte Abschrift (beglaubigte Kopie) ist die Bestatigung durch eine mit
offentlichem Glauben versehene Urkundsperson (zB Notar/in), einem Gericht oder der
ausstellenden Behorde, dass die Kopie einer Urkunde mit dem Original Gbereinstimmt. Eine
Beglaubigung der Echtheit der Unterschrift erhdht die Beweiskraft der Urkunde.

Beglaubigungen von 6ffentlichen Urkunden im internationalen Rechtsverkehr haben
grundsatzlich in der Form einer Legalisation (diplomatische Beglaubigung) zu erfolgen. Diese
erfordert eine Zwischenbeglaubigung durch das AuRenministerium des jeweiligen
Drittstaates und eine Beglaubigung durch den befugten Konsularbeamten/in der

osterreichischen Botschaft des Staates, aus dem die Urkunde stammt.

Bei Staaten, die das Haager Beglaubigungsiibereinkommen unterzeichnet haben, tritt die
Apostille an die Stelle der Legalisation. Sie ist ebenfalls eine Echtheitsbestatigung, wird
jedoch von einer dazu bestimmten Behorde des Staates, durch den die Urkunde ausgestellt
wurde, erteilt und bedarf keiner weiteren Bestatigung (Flr die jeweils zustandigen Behorden
siehe BGBI. Nr. 27/1968, zuletzt geandert durch BGBI. |ll Nr. 168/2016; fir ndhere

Informationen zur Beglaubigung bzw. Apostille siehe die Homepage des Osterreichischen

AuBenministeriums).

Sofern Dokumente nicht in deutscher oder englischer Sprache abgefasst sind, so sind —
unabhangig davon, ob sich der Sitz eines relevanten Gibergeordneten auslandischen
Rechtstrigers im Zeitpunkt der Ubermittlung des Compliance-Packages in einem Drittland
mit hohem Risiko befindet oder Zweifel an der Echtheit der betreffenden Urkunde bestehen
— zusétzlich zu der (beglaubigten) Kopie eine beglaubigte Ubersetzungen des Dokuments
oder jedenfalls der relevanten Teile in deutscher oder englischer Sprache mit dem

Compliance-Package an das Register zu (ibermitteln. Bei einer beglaubigten Ubersetzung
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bestitigt der Ubersetzer seine Ubersetzung anhand der Originale und garantiert deren
Richtigkeit und Vollstandigkeit mit einer Beglaubigungsformel, einem Stempel und seiner
Unterschrift.

Als Legalisation wird auch die Beglaubigung der Unterschrift des Ubersetzers nach erfolgter
Ubersetzung und Bestatigung durch den Ubersetzer bezeichnet. Diese erhéht die
Beweiskraft der Beglaubigung der Ubersetzung, ist aber nicht erforderlich.

6.2.2 Organigramm

Gemal § 5a Abs. 1 Z 1 WIEReG ist bei offenen Gesellschaften, Kommanditgesellschaften,

Aktiengesellschaften, Gesellschaften mit beschrankter Haftung und Europaischen
Gesellschaften (SE) und Europaischen wirtschaftlichen Interessensvereinigungen ein
Organigramm zu Ubermitteln, aus welchem sich die relevante Eigentums- und
Kontrollstruktur ergibt. Hierfir ist es nicht erforderlich, dass das Organigramm konkret fir
den meldenden Rechtstrager erstellt wurde. Es ist ausreichend, wenn aus dem Organigramm
die Beteiligungsverhaltnisse und fir das wirtschaftliche Eigentum relevante Stimmrechte,
Kontroll- oder Treuhandschaftsbeziehungen ersichtlich sind. Als relevant sind jedenfalls
Beteiligungen, Stimmrechte oder Treuhandschaftsbeziehungen mit mehr als 25% (erste
Beteiligungsebene) bzw. mehr als 50% (ab der zweiten Beteiligungsebene) oder
Kontrollverhaltnisse anzusehen. Unter diesen Schwellenwerten sind Beteiligungen,
Stimmrechte oder Kontrollverhaltnisse (zB Treuhandschaftsbeziehungen) dann relevant,
wenn diese fiir den meldenden Rechtstrager fiir die Beurteilung des Erfordernisses einer

Zusammenrechnung derselben erforderlich sind.

Besondere Anforderungen an das Design oder das Layout des Organigramms bestehen nicht.
Wenn sich die relevante Eigentums- und Kontrollstruktur bereits aus dem erweiterten
Auszug ergibt, ist auch eine Kopie des Auszugs mit der Darstellung der relevanten

Beteiligungsstruktur ausreichend.

Da gemaR § 5a Abs. 5 WIEReG der berufsmaRige Parteienvertreter eine firmenmalig

gezeichnete Bestatigung der Geschaftsflihrung des Rechtstrdgers einzuholen hat, ist eine

firmenmaRige Unterzeichnung des Organigramms nicht erforderlich.

Auch bei der Abgabe einer subsididgren Meldung gemaR § 5 WiEReG und einer subsididren
Meldung mit automatischer Dateniibernahmen gemal § 5 Abs. 5 WIiEReG ist ein

Organigramm zu Ubermitteln. Diesfalls sind die Beteiligungsverhaltnisse und fiir das
wirtschaftliche Eigentum relevante Stimmrechte, Kontroll- oder
Treuhandschaftsbeziehungen insoweit aufzunehmen, als diese fiir die Beurteilung des

Vorliegens der Voraussetzungen fiir eine subsididre Meldung gemaf § 2 7 1 lit. b WiEReG

relevant sind.
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In den Féllen, in denen die Ubermittlung eines Organigramms nicht verpflichtend
vorgesehen ist, bestehen keine Bedenken gegen die freiwillige Ubermittlung eines
Organigramms, wenn dieses fiir die Feststellung und Uberpriifung des wirtschaftlichen

Eigentums hilfreich ist.

Im Meldeformular zum Compliance-Package ist das Organigramm im Bereich ,,Angaben zur
Beteiligungsstruktur” hochzuladen. Fiir Rechtstrager gemaR & 1 Abs. 2 Z1 bis 4,5 und 10
WIEReG handelt es sich dabei um ein Pflichtfeld.

6.2.3 Anforderungen an bestimmte Rechtstrager
6.2.3.1 Personengesellschaften

Bei offenen Gesellschaften (OG) und Kommanditgesellschaften (KG) handelt es sich um
gemald den §§ 105 ff Unternehmensgesetzbuch (UGB) gegriindete Personengesellschaften,

die im offentlich zuganglichen Firmenbuch eingetragen werden und rechtsfahig sind. Sie
konnen also Trager von Rechten und Pflichten sein, Verbindlichkeiten eingehen und auch
klagen und geklagt werden.

Eine eingetragene Personengesellschaft besteht aus mindestens zwei Gesellschaftern, die im
Falle der OG personlich, unbeschrankt und solidarisch haften. Bei der KG haftet zumindest
ein Gesellschafter unbeschrankt (Komplementar), wahrend die Haftung zumindest eines
anderen Gesellschafters gemaR § 171 UGB auf seine Haftsumme eingeschrankt ist

(Kommanditist).

Da bei Personengesellschaften die Kapitalanteile der Gesellschafter nicht im Firmenbuch

eingetragen sind, sollte gemaR § 5a Abs. 1 Z 2 lit. a WIiEReG bei Personengesellschaften in

erster Linie der Gesellschaftsvertrag bzw. das Griindungsdokument als Nachweis der

jeweiligen Kapitalanteile Gbermittelt werden.

Im Falle eines miindlichen Gesellschaftsvertrages ist eine schriftliche Erklarung aller
Gesellschafter tber den flr das wirtschaftliche Eigentum relevanten Inhalt des Vertrages zu
Ubermitteln. Der relevante Inhalt umfasst jedenfalls die Kapitalanteile, Stimmrechte sowie

sonstige Kontrollverhéltnisse. Die Erklarung ist von allen Gesellschaftern zu zeichnen.

Sollte der schriftlich oder miindlich abgeschlossene Gesellschaftsvertrag bzw. das
Grindungsdokument keine Regelung liber die Kapitalanteile enthalten, so ist ein anderer
Nachweis Uber die Beteiligungsverhaltnisse zu Gbermitteln. Geeignet ist diesfalls
beispielsweise eine von allen Gesellschaftern unterzeichnete Erklarung oder eine
firmenmaRig gezeichnete Erklarung der Gesellschaft liber die Beteiligungsverhaltnisse oder
die Anwendung des § 109 Abs. 1 zweiter Satz UGB.
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Gesellschaftsvertrage bzw. Griindungsdokumente von Personengesellschaften sind im
Meldeformular zum Compliance-Package unter den eigens dafiir vorgesehenen
Dokumentenarten ,Gesellschaftsvertrag” bzw. ,,Griindungsdokument” hochzuladen. Fiir
schriftliche Erklarungen der Gesellschafter im Falle eines miindlichen Gesellschaftsvertrages
ist die Dokumentenart ,,sonstiges Dokument” zu verwenden. In jenen Fallen, in denen der
Gesellschaftsvertrag bzw. das Griindungsdokument keine Regelungen liber die Kapitalanteile
enthalt, ist der separat zu beschaffende Nachweis liber die Beteiligungsverhaltnisse (s. oben)
unter der Dokumentenart ,,Nachweis lUber Beteiligungsverhaltnisse” zu Gbermitteln. In dem
Feld ,Beschreibung des Dokuments” kdnnen zusatzliche Hinweise bzw. detailliertere
Angaben zum Ubermittelten Dokument gemacht werden.

6.2.3.2 Aktiengesellschaften und Europaische Gesellschaften

Bei einer Aktiengesellschaft (AG) handelt es sich gemall dem Aktiengesetz (AktG) um eine
juristische Person, die selbst Trager von Rechten und Pflichten ist. Sie ist eine
Kapitalgesellschaft mit einem Mindestgrundkapital von 70.000 Euro, das in Aktien geteilt ist.

Eine AG, deren Aktien nicht bérsennotiert sind oder tiber ein multilaterales Handelssystem
(MTF) gehandelt werden, darf gemal § 9 AktG nur Namensaktien ausgeben und muss ein
Aktienbuch fiihren (§ 61 AktG).

Borsennotierte AGs und Gesellschaften, deren Aktien liber ein multilaterales Handelssystem
(MTF) gehandelt werden, diirfen gemal § 10 AktG auch Inhaberaktien ausgeben. Samtliche
Inhaberaktien sind jedoch in einer Globalurkunde zu verbriefen und bei einer

Wertpapiersammelbank (Zentralverwahrer) zu hinterlegen.

Bei der Europdischen Gesellschaft (SE) handelt es sich um eine Sonderform der
Aktiengesellschaft, deren innere Organisation gemaR § 34 SE-Gesetz dualistisch (Vorstand
und Aufsichtsrat) oder monistisch (Verwaltungsrat) ausgestaltet werden kann. Bei der SE
bestehen besondere Anforderungen an die Griindung, da diese nur durch den
grenziberschreitenden Zusammenschluss von AG oder SE durch Verschmelzung, Griindung

einer Holding SE oder Umwandlung erfolgen kann.

GemaR § 5a Abs. 17 2 lit. b WiEReG sind bei AG und SE ein Nachweis Uber fir das

wirtschaftliche Eigentum relevante Anteilsrechte und Aktien sowie die Satzung, soweit sich

aus dieser abweichende Stimmrechte oder Kontrollverhéltnisse ergeben, zu (ibermitteln.

Der Nachweis Uber fiir das wirtschaftliche Eigentum relevante Anteilsrechte und Aktien kann

insbesondere durch folgende Unterlagen erbracht werden:

Bei borsennotierten Aktiengesellschaften:
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e Ein Ausdruck (Screenshot) der Bérseninformation von internationalen
Informationsdienstleistern wie Bloomberg, Thomson Reuters, SIX Financial Information,

Fact-Set Research Systems, Morningstar oder dhnliche

Bei Aktiengesellschaften, deren Aktien nicht borsennotiert sind:

e Auszug aus dem Aktienbuch, firmenmaRig gezeichnet oder
e ein notarielles Protokoll der letzten Hauptversammlung, sofern dies aktuell ist und sich
aus diesem alle relevanten Aktionare ergeben, oder eine notarielle Bestatigung tber die

relevanten Aktionare

Bei nicht borsennotierten Aktiengesellschaften mit Inhaberaktien:

e Depotbestatigung jener Wertpapiersammelbank nach § 1 Abs. 3 Depotgesetz, bei

welcher die Inhaberaktien bzw. die entsprechenden Sammelurkunden gemaR & 10a AktG
fir den Aktionar hinterlegt sind. Aus dem Dokument muss ersichtlich sein, fiir wen die
Inhaberaktien (welcher Art und in welcher Menge, in Stiick oder Prozent) verwahrt

werden

Die oben genannten Nachweise Uber flr das wirtschaftliche Eigentum relevante Anteilrechte
und Aktien von Aktiengesellschaften und Europaischen Gesellschaften (SE) sind im
Meldeformular zum Compliance-Package unter der Dokumentenart ,Nachweis (iber
Anteilsrechte und Aktien” hochzuladen. In jenen Fallen, in welchen auch die Satzung der
Gesellschaft zu Gibermitteln ist, hat deren Ubermittlung unter der Dokumentenart ,,Satzung”
zu erfolgen. In dem Feld ,Beschreibung des Dokuments” kénnen zusatzliche Hinweise bzw.

detailliertere Angaben zum Ubermittelten Dokument gemacht werden.

6.2.3.3 Gesellschaften mit beschrankter Haftung

Bei einer Gesellschaft mit beschrankter Haftung (GmbH) handelt es sich gemaR dem GmbH-
Gesetz (GmbHG) um eine juristische Person, die selbst Tragerin von Rechten und Pflichten
ist. Sie ist eine Kapitalgesellschaft mit einem Mindeststammkapital von 10.000 Euro, wovon
bei der Griindung im Regelfall zumindest die Halfte (5.000 Euro) bar einzuzahlen ist. Die

Beteiligungsverhaltnisse sind aus dem 6sterreichischen Firmenbuch ersichtlich.

Bei einer GmbH ist es nicht erforderlich, einen Gesellschaftsvertrag zu (ibermitteln, wenn
sich aus diesem keine von den im Firmenbuch eingetragenen Beteiligungsverhaltnissen
abweichende Stimmrechte oder Kontrollverhéltnisse ergeben. Das Vorliegen dieser
Voraussetzung sollte durch Einsicht in den Gesellschaftsvertrag bzw. durch entsprechende
firmenmaRig gefertigte Bestatigungen der Geschaftsfiihrung (siehe Abschnitt 6.3

(Dokumente zu Ubergeordneten inldndischen Rechtstrdagern)) festgestellt werden.
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Wenn abweichende Stimmrechte oder Kontrollverhéltnisse vorliegen, so ist gemaR § 5a Abs.

1Z 2 lit. c WIiEReG der Gesellschaftsvertrag zu Gbermitteln. Dieser ist in solchen Fallen im

Meldeformular zum Compliance-Package unter der Dokumentenart ,,Gesellschaftsvertrag”

zu Ubermitteln.

6.2.3.4 Flexible Kapitalgesellschaften

Die mit 1. Janner 2024 neu eingefiihrte dsterreichische Kapitalgesellschaft Flexible
Kapitalgesellschaft (FlexKapG) ist grundsatzlich mit einer Gesellschaft mit beschrankter
Haftung vergleichbar, weist jedoch einige Besonderheiten auf. So diirfen weniger als 25%
des Stammkapitals ,,Unternehmenswert-Anteile” sein. Diese Unternehmenswert-Anteile
verfligen lber keine Stimmrechte und sind von der Gesellschaft in einem Anteilsbuch zu
flihren. Die konkrete Hohe der einzelnen Unternehmenswert-Anteile kann jedoch nicht aus
dem Firmenbuch abgerufen werden. Darliber hinaus kann die Gesellschaft selbst sowohl
Geschafts- als auch Unternehmenswert-Anteile erwerben, die ebenfalls Gber keine
Stimmrechte verfiigen. Bei der Meldung ist insbesondere auf die Unterscheidung von
Eigentum und Stimmrechten zu achten. Da Unternehmenswert-Anteile und eigene Anteile
keine Stimmrechte haben, erh6hen sich die Stimmrechte der librigen Gesellschafter
entsprechend. Somit wird regelmaRig die Hohe der Geschéftsanteile und die Hohe der
Stimmrechte divergieren und das wirtschaftliche Eigentum wird durch die Hohe der
Stimmrechte bestimmt werden. Zusatzlich ist zu beachten, dass sich wirtschaftliches
Eigentum auch durch Zusammenrechnung von Geschaftsanteilen und Unternehmenswert-

Anteilen ergeben kann.

Bei Flexiblen Kapitalgesellschaften sind im Rahmen des Compliance-Packages der

Gesellschaftsvertrag, soweit sich aus diesem von § 39 Abs. 2 erster Satz GmbHG

abweichende Stimmrechte oder Kontrollverhaltnisse ergeben, und das Anteilsbuch (iber die
Unternehmenswert-Anteile oder ein anderer Nachweis tGber die Anteile der

Unternehmenswert-Beteiligten, zu Gibermitteln, sofern Unternehmenswertanteile bestehen.

6.2.3.5 Privatstiftungen gemaB § 1 PSG

Bei einer Privatstiftung handelt es sich gemaR dem Privatstiftungsgesetz (PSG) um eine
juristische Person, die selbst Tragerin von Rechten und Pflichten ist. Der Privatstiftung wird
von dem Stifter Vermoégen gewidmet, das zur Erflillung eines erlaubten, vom Stifter
bestimmten Zwecks dient. Die Privatstiftung hat keine rechtlichen Eigentiimer und ist daher
eine Stiftung im Sinne des Art. 3 Z 6 lit. c der Richtlinie (EU) 2015/849 bzw. gemaR § 273

lit. a WIiEReG. Eine Privatstiftung kann durch einen oder mehrere Stifter mittels eines

Notariatsaktes gegriindet werden, wobei zumindest ein Vermégen von 70.000 Euro in bar

oder in Sachwerten der Stiftung zu widmen ist.
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GemaR § 5a Abs. 1 Z 2 lit. d WiEReG sind bei Privatstiftungen folgende Dokumente zu

Ubermitteln:

e Stiftungsurkunde

e Stiftungszusatzurkunde (sofern vorhanden)

e Alle weiteren Nachweise, die fiir die Feststellung und Uberpriifung aller Begiinstigten der
Privatstiftung gemal WiEReG notwendig sind (zB Beschluss des Stiftungsvorstands oder
eines anderen Stiftungsorgans, sofern mit diesem Beglinstigte oder Einmalbeglinstigte

bestimmt werden)

Bestehen berechtigte Griinde gegen eine Ubermittlung einer der oben genannten Urkunden
an das Register, so kann gemaR § 5a Abs. 3 WiEReG anstelle der Ubermittlung der Urkunde,

ein vollstandiger Aktenvermerk an das Register Gbermittelt werden (siehe Abschnitt 6.5

(Aktenvermerke)).

Fiir Privatstiftungen sind im Meldeformular zum Compliance-Package insbesondere die
beiden Dokumentenarten ,,Stiftungsurkunde” und ,,Stiftungszusatzurkunde” zur
Ubermittlung der entsprechenden Dokumente vorgesehen. Fiir alle weiteren Nachweise, die
fur die Feststellung und Uberpriifung aller Begiinstigten der Privatstiftung notwendig sind,
ist die Dokumentenart ,,sonstiger Nachweis Giber Beglinstige” auszuwahlen. Um welches
Dokument es sich dabei konkret handelt (zB Beschluss des Stiftungsvorstands liber die
Bestimmung von Begilinstigten), ist im Textfeld ,Beschreibung des Dokuments” in Form eines

kurzen Kommentars anzufiihren.

6.2.3.6 Stiftungen und Fonds gemaR & 1 BStFG 2015 sowie Stiftungen und Fonds aufgrund

eines Landesgesetzes

Bei den gemeinnltzigen Stiftungen und Fonds handelt es sich um gemafd § 1 Abs. 1 Bundes-

Stiftungs- und Fondsgesetz 2015 — BStFG 2015 oder gemal den jeweiligen Landesgesetzen

eingerichtete juristische Personen.

Gemeinnitzige Stiftungen sind gemafd § 2 Abs. 1 BStFG 2015 durch eine Anordnung des

Grinders dauernd gewidmete Vermogen mit Rechtspersénlichkeit, deren Ertragnisse der

Erflllung gemeinnitziger oder mildtatiger Zwecke dienen.

Gemeinnitzige Fonds sind gemal § 2 Abs. 3 BStFG 2015 durch eine Anordnung des Grinders

nicht auf Dauer gewidmete Vermogen mit Rechtspersdnlichkeit, die der Erflillung

gemeinniitziger oder mildtatiger Zwecke dienen.

Alle gemeinniitzigen Landesstiftungen und -fonds sind in Landesregistern, Bundesstiftungen
und -fonds sind im Bundesstiftungs- und Fondsregister erfasst. Das Bundesstiftungs- und

Fondsregister ist 6ffentlich einsehbar, die Landesregister sind grofStenteils 6ffentlich
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einsehbar. Zudem sind gemeinniitzige Stiftungen und Fonds grundsatzlich im Quellregister
Steuer eingetragen, wenn sie von der Finanzverwaltung im Rahmen der Vergabe ihrer
Steuernummer angelegt wurden, unter automatischer Vergabe der Stammzahl (GLN).
Andernfalls missen diese Rechtstrager erst in das Erganzungsregister flir sonstige
Betroffenen (ERsB) eingetragen und somit durch die Ordnungsnummer des
Ergdnzungsregisters als neue Stammzahl eindeutig identifiziert werden. Mit der Stammzahl
kénnen auch Auszlige aus dem Register der wirtschaftlichen Eigentlimer abgerufen werden.

Gemal § 5a Abs. 1 Z 2 lit. e WIiEReG sind bei den genannten Stiftungen und Fonds folgende

Dokumente zu Ubermitteln:

e Stiftungsurkunde,
e Griindungserklarung oder ein

e vergleichbarer Nachweis (weitere Griindungsdokumente, Registerausziige)

Fir Stiftungsurkunden und Grindungserklarungen sind im Meldeformular zum Compliance-
Package die jeweils gleichlautenden Dokumentenarten fiir deren Ubermittlung vorgesehen.
Vergleichbare Nachweise sind unter der Dokumentenart ,,sonstiges Dokument” zu
Ubermitteln, wobei im Textfeld ,Beschreibung des Dokuments” in Form eines kurzen
Kommentars anzufiihren ist, um welches Dokument es sich konkret handelt (zB

Registerauszug).

6.2.3.7 Trusts und trustdhnliche Vereinbarungen

Ein Trust entsteht, wenn eine natirliche oder juristische Person (der Settlor) ein Vermogen,
eine Sache oder ein Recht (das Trustvermogen) einer zweiten Person (dem Trustee)
zuwendet, welche die ibertragenen Vermoégenswerte in Zukunft nach den vom Settlor
aufgestellten Regeln fiir einen oder mehrere Dritte (die Beglinstigten/Beneficiaries) mit

Wirkung gegen jedermann verwaltet oder verwendet.

Trusts verfligen (idR) liber keine eigene Rechtspersonlichkeit, lediglich der Trustee ist als
Eigentlimer des Trustvermégens aktiv- und passivlegitimiert. Als Gegenstand eines Trusts
eignet sich jeder Vermogenswert, soweit an ihm Eigentum bestehen kann und er

rechtsgeschaftlich ibertragbar ist.

GemaR § 5a Abs. 1 Z 2 lit. f WIiEReG sind bei Trusts und trustdhnlichen Vereinbarungen

folgende Dokumente zu lGbermitteln:

e Trusturkunde (,Trust Deed”, , Trustinstrument®)
e sonstige Dokumente, aus denen sich Begiinstigte des Trusts ergeben (zB ,Side Letters”)
e alle weiteren Nachweise, die fiir die Feststellung und Uberpriifung aller Begiinstigten des

Trusts oder der trustdahnlichen Vereinbarung notwendig sind
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Bestehen berechtigte Griinde gegen eine Ubermittlung einer der oben genannten Urkunden

an das Register, so kann gemaR § 5a Abs. 3 WiEReG anstelle der Ubermittlung der Urkunde,

ein vollstandiger Aktenvermerk an das Register Gbermittelt werden (siehe Abschnitt 6.3).

Flr Trusts und trustdahnliche Vereinbarungen sind im Meldeformular zum Compliance-
Package insbesondere die Dokumentenarten ,Trusturkunde” und ,Side Letter zu einer
Trusturkunde” zur Ubermittlung der entsprechenden Dokumente vorgesehen. Fiir alle
weiteren Nachweise, die fiir die Feststellung und Uberpriifung aller Begiinstigten des Trusts
oder der trustahnlichen Vereinbarung notwendig sind, ist die Dokumentenart ,,sonstiger
Nachweis Uiber Beglinstige” auszuwahlen. Um welches Dokument es sich dabei konkret
handelt, ist im Textfeld ,,Beschreibung des Dokuments” in Form eines kurzen Kommentars

anzufuhren.

6.2.4 Nicht ausdriicklich in § 5a Abs. 1 Z 2 WIiEReG genannte Rechtstrager

Fir alle nicht ausdriicklich in § 5a Abs. 1 Z 2 WiEReG genannten Rechtstrager sind - auller in

den unter den Abschnitten 6.2.5 (Treuhandschaften) und 6.2.6 (Sonstige Nachweise und
Dokumente) beschriebenen Fallen - grundsatzlich keine Dokumente zu tGbermitteln. Das gilt

somit fur folgende Rechtstrager:

e Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften: Bei einer Erwerbs- und
Wirtschaftsgenossenschaft handelt es sich gemalk dem Genossenschaftsgesetz (GenG)
um eine juristische Person, die selbst Tragerin von Rechten und Pflichten ist. Sie ist eine
Personenvereinigung mit Rechtspersonlichkeit von nicht geschlossener Mitgliederzahl,
die im Wesentlichen der Férderung des Erwerbes oder der Wirtschaft ihrer Mitglieder
dienen, wie beispielsweise Kredit-, Einkauf-, Verkaufs-, Konsum-, Verwertungs-,
Nutzungs-, Bau-, Wohnungs- und Siedlungsgenossenschaften. Das Eigenkapital der
Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften wird von den Mitgliedern durch die
Einzahlung des im Geschaftsanteil vermerkten Betrages aufgebracht.

e Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit: Unter einem Versicherungsverein auf
Gegenseitigkeit versteht man nach dem Versicherungsaufsichtsgesetz 2016 (VAG 2016)
eingerichteten einen Verein, der die Versicherung seiner Mitglieder nach dem Grundsatz
der Gegenseitigkeit betreibt. Ein VVaG bedarf zur Aufnahme des Geschéftsbetriebs in
Osterreich einer Konzession der FMA. Im Namen des Vereins ist auszudriicken, dass
Versicherung auf Gegenseitigkeit betrieben wird. Die Satzung muss in Form eines
Notariatsakts festgestellt werden. Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit sind in das
Firmenbuch einzutragen.

e Kleine Versicherungsvereine: Dabei handelt es sich um einen Versicherungsverein auf

Gegenseitigkeit mit Sitz im Inland, der die Voraussetzungen gemall § 68 Abs. 1 oder
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Abs. 1a VAG 2016 erfillt, den Betrieb der Vertragsversicherung zum Gegenstand hat und

eine Konzession nur innerhalb des Bundesgebietes erhalten hat.

e Sparkassen: Sparkassen sind von Gemeinden oder von Sparkassenvereinen gemafll dem
Sparkassengesetz (SpG) gegriindete juristische Personen des privaten Rechts. Sie sind
nach Malgabe der ihnen auf Grund der Bestimmungen des Bankwesengesetzes (BWG)
erteilten Konzession Kreditinstitute. Sparkassen sind Unternehmen kraft Rechtsform

gemald § 2 des Unternehmensgesetzbuches und sind im Firmenbuch einzutragen.

e Europdische Genossenschaften: Bei der Europdischen Genossenschaft (SCE) handelt es
sich um eine Sonderform der Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaft. Sie ist eine
Rechtsform mit Rechtspersonlichkeit, deren Grundkapital in Geschaftsanteile zerlegt ist,
wobei die Mitgliederanzahl und das Grundkapital veranderlich sind. Ihr Zweck ist es, den
Bedarf ihrer Mitglieder zu decken und/oder deren wirtschaftliche und/oder soziale
Tatigkeiten zu fordern; dies kann insbesondere durch den Abschluss von Vereinbarungen
mit ihren Mitgliedern Gber die Lieferung von Waren oder die Erbringung von
Dienstleistungen oder die Durchfiihrung von Arbeiten im Rahmen der Tatigkeiten, die die
Europadische Genossenschaft ausiibt oder ausiiben lasst. lhre innere Organisation kann
gemald § 22 ff SCE-Gesetz dualistisch (Vorstand und Aufsichtsrat) oder monistisch

(Verwaltungsrat) ausgestaltet werden. Bei der Europdischen Genossenschaft bestehen
besondere Anforderungen an die Griindung, da diese nur durch den
grenziberschreitenden Zusammenschluss von Genossenschaften oder europaischen
Genossenschaften durch Verschmelzung oder Umwandlung erfolgen kann.

e Vereine gemaB § 1 VerG: Bei einem Verein handelt es sich gemall § 1 Vereinsgesetz

(VerG) um einen freiwilligen, auf Dauer angelegten und auf Grund von Statuten
organisierten Zusammenschluss mindestens zweier Personen zur Verfolgung eines
bestimmten, gemeinsamen, ideellen Zwecks. Der Verein geniel$t Rechtspersénlichkeit

(§ 2 Abs. 1 VerG). Das Vereinsvermogen darf nur im Sinne des Vereinszwecks verwendet

werden. Die Mitglieder eines Vereins miissen nicht zwingend ein Kapital einbringen. Das
Recht einen Verein zu bilden ist auch im Verfassungsrang durch Art. 12 des

Staatsgrundgesetzes von 1867 abgesichert. Jeder Verein ist im Zentralen Vereinsregister

erfasst und seine Daten kdnnen offentlich eingesehen werden.

e Rechtstrdager nach § 1 Abs. 2 Z 13 WIEReG: alle sonstigen Rechtstrager, deren Eintragung

im Firmenbuch gemaR § 2 Z 13 FBG gesetzlich vorgesehen ist. Dabei handelt es sich in
der Regel um juristische Personen des 6ffentlichen Rechts, deren Eintragung in das

Firmenbuch in dem Gesetz vorgesehen ist, das deren Organisationsrecht enthilt.

6.2.5 Treuhandschaften

Eine Treuhandschaft zeichnet sich dadurch aus, dass ein Treugeber einem Treuhander das

Vollrecht bzw. einzelne Herrschafts- und Verwaltungsrechte aufgrund eines zwischen ihnen
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vereinbarten Vertragsverhaltnisses tibertragt. Der Treuhander kann gegeniber Dritten
wirksam Uber das Treugut verfligen, ist im Innenverhaltnis jedoch dem Treugeber

verpflichtet, die libertragenen Rechte auf eine bestimmte Art und Weise auszuiiben.

GemaR § 2 Z 1 lit. a WIiEReG wird durch ein Treuhandschaftsverhaltnis seitens des

Treugebers Kontrolle begriindet, was ihn zu einem wirtschaftlichen Eigentlimer des
betreffenden Rechtstragers macht, wenn relevante Beteiligungsverhaltnisse zugrunde
liegen.

GemaR § 5a Abs. 1 Z 2 lit. h WiEReG sind bei relevanten Treuhandschaften Nachweise und

Erklarungen zu Gbermitteln. Relevant sind jene Treuhandschaften aufgrund derer eine

natirliche Person wirtschaftlicher Eigentiimer des zu meldenden Rechtstragers wird, selbst
wenn durch sie lediglich eine Kontrolle zwischen Rechtstragern in der Eigentliimerkette
hergestellt wird. Ein Nachweis bzw. eine Erklarung ist insbesondere die

Treuhandvereinbarung:

e Diese wird in der Regel mit einem Abtretungsanbot des Treuhdanders an den Treugeber
kombiniert und als Notariatsakts errichtet.

e Ansonsten kann diese als zweiseitiges Rechtsgeschaft schriftlich oder miindlich
abgeschlossen werden. Der Regelfall ist ein schriftlicher Vertrag, der sowohl vom
Treugeber als auch vom Treuhander unterfertigt ist.

e Bei einem miindlichen Treuhandvertrag sollten die, fiir die Feststellung und Uberpriifung
des wirtschaftlichen Eigentums relevanten Inhalte, in einer Erklarung festgehalten
werden, die vom Treuhander und vom Treugeber unterfertigt ist. Bei getrennten
Erklarungen des Treuhanders und des Treugebers ist darauf zu achten, dass diese
korrespondieren und sich die Rechtstellung des jeweiligen Vertragspartners daraus

ableiten lasst.

Im Meldeformular zum Compliance-Package sind Nachweise relevanter Treuhandschaften
entweder als , Treuhandschaftsvereinbarung” oder als ,,sonstiger Nachweis liber
Treuhandschaftsvereinbarungen” hochzuladen. Letztere Dokumentenart dient insbesondere
der Ubermittlung einseitiger Erkldrungen bzw. Bestitigungen, aus welchen sich das
Vorliegen einer Treuhandschaft ableiten lasst. Um welches Dokument es sich konkret
handelt, ist im Textfeld ,,Beschreibung des Dokuments” in Form eines kurzen Kommentars

anzufuhren.

6.2.6 Sonstige Nachweise und Dokumente

GemaR § 5a Abs. 1 Z 2 lit. h WiEReG sind sonstige Nachweise und Dokumente, die fiir die

Feststellung und Uberpriifung der wirtschaftlichen Eigentiimer des Rechtstragers

erforderlich sind, an die Registerbehdrde zu libermitteln. Das ist insbesondere dann der Fall,
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wenn relevante Stimmrechte vorliegen, die von der jeweiligen Beteiligung oder dem Anteil
von Aktien abweichen oder wenn andere - anderweitig nicht bertcksichtigte -
Kontrollverhiltnisse vorliegen, die fiir die Feststellung und Uberpriifung der wirtschaftlichen

Eigentlimer relevant sind.

Solche Dokumente sind beispielsweise:

e Syndikatsvertrage

e Stimmrechtshindungsvertrage
e Optionsvertrage

e verbindliche Abtretungsanbote

e Abtretungsvertrage

Sonstige Nachweise und Dokumente sind im Meldeformular zum Compliance-Package als
»sonstiges Dokument” hochzuladen. Um welches Dokument es sich konkret handelt (bspw.
Syndikatsvertrag), ist im Textfeld ,Beschreibung des Dokuments” in Form eines kurzen

Kommentars anzufiihren.

6.3 Dokumente zu libergeordneten inlandischen Rechtstragern

Fir relevante inlandische tibergeordnete Rechtstrager sind gemaR § 5a Abs. 1 Z 3 WIiEReG

diein § 5a Abs. 1 Z 2 lit. a bis h WiEReG genannten Dokumente zu Gbermitteln.

Aus der Verpflichtung zur Ergreifung von angemessenen MaBnahmen gemaR § 3 Abs. 1
WIEReG, um die Eigentums- und Kontrollstruktur zu verstehen, folgt, dass die gesamte
Eigentums- und Kontrollstruktur verstanden werden muss. Nur so kann sichergestellt
werden, dass alle wirtschaftlichen Eigentiimer identifiziert werden kénnen und dass
erforderlichenfalls eine Zusammenrechnung von Beteiligungen, Stimmrechten oder
Kontrollverhaltnissen erfolgen kann. Davon zu unterscheiden ist die Verpflichtung zur
Ubermittlung von Dokumenten, die nur dann zu erfolgen hat, wenn die jeweiligen

inlandischen Ubergeordneten Rechtstrager gemaR § 5a Abs. 1 Z 3 WIEReG relevant sind.

Relevant sind jene ibergeordneten inlandischen Rechtstrager, welche in einer

Beteiligungskette nach § 2 Z 1 lit. a sublit. bb WiEReG maRgebend fiir die Ermittlung eines

etwaigen indirekten wirtschaftlichen Eigentlimers am meldenden Rechtstrager sind und
jene, die erforderlich sind, um beurteilen zu kdnnen, ob eine Hinzurechnung von Aktien,
Stimmrechten oder Kontrollverhaltnissen zu erfolgen hat. Relevant kénnen lGbergeordnete
Rechtstrager daher auch dann sein, wenn aufgrund der jeweiligen Beteiligungshéhe oder

anderer Umstande eine Zusammenrechnung der Anteile naheliegen kénnte.

Im Falle von subsididren Meldungen gemal § 5 WiEReG und einer subsidiaren Meldung mit

automatischer Datenlibernahmen gemaR § 5 Abs. 5 WiEReG sind zumindest jene
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Dokumente zu libermitteln, die die Beteiligungs- und Kontrollverhéltnisse am
meldepflichtigen Rechtstrager in einer Weise darstellen, aus der sich das
Nichtvorhandensein wirtschaftlicher Eigentlimer schliissig nachvollziehen lasst. Betreffend
die Art der zu Ubermittelnden Unterlagen sind neben einem Organigramm auch in diesen
Fallen die in § 5a Abs. 1 Z 2 lit. a bis h bzw. Z 4 lit. a bis e WiEReG genannten Dokumente

heranzuziehen.

Bei Vorliegen von Stimmrechts- oder Kontrollverhaltnissen, die von den
Beteiligungsverhaltnissen abweichen, sind auf der betreffenden Beteiligungsebene die

erforderlichen Nachweise und Dokumente gemaR § 5a Abs. 1 Z 2 WiEReG einzuholen. Ob

das Erfordernis zur Einholung solcher Unterlagen besteht, kann anhand folgender

Bestatigungen beurteilt werden:

e FirmenmaRig gezeichnete Bestatigung der Geschaftsfiihrung des meldenden
Rechtstragers (§ 5a Abs. 5 WIiEReG) bei inlandischen Sachverhalten, sofern die Richtigkeit
der Erklarung durch die Einholung von erweiterten, aktuellen WiEReG-Auszligen (nicht

alter als sechs Wochen) der inlandischen Zwischenglieder nachvollzogen werden kann.
e FirmenmaRig gezeichnete Bestatigung der Geschaftsfihrung des meldenden
Rechtstragers (§ 5a Abs. 5 WiEReG) bei Sachverhalten in anderen Mitgliedstaaten, sofern

die Richtigkeit der Erklarung durch die Einholung von aktuellen Ausziigen (nicht alter als
sechs Wochen) aus einem den Anforderungen der Art. 30 oder 31 der Richtlinie (EU)
2015/849 entsprechendem Register nachvollzogen werden kann.

e FirmenmaRig gezeichnete Bestatigung der Geschaftsfiihrung des meldenden

Rechtstragers (§ 5a Abs. 5 WiEReG) und firmenmaRig gezeichnete Bestatigung der

Geschaftsfihrung des obersten Rechtstragers bei in- und auslandischen Sachverhalten,
sofern der Sitz der Zwischenebenen nicht in einem Drittland mit hohem Risiko liegt.
Befindet sich der Sitz einer Zwischenebene hingegen in einem Drittland mit hohem
Risiko, ist von ebendiesem zwischengelagerten Rechtstrager ebenfalls eine firmenmalig

gezeichnete Bestatigung der Geschaftsfiihrung einzuholen.

Die oben angefiihrten Bestatigungen sind nicht an die Registerbehdrde zu Gbermitteln,
sondern verbleiben beim Parteienvertreter. Eine vorausgeflillte Vorlage fir die Bestatigung

der Geschéftsfiihrung des meldenden Rechtstragers gemal § 5a Abs. 5 WiEReG kann nach

Eingabe aller Daten in das Meldeformular als PDF automatisiert erstellt werden. Dazu
missen die Daten im Meldeformular erfasst und zwischengespeichert werden. Die Daten
konnen noch beliebig gedndert werden, sind fiir die Registerbehoérde nicht einsehbar und

werden erst nach dem Absenden im Register eingetragen.

Keine Bestéatigung der Geschaftsfiihrung des Rechtstragers ist erforderlich, wenn bei einer

Ergdnzung eines Compliance-Package keine Anderung der relevanten inliandischen oder
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auslandischen ibergeordneten Rechtstriger und keine Anderung bei den zu ibermittelnden

Dokumenten vorgenommen wird.

Liegen Informationen oder konkrete Hinweise vor (zB Hinweis auf das Bestehen einer
Aktionarsvereinbarung auf der Homepage einer Konzernmuttergesellschaft; Hinweise auf
der Homepage oder im Jahresbericht einer Konzerngesellschaft oder in Medienberichten auf
das Bestehen eines einheitlich agierenden Blocks oder Pools von Aktionaren, deren Stimm-
oder Kontrollrechte zB in einer Summe (Gesamtprozentangabe) fiir eine konkrete Personen-
gruppe oder fir ,,Familie XYZ“ ausgewiesen werden), dass Stimmrechts- oder Kontroll-
verhdltnisse bestehen, die von den festgestellten Beteiligungsverhaltnissen abweichen, so
mussen die erforderlichen Nachweise und Dokumente gemal § 5a Abs. 1722 WiEReG

jedenfalls eingeholt und Gberprift werden.

Wenn keine Abweichung von der Darstellung der relevanten Beteiligungsstruktur festgestellt
wird, so wird es bei einer GmbH auf einer Zwischenebene im Regelfall nicht erforderlich sein,
Dokumente zu Gibermitteln. Bei OG, KG, EWIV, AG und SE sind hingegen immer Dokumente
erforderlich, da diesfalls die Beteiligungsverhaltnisse nicht im Firmenbuch eingetragen sind.

Wenn fir einen Gibergeordneten Rechtstrager gemal § 5a Abs. 1 Z 3 WIiEReG mit Sitz im

Inland ein gliltiges Compliance-Package im Register im Zeitpunkt der Meldung gespeichert
ist, entfallt fiir den meldenden Rechtstréger die Verpflichtung zur Ubermittlung der
Dokumente fiir diesen Rechtstrager, wenn die Stammzahl dieses Rechtstragers und der
Umstand gemeldet werden, dass auf dieses Compliance-Package verwiesen wird. Die
Verantwortung fir den Inhalt des verwiesenen Compliance-Packages tragt der Rechtstrager
auf den verwiesen wurde. Davon unberiihrt bleibt die Notwendigkeit zur Ubermittlung jener
Dokumente, die den meldenden Rechtstrager selbst bzw. die Beteiligungsebenen zwischen
dem meldenden Rechtstrager und dem inlandischen Rechtstrager, auf den verwiesen wurde,

betreffen.

Der Verweis auf ein Compliance-Package eines libergeordneten Rechtstragers ersetzt jedoch
nicht die Uberpriifung der wirtschaftlichen Eigentiimer des meldenden Rechtstriagers durch
den Parteienvertreter. Im Rahmen der Uberpriifung der Identitit des wirtschaftlichen

Eigentlimers kann gemalR § 11 Abs. 2a WIiEReG grundsatzlich auf die in einem vollstandigen

und gliltigen Compliance-Package enthaltenen Dokumente und Nachweise zurlickgegriffen

werden.

Beziglich der flir Dokumente Gbergeordneter inlandischer Rechtstrager im Meldeformular
zum Compliance-Package zu verwendenden Dokumentenarten wird auf die Ausfiihrungen zu

den einzelnen Rechtsformen in Abschnitt 6.2 (Anforderungen an die Dokumente) verwiesen.
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6.4 Dokumente zu libergeordneten ausldndischen Rechtstragern

Flr auslandische tGibergeordnete Rechtstrager, die fir das wirtschaftliche Eigentum am
Rechtstrager relevant sind, sind bei der Meldung der Name, die Stammzahl sowie die
Rechtsform und das Sitzland anzugeben. Zur Relevanz siehe Abschnitt 6.3 (Dokumente zu

Ubergeordneten inlandischen Rechtstragern).

Als erster Schritt sollte festgestellt werden, ob es sich bei einer auslandischen Rechtsform

um eine Gesellschaft (Art. 3 Z 6 lit. a der 5. Geldwascherichtlinie), einen Trust (Art. 3 Z 6 lit. b

der 5. Geldwascherichtlinie), eine Stiftung oder eine trustahnliche Vereinbarung (Art. 376

lit. c der 5. Geldwascherichtlinie) handelt, da davon die festzustellenden wirtschaftlichen

Eigentiimer und die erforderlichen Dokumente abhangen. Bei der Ermittlung, in welche der
vier Kategorien die konkrete Rechtsform einzuordnen ist, kann bei Mitgliedstaaten des EWR
auf die Beurteilung des entsprechenden Mitgliedsstaates im Rahmen bzw. Zusammenhang
mit der jeweiligen Umsetzung der 5. Geldwascherichtlinie abgestellt werden. Im Falle von
Drittstaaten ist die Beurteilung der Rechtsform von Parteienvertretern selbst vorzunehmen.
Eine Hilfestellung zu diesem Zweck kann die auf der Homepage des BMF veroffentlichte
Landerliste darstellen (siehe Abschnitt 6.4.6 (Rechtsformspezifische Nachweise und

landerspezifische Informationen)).

Als zweiter Schritt sind die gemal} § 5a Abs. 1 Z 4 WIEReG erforderlichen Dokumente

einzuholen. Da die Existenz der auslandischen Rechtstrager nicht auf Basis eines erweiterten
Auszuges nachgewiesen werden kann, ist auch diese mit entsprechenden Dokumenten
nachzuweisen. Es sind daher folgende, am Sitz des Gbergeordneten Rechtstragers gemafd
dem landestiblichen Rechtsstandard verfligbaren Nachweise der Registerbehdrde zu

Ubermitteln:

e Nachweise, die fiir die Uberpriifung der Existenz einer juristischen Person im Sitzland
vorgesehen sind (zB 6ffentlich zugdngliche Registerausziige, aktuelle Griindungsvertrage
etc.)

e Nachweise, die zum Zwecke der Uberpriifung der Eigentumsverhaltnisse im Sitzland
vorgesehen sind

e Gesellschaftsvertrage, Statuten und dergleichen, soweit sich von den
Eigentumsverhaltnissen abweichende Stimmrechte oder Kontrollverhaltnisse ergeben

e Nachweise und Erklarungen, aufgrund derer sich allfallige, fur die Stellung als

wirtschaftlicher Eigentimer gemal diesem Bundesgesetz relevante Treuhandschaften

ergeben und die fiir die Feststellung und Uberpriifung dieser wirtschaftlichen Eigentiimer

notwendig sind
e sonstige Nachweise und Dokumente, die fiir die Feststellung und Uberpriifung der

wirtschaftlichen Eigentiimer des Rechtstragers erforderlich sind
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Im Meldeformular zum Compliance-Package ist vor dem Upload eines dieser Nachweise zu
einem auslandischen Rechtstrager die Art des jeweils Gbermittelten Dokuments mit Hilfe
einer Dropdown-Liste auszuwahlen. Abhangig davon, ob es sich bei dem auslandischen
Rechtstrager um eine Gesellschaft, eine Stiftung, einen Trust oder eine trustahnliche
Vereinbarung handelt, stehen unterschiedliche Dokumentenarten zu Auswahl, welche sich
im Wesentlichen an derin § 5a Abs. 1 Z 4 lit. a bis e WiEReG vorgenommenen Gliederung

der zu erbringenden Nachweise orientiert. Welche der Dokumentenarten fiir die jeweiligen
Nachweise vorgesehen sind, wird daher in den im Anschluss dargestellten Unterpunkten zu

den entsprechenden Nachweisen erldutert.

Zu beachten ist, dass einzelne Dokumente in keinem Fall mehrfach in das Compliance-
Package hochzuladen sind. Stellt ein Dokument also beispielsweise sowohl einen Nachweis
zur Uberpriifung der Existenz, als auch einen Nachweis zur Uberpriifung von
Kontrollverhaltnissen dar, ist dieses nur einmal unter der Dokumentenart ,Nachweis der
Existenz” zu Gbermitteln. In dem Feld ,,Beschreibung des Dokuments“ sollte ein
entsprechender Hinweis auf die zusatzliche Dokumentenart bzw. den zusatzlichen Zweck des

jeweiligen Dokuments angegeben werden.

Es kbnnen aber mehrere unterschiedliche Dokumente mit derselben Dokumentenart

Ubermittelt werden.

Wenn fir einen Rechtstrager mit Sitz im Inland, der sich auf der letzten inldndischen Ebene
einer Eigentums- oder Kontrollkette befindet, ein glltiges Compliance-Package gespeichert
wurde, entfillt die Verpflichtung zur Ubermittlung der Dokumente fiir jene relevanten
Rechtstrager mit Sitz im Ausland, deren Dokumente in diesem Compliance-Package bereits
enthalten sind, wenn die Stammzahl dieses Rechtstragers und der Umstand gemeldet wird,
dass auf dieses Compliance-Package verwiesen wird. Der Verweis auf ein solches
Compliance-Package ersetzt jedoch nicht die Uberpriifung der wirtschaftlichen Eigentiimer
des meldenden Rechtstragers durch den Parteienvertreter, wenngleich im Rahmen dieser
Uberpriifung grundsitzlich auf die in einem vollstindigen und giiltigen Compliance-Package
enthaltenen Dokumente und Nachweise zuriickgegriffen werden kann. Siehe hierzu

Abschnitt 6.3 (Dokumente zu ibergeordneten inlandischen Rechtstragern).

Sollten sich auf der letzten inlandischen Ebene einer Eigentums- oder Kontrollkette mehrere
Rechtstrager befinden, so misste zumindest fiir einen dieser Rechtstrager ein Compliance-
Package erstellt werden, wenn fir untergeordnete inlandische Rechtstrager ein Compliance-
Package durch Verweis auf die letzte inlandische Ebene einer Eigentums- oder Kontrollkette
erstellt werden soll. Fiir die inlandischen untergeordneten Rechtstrager entfallt diesfalls die
Verpflichtung zur Ubermittlung der Dokumente fiir jene relevanten Rechtstrager mit Sitz im

Ausland, deren Dokumente in den verwiesenen Compliance-Packages enthalten sind. Wenn
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mehrere Rechtstrager auf der letzten inldndischen Ebene einer Eigentums- oder
Kontrollkette parallel vorhanden sind, denen dieselben auslandischen Rechtstrager
Ubergeordnet sind, so ist ein Verweis auf das Compliance-Packages eines dieser Rechtstrager
ausreichend. Im Hinblick auf die eigenen Compliance-Packages der sich auf letzter
inlandischer Ebene parallel befindlichen Rechtstrager ist ebenso ausreichend, wenn fiir
einen dieser Rechtstrager ein gliltiges Compliance-Packages gespeichert wird, das die
Dokumente fiir die relevanten Rechtstrdager mit Sitz im Ausland enthalt, und die anderen
Rechtstrager, die auf der letzten inldndischen Ebene der Eigentums- oder Kontrollkette

parallel vorhanden sind, auf dieses Compliance-Package verweisen.

6.4.1 Geeignete Nachweise zur Uberpriifung der Existenz

GemalR § 5a Abs. 1 Z 4 lit. a WIEReG sind fir die jeweiligen auslandischen (ibergeordneten

Rechtstriger solche landesiiblichen Nachweise zu tibermitteln, die fiir die Uberpriifung der
Existenz der entsprechenden juristischen Person im Sitzland vorgesehen sind. Dabei miissen
die beweiskriftigen Urkunden zur Uberpriifung der Identitdt von Rechtstragern den
diesbeziglichen landesiiblichen Rechtsstandards entsprechen. Es wird daher von den
Parteienvertretern regelmaRig zu prifen sein, welche Dokumente in dem betreffenden Land
zum Nachweis der Existenz der juristischen Person landesiiblich verwendet werden bzw.

verfligbar sind.

In erster Linie sollten Ausziige aus mit dem &sterreichischen Firmenbuch oder Register der
wirtschaftlichen Eigentiimer vergleichbaren, 6ffentlich zuganglichen Registern verwendet
werden. Insbesondere kann zum Nachweis der Existenz auslandischer Rechtstrager mit Sitz
in einem EU-Mitgliedstaat oder einem Drittland, in dem der 5. Geldwascherichtlinie
gleichwertige Anforderungen gelten, die Ubermittlung eines landesiblichen
Registerauszuges eines nach dem jeweiligen Recht eingerichteten Registers gemaR Art. 30

oder 31 der 5. Geldwascherichtlinie als ausreichend angesehen werden. Zu beachten ist an

dieser Stelle, dass Auszlige aus auslandischen Handels-, Gesellschafts- oder Trustregistern

gemaR § 5a Abs. 4 WiEReG bei Meldungen und Anderungsmeldungen nicht alter als 6

Wochen sein dirfen.

Ersatzweise ist die Identitat des auslandischen Rechtstragers anhand anderer Dokumente,
die von einer glaubwiirdigen und unabhéangigen Stelle stammen, zu tUberprifen. Aus den
ersatzweise herangezogenen Dokumenten sollte in einer Gesamtschau jedenfalls der
aufrechte Bestand, die Firma (bzw. die im Rechtsverkehr verwendete Bezeichnung), die
Rechtsform, das Sitzland der juristischen Person und allenfalls deren Vertretungsbefugnis,
sofern diese fiir die Feststellung und Uberpriifung des wirtschaftlichen Eigentums
erforderlich ist, hervorgehen. In Frage kommen insbesondere aktuelle

Grindungsdokumente sowie von 6ffentlichen Korperschaften bzw. Behoérden ausgestellte
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Bestatigungen (zB ,,Certificate of Good Standing”). Mégliche andere Nachweise kdnnen zB
allfallige staatliche Konzessionen, Bestatigungen einer Handelskammermitgliedschaft,
Hauptversammlungsprotokolle oder auch Ausziige von im allgemeinen Rechtsverkehr
anerkannten Datenbanken (zB Bureau van Dijk) sein. Auch fiir diese ersatzweise
heranzuziehenden Dokumente gilt, dass diese bei Meldungen und Anderungsmeldungen

nicht alter als 6 Wochen sein dirfen.

Nachweise zur Uberpriifung der Existenz sind im Meldeformular zum Compliance-Package
beim entsprechenden auslandischen Rechtstrager unter der Dokumentenart ,,Nachweis der
Existenz” hochzuladen. Um welches Dokument es sich konkret handelt (bspw.
Registerauszug, Certificate of Good Standing), ist im Feld ,Beschreibung des Dokuments” in

Form eines kurzen Kommentars anzugeben.

6.4.2 Geeignete Nachweise zur Uberpriifung der Eigentumsverhiltnisse

§ 5a Abs. 1 Z 4 lit. b WIEReG sieht vor, dass fir auslandische lGbergeordnete Rechtstrager

landesiibliche Nachweise zu tibermitteln sind, die zum Zwecke der Uberpriifung der

Eigentumsverhaltnisse im Sitzland vorgesehen sind.

Als Erkenntnisquellen kommen insbesondere 6ffentlich zugangliche Registerausziige —
dhnlich dem osterreichischen Firmenbuch —in Frage, wenn diese neben den Stammdaten
des Rechtstragers auch Angaben Uber dessen Beteiligungsstruktur enthalten. Weitere
Nachweise kdnnen in diesem Zusammenhang auch separat abrufbare Dokumente zu
Eigentumsverhaltnissen darstellen, welche bei der jeweils registerflihrenden Stelle

eingebracht wurden. (zB Gesellschafterliste als Anhang zum deutschen Handelsregister).

Zu beachten ist, dass die in den Mitgliedstaaten aufgrund der Vorgaben der Europdischen
Union errichteten Register der wirtschaftlichen Eigentlimer in der Regel keine vollstandigen
Angaben Uber die direkten Beteiligungen am eingetragenen Rechtstrager enthalten, weshalb
sie diesfalls nicht als geeignete Nachweise der Eigentumsverhaltnisse im Sinne des § 5a Abs.
1Z4lit. b WIiEReG anzusehen sind.

Abhangig von der Rechtsform des jeweiligen Rechtstrager werden zur Ermittlung der
Eigentiimerstruktur auch nicht 6ffentliche Urkunden (zB Gesellschaftsvertrage oder dhnliche
Grundungsdokumente) heranzuziehen sein. Speziell fiir Aktiengesellschaften kénnen
firmenmaRig gefertigte Ausziige aus dem Aktienbuch bzw. ein Ausdruck (datierter Internet
Screenshot der Ownership Structure der AG) von internationalen Bérsen-
Informationsdienstleistern eine geeignete Informationsquelle darstellen. Fir eine
beispielhafte Aufzahlung entsprechender Informationsdienstleister siehe Abschnitt 6.2.3.2

(Aktiengesellschaften und Europdische Gesellschaften). Im anglo-amerikanischen Rechtskreis
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kommen auch sog. Share- bzw. Stock-Certificates als Nachweis fiir Anteilsrechte an einer

Gesellschaft in Frage.

Subsidiar sind je nach Rechtsform auch andere, nach landestiblichen Rechtsstandards
verfligbare, objektive Informationsquellen zum Nachweis der Eigentumsverhaltnisse
heranzuziehen, wobei die Zuverlassigkeit und Aussagekraft dieser Nachweise im Einzelfall zu

prifen sind.

Nachweise zur Uberpriifung der Eigentumsverhiltnisse sind im Meldeformular zum
Compliance-Package unter der Dokumentenart ,Nachweis der Eigentumsverhaltnisse”
hochzuladen. Fir Dokumente, welche sowohl dem Nachweis der Existenz als auch der
Eigentumsverhaltnisse dienen, ist die kombinierte Dokumentenart ,Nachweis der Existenz
und Eigentumsverhaltnisse” vorgesehen. Um welches Dokument es sich konkret handelt
(bspw. Registerauszug, Share Certificate, etc.), ist im Textfeld , Beschreibung des

Dokuments” in Form eines kurzen Kommentars anzufiihren.

6.4.3 Nachweise abweichender Stimmrechte oder Kontrollverhaltnisse

Gemal § 5a Abs. 1 Z 4 lit. ¢ WIiEReG sind fir auslandische libergeordnete Rechtstrager

Gesellschaftsvertrage, Statuten und dergleichen zu (ibermitteln, wenn sich daraus
Stimmrechte oder Kontrollverhaltnisse ergeben, welche von den gemaR § 5a Abs. 1 Z4 lit. b

WIEReG nachzuweisenden Eigentumsverhaltnissen abweichen. Ob das Erfordernis zur
Einholung dieser Dokumente fiir iibergeordnete auslandische Gesellschaften besteht, kann
mittels der unter Abschnitt 6.3 (Dokumente zu (ibergeordneten inlandischen Rechtstragern)
angefiihrten Aufzahlung anhand der dort genannten MaRnahmen und Kriterien tGberprift

werden.

Unter § 53 Abs. 1 Z 4 |it. c WiEReG sind zudem jene Dokumente zu subsumieren, welche zum

Nachweis von Kontrollverhaltnissen bei Trusts, Stiftungen, trustdhnlichen Vereinbarungen
oder sonstigen klassisch eigentiimerlosen Gebilden dienen. Die im internationalen
Rechtsverkehr iblichen Nachweise zu diesen Rechtstragern entsprechen im Wesentlichen
den in den Abschnitten 6.2.3.5 (Privatstiftungen gemafR § 1 PSG), 6.2.3.6 (Stiftungen und
Fonds gemal § 1 BStFG 2015 sowie Stiftungen und Fonds aufgrund eines Landesgesetzes)

und 6.2.3.7 (Trusts und trustdhnliche Vereinbarungen) aufgezahlten Dokumenten.

Unter welcher Dokumentenart die Nachweise abweichender Stimmrechte oder
Kontrollverhaltnisse im Meldeformular zum Compliance-Package zu Gibermitteln sind, ist in
erster Linie von der Rechtsform des jeweiligen auslandischen Rechtstragers (Gesellschaft,
Trust, Stiftung oder trustahnliche Vereinbarung) abhangig. Fiir Gesellschaften ist hier in der
Regel die allgemeine Dokumentenart ,,Nachweis abweichender

Stimmrechte/Kontrollverhaltnisse” vorgesehen. Um welches Dokument es sich konkret
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handelt (bspw. Gesellschaftsvertrag), ist im Textfeld zur Beschreibung des Dokuments in

Form eines kurzen Kommentars anzufiihren.

Im Falle von Trusts, Stiftungen oder trustdhnlichen Vereinbarungen sind jeweils andere
Dokumentenarten fiir Nachweise der Kontrollverhaltnisse vorgesehen. So kénnen etwa fir
Stiftungen die Dokumentenarten ,,Stiftungsurkunde” und
,Stiftungszusatzurkunde/Beistatut” ausgewahlt werden, aus welchen in der Regel die Stifter
und Stiftungsvorstande (sowie zumeist auch die Beglinstigten) ersichtlich sind. Eine
Auffangkategorie bietet zudem die Dokumentenart ,Sonstiger Nachweis tiber Beglinstigte”,
unter welcher beispielsweise Beschliisse von Stiftungsorganen liber die Bestimmung von
Beglinstigten hochgeladen werden konnen. Entsprechende Dokumentenarten finden sich
auch im Falle von Trusts und trustdahnlichen Vereinbarungen, wobei zusatzliche Angaben zur
Konkretisierung des Dokuments jeweils im Textfeld zur Beschreibung des Dokuments

gemacht werden kdénnen.

In bestimmten Konstellationen ist es moglich, dass ein gewisses Dokument sowohl unter die
Dokumentenart ,Nachweis abweichender Stimmrechte/Kontrollverhaltnisse”, als auch unter
eine der drei Dokumentenarten betreffend den Nachweis der Existenz oder
Eigentumsverhaltnisse (,Nachweis der Existenz”, ,,Nachweis der Eigentumsverhaltnisse”
oder ,Nachweis der Existenz und Eigentumsverhaltnisse) fallt. In solchen Fallen ist das
entsprechende Dokument unter der zutreffenden Dokumentenart betreffend den Nachweis
der Existenz oder Eigentumsverhiltnisse zu Gibermitteln, da hierzu ein dahingehender
Nachweis jedenfalls zu Gbermitteln ist. Das Vorliegen von abweichenden Stimmrechten oder
Kontrollverhaltnissen ist im Textfeld ,Beschreibung des Dokuments” in Form eines kurzen

Kommentars anzufiihren.

6.4.4 Nachweise relevanter Treuhandschaften

Zahlreiche Jurisdiktionen kennen der 6sterreichischen Treuhandschaft vergleichbare

Rechtsinstrumente. GemaR § 5a Abs. 1 Z 4 lit. d WIiEReG sind prinzipiell alle Nachweise und

Erklarungen, aufgrund derer sich allfallige, flr die Stellung als wirtschaftlicher Eigentiimer
relevante Treuhandschaften ergeben und die fiir die Feststellung und Uberpriifung dieser
wirtschaftlichen Eigentimer notwendig sind, unabhangig von den aufgrund der
landesiiblichen Rechtsstandards verfligbaren Nachweisen an die Registerbehorde zu
Ubermitteln. Grundsétzlich sind somit auch fiir im Ausland begriindete
Treuhandkonstruktionen dieselben Nachweise wie fir inlandische Treuhandschaften
heranzuziehen, wobei die Ausfiihrungen in Abschnitt 6.2.5 (Treuhandschaften) zu beachten
sind. In der Regel werden daher relevante Treuhandschaftsvereinbarung in Form eines
schriftlichen Vertrages bzw. in Form korrespondierender Erklarungen des Treugebers und

des Treuhdnders einzuholen und zu Gbermitteln sein.
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Im Meldeformular zum Compliance-Package sind Nachweise relevanter Treuhandschaften
beim entsprechenden Rechtstriager entweder als ,Treuhandschaftsvereinbarung” oder als
»sonstiger Nachweis Uber Treuhandschaftsvereinbarungen” hochzuladen. Letztere
Dokumentenart dient insbesondere der Ubermittlung einseitiger Erklarungen bzw.
Bestatigungen, aus welchen sich das Vorliegen einer Treuhandschaft ableiten lasst. Um
welches Dokument es sich konkret handelt, ist im Textfeld ,,Beschreibung des Dokuments” in

Form eines kurzen Kommentars anzufthren.

6.4.5 Sonstige Nachweise und Dokumente

GemaR § 5a Abs. 1 Z 4 lit. e WIiEReG sind sonstige Nachweise und Dokumente, die fir die

Feststellung und Uberpriifung der wirtschaftlichen Eigentiimer des Rechtstrigers
erforderlich sind, jedenfalls dann zu Gbermitteln, wenn relevante Stimmrechte vorliegen, die
von der jeweiligen Beteiligung oder dem Anteil an Aktien abweichen oder wenn andere
Kontrollverhiltnisse vorliegen, die fiir die Feststellung und Uberpriifung der wirtschaftlichen

Eigentlimer relevant sind und nicht bereits gemal} § 5a Abs. 1 Z 4 lit. a bis d WiEReG zu
Ubermitteln sind. Solche Dokumente sind beispielsweise:

e Syndikatsvertrage

e Stimmrechtsbhindungsvertrage
e Optionsvertrage

e verbindliche Abtretungsanbote

e Abtretungsvertrage

Sonstige Nachweise und Dokumente auslandischer Rechtstrager sind im Meldeformular zum
Compliance-Package beim entsprechenden Rechtstrager als ,,sonstiges Dokument”
hochzuladen. Um welches Dokument es sich konkret handelt (bspw. Syndikatsvertrag), ist im

Textfeld ,,Beschreibung des Dokuments” in Form eines kurzen Kommentars anzufiihren.

6.4.6 Rechtsformspezifische Nachweise und ldnderspezifische Informationen

Welche Dokumente jeweils erforderlich sind, kann gemaR § 5a Abs. 1 Z 2 WIiEReG beurteilt

werden, wenn die auslandische Rechtsform mit einer bestimmten inlandischen Rechtsform
vergleichbar ist. Des Weiteren finden sich auch landerspezifische Informationen und
Hinweise zu den landesiblichen Nachweisen (jeweils fiir spezielle, lokal verfligbare
Rechtstragertypen) auf der Homepage des Bundesministeriums fiir Finanzen und kénnen
allenfalls tiber die Homepages der Register der wirtschaftlichen Eigentiimer der anderen

Mitgliedstaaten abgerufen werden.

Zu beachten gilt, dass die landerspezifischen Informationen keinen vollstandigen Uberblick
Uber das Rechtssystem der betreffenden Jurisdiktionen bieten und auch keine verbindliche

Beurteilung auslandischer Rechtsformen durch das Bundesministerium fir Finanzen
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darstellen. Die Verantwortung fiir die Beurteilung der erforderlichen rechtsformspezifischen
Nachweise und fiir die Feststellung und Uberpriifung der wirtschaftlichen Eigentiimer liegt
bei den Rechtstragern bzw. den Adressaten der jeweiligen gesetzlichen Sorgfaltspflichten.

6.5 Aktenvermerke

GemaR § 5a Abs. 3 WIEReG ist anstelle der Ubermittlung von Urkunden unter gewissen

Voraussetzungen die Ubermittlung eines vollstindigen Aktenvermerks zulissig. Diese
Moglichkeit besteht grundsatzlich hinsichtlich aller im Rahmen des Compliance-Packages zu
Ubermittelnden Urkunden. Es ist hier von einem weiten Urkundenbegriff auszugehen, der

die in § 5a Abs. 1Z 2 und 4 WiEReG genannten Urkunden umfasst. Aus dem Schutzzweck des

§ 5a Abs. 4 WIEReG folgt, dass bei 6ffentlich zugdnglichen Urkunden, die beispielsweise Teil

der Urkundensammlung des Firmenbuchs sind, ein Aktenvermerk nicht zulassig ist, da

diesfalls keine berechtigten Griinde gegen die Vorlage sprechen kénnen.

Die gemaR § 5a Abs. 3 Z 4 WIEReG erforderliche Beschreibung der relevanten Teile des

Dokuments wird es zudem erforderlich machen, dass der berufsmaRige Parteienvertreter
oder der berechtigte Dritte gemaR Art. 2 Abs. 1 Z 3 lit. a und b der RL (EU) 2015/849 Einsicht

in die Urkunde genommen hat, bevor allfallige Schwarzungen von Teilen des Inhaltes

vorgenommen wurden.

Zur Anfertigung eines Aktenvermerks sind berechtigt:
1) der berufsmaRige Parteienvertreter

2) ein Dritter gemal Art. 2 Abs. 1 Z 3 lit. a und b der Richtlinie (EU) 2015/849, sofern er
seinen Sitz im Inland, einem anderen EU-Mitgliedstaat oder einem nach Maligabe des
§ 13 Abs. 4 Z 1 und 2 FM-GwG gleichzuhaltenden Drittland hat. Dritte, die in Drittlandern
mit hohem Risiko (§ 2 Z 16 FM-GwG) niedergelassen sind, sind von der Anfertigung und

Ubermittlung eines Aktenvermerkes ausgeschlossen. Dritte gemaR Art. 2 Abs. 1 Z 3 lit. a
und b der Richtlinie (EU) 2015/849 sind:

a) Abschlusspriifer, externe Buchprifer und Steuerberater

b) Notare und andere selbstdndige Angehdrige von rechtsberatenden Berufen

Zur Beurteilung, ob es sich bei einem Land um ein Drittland mit hohem Risiko handelt, kann

auf den Anhang zur delegierten Verordnung (EU) 2016/1675 ® zurlickgegriffen werden.

Die Ubermittlung eines vollstindigen Aktenvermerks anstelle einer Urkunde darf nur dann
erfolgen, wenn berechtigte Griinde gegen eine Ubermittlung dieser Urkunde sprechen.
Berechtigte Griinde liegen insbesondere dann vor, wenn Uiberwiegende, schutzwiirdige

Interessen des wirtschaftlichen Eigentlimers oder anderer Personen, deren Interessen durch
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die vollstandige Offenlegung des Urkundeninhaltes unmittelbar betroffen waren oder sein
kdnnten (zB in der Urkunde genannte Personen oder Organe der involvierten Rechtstrager),
der Ubermittlung der Urkunde entgegenstehen. Dabei ist es unerheblich, ob ein Compliance-

Package eingeschrankt wird oder nicht.

Berechtigte Griinde im Hinblick auf die betroffene Person kénnen beispielsweise dann

angenommen werden, wenn

e Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Offenlegung der Urkunde zu dem

unverhaltnismaRigen Risiko fiihren wiirde, Opfer der in § 10a Abs. 2 WiEReG genannten

Straftaten zu werden. Darunter fallen jedenfalls Daten von eingeschrankten
wirtschaftlichen Eigentiimern, aber auch von anderen in der Urkunde genannten
Personen.

e in der Urkunde Geschifts- oder Betriebsgeheimnisse enthalten sind oder aus der
Urkunde Informationen hervorgehen, deren Geheimhaltung aus wettbewerbsrechtlichen
Griinden geboten ist.

e bei Offenlegung der Urkunde die Gefahr eines bedeutenden vermoégensrechtlichen
Nachteils fiir den Rechtstrager oder die darin genannten Personen droht.

e ein besonders hohes Mal der Geheimhaltung aus anderen Griinden als der
Verschleierung des wirtschaftlichen Eigentums dem Wesen der Urkunde immanent ist,

weil beispielsweise bei Stiftungszusatzurkunden:

— testamentarische Verfligungen oder andere Informationen enthalten sind, die den
hochstpersénlichen Lebensbereich der genannten Personen betreffen.

— Beglnstigte in einer Art genannt werden, die zu einer ungebihrlichen Offenlegung
der Einkommens- oder Vermogenssituation fihren wiirden.

— Informationen oder Anweisungen zu finanziellen Angelegenheiten (etwa Geschafts-
oder Anlagestrategien) enthalten sind, die in ihrer objektiven Schutzwiirdigkeit

Geschafts- oder Betriebsgeheimnissen gleichzusetzen sind.
Zu beachten ist, dass nur die Ubermittlung von vollstidndigen Aktenvermerken zulissig ist.
Ein vollstandiger Aktenvermerk hat folgende Angaben zu enthalten:
1. Datum und Ort der Einsichtnahme,

2. Vorname, Nachname, Geburtsdatum und Unterschrift der die Einsicht vornehmenden

Person,

3. genaue Bezeichnung des eingesehenen Dokumentes und von wem das Dokument in

welcher Funktion errichtet oder ausgestellt und unterzeichnet wurde,

4. eine Beschreibung des Inhalts des Dokumentes und eine Zusammenfassung aller flr das

wirtschaftliche Eigentum am Rechtstrager relevanten Teile des Dokumentes. Es
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bestehen keine Bedenken, wenn stattdessen eine Kopie des Dokuments dem
Aktenvermerk angeschlossen wird, in dem jene Passagen geschwarzt wurden, die nicht
fur die Feststellung und Uberpriifung des wirtschaftlichen Eigentums relevant sind.
Dabei sollte im Sinne einer zweckdienlichen Verwertbarkeit des Compliance-Packages
darauf geachtet werden, dass keine Passagen geschwarzt werden, welche allgemein
KYC-relevante Informationen enthalten und daher fiir die Erflllung der Sorgfaltspflichten
durch Verpflichtete gemal deren jeweiligen Materiengesetzen (wie FM-GwG, RAO, NO,
WTBG 2017, etc.) von Bedeutung sein konnten.

Es bestehen keine Bedenken, wenn Uber die in den Abschnitten 1 bis 4 genannten Inhalte
hinausgehende Informationen in den Aktenvermerk aufgenommen werden, wenn diese zur

Verhinderung der Geldwascherei und Terrorismusfinanzierung dienlich sind.

GemaR § 5a Abs. 3 WiEReG ist die Ubermittlung von Aktenvermerken anstelle von

Dokumenten nicht zulassig, wenn sich der Sitz des Ausstellers des Dokumentes, der Sitz
einer der Vertragsparteien, die das Dokument errichtet haben, oder der Sitz des
Rechtstrages, den das Dokument betrifft, in einem Drittland mit hohem Risiko (§ 2 Z 16 FM-
GwG) befindet. In diesen Fallen ist jedenfalls gemalR § 5a Abs. 2 WiEReG vorzugehen.

Die Ubermittlung von Aktenvermerken kann im Meldeformular zum Compliance-Package
direkt neben der bei dem betreffenden Rechtstrager auszufiihrenden Auswahl der jeweiligen
Dokumentenart erfolgen. Ein entsprechendes Auswabhlfeld (Ja/Nein) weist an dieser Stelle
auf die Moglichkeit zur Abgabe eines Aktenvermerkes hin. Als Datum ist im Meldeformular

immer das Ausstellungsdatum des zugrundeliegenden Originaldokuments anzugeben.

Die berechtigten Griinde, welche gegen die Ubermittlung der Urkunde bestehen und daher
Voraussetzung fiir die Erstellung des Aktenvermerks sind, sind nicht zu melden. Die
Beurteilung, ob berechtigte Griinde vorliegen, obliegt dem berufsmaRigen Parteienvertreter,
der das Compliance-Package an das Register Gbermittelt. Das Fehlen der berechtigten
Grinde alleine fuhrt nicht zu einer Unvollstandigkeit des Compliance-Packages, wenn der

Aktenvermerk ansonsten den Anforderungen des § 5a Abs. 3 WiEReG entspricht.

) Delegierte Verordnung (EU) 2016/1675 der Kommission vom 14. Juli 2016 zur Ergdnzung der
Richtlinie (EU) 2015/849 des Europdischen Parlaments und des Rates durch Ermittlung von
Drittléndern mit hohem Risiko, die strategische Mdngel aufweisen, in der giiltigen Fassung.

6.6 Notarielle Bestatigungen

GemaR § 89b NO sind Notare berufen, Giber Tatsachen, die sich unter anderem aus
offentlichen oder 6ffentlich beglaubigten Urkunden ergeben, Beurkundungen zu erteilen.
Daraus ergibt sich, dass Notare lber Tatsachen, welche fiir das wirtschaftliche Eigentum

eines Rechtstragers relevant sind, Bestatigungen ausstellen kénnen, nachdem sie in die
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jeweils erforderlichen Dokumente Einsicht genommen haben. Dieser notariellen Bestatigung
kommt dabei der gleiche Beweiswert zu wie jener urspriinglichen Urkunde, auf deren Basis
die Bestatigung errichtet wurde. Stellt daher ein Notar beispielsweise eine Bestatigung lGiber
Tatsachen aus, welche sich aus einer 6ffentlichen Urkunde ergeben, ist die entsprechende

Bestatigung selbst eine 6ffentliche Urkunde.

Als Konsequenz sind notarielle Bestatigungen im Sinne des § 89b NO wie Dokumente gemaf}
§ 5a Abs. 172 bzw. Z 3 WIiEReG zu behandeln. Eine notarielle Bestatigung tiber die fir das

wirtschaftliche Eigentum relevanten Tatsachen ersetzt somit die Vorlage der jeweiligen

Urkunden. Im Gegensatz zum vollstandigen Aktenvermerk nach § 5a Abs. 3 WIiEReG ist das

Vorliegen berechtigter Griinde keine Voraussetzung fiir die Ubermittlung der notariellen
Bestatigung. In der notariellen Bestatigung ist festzuhalten, dass diese Bestatigung liber alle
in der Urkunde enthaltenen fiir das wirtschaftliche Eigentum relevanten Tatsachen

ausgestellt wird.

Ein Anwendungsbeispiel ergibt sich beispielweise fiir Stiftungen, fir die der fir das
wirtschaftliche Eigentum relevante Inhalt einer Stiftungszusatzurkunde in einer notariellen
Bestatigung festgehalten und anstelle der Originalurkunde als Teil des Compliance-Packages

der Registerbehorde libermittelt werden kann.

Im Meldeformular ist die notarielle Bestatigung als ,sonstiges Dokument” zu Gbermitteln.
Als Beschreibung des Dokuments sollte ,,Notarielle Bestatigung liber (Bezeichnung der

jeweiligen Urkunde)“ angegeben werden.

7 Einsicht in das Register

Verpflichtete, berechtigte Behdrden sowie natiirliche Personen und Organisationen mit
nachweisbarem berechtigtem Interesse kdnnen Ausziige aus dem Register der
wirtschaftlichen Eigentiimer abrufen. Damit wird der primare Zweck des Registers, einen
Beitrag zur Verhinderung von Geldwasche und Terrorismusfinanzierung zu leisten, erfillt.
Die Ausziige wurden dabei so konzipiert, dass diese eine Feststellung und Uberpriifung der
wirtschaftlichen Eigentimer deutlich erleichtern. Es ist jedoch anzumerken, dass die im
Register eingetragenen Daten vor der Eintragung nicht Giberpriift werden und daher

grundsatzlich nicht auf die Richtigkeit der Daten vertraut werden kann.

7.1 Einsicht durch Verpflichtete

Wer Verpflichteter im Sinne des WiIiEReG ist, wird in § 9 Abs. 1 WIiEReG geregelt.
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Die Einsicht in das Register wird durch amtssignierte einfache und erweiterte Auszlige aus
dem Register gewahrt, die Gber das Unternehmensserviceportal des Bundes abgerufen

werden konnen.

Bei Auslagerungs- oder Vertretungsverhaltnissen, bei denen auf der Grundlage eines
Vertrages der Auslagerungsdienstleister oder Vertreter als Teil des Verpflichteten anzusehen
ist (bspw. § 15 FM-GwG), ist dieser berechtigt, im Rahmen des Vertrages liber den
Unternehmensserviceportal-Zugang des Verpflichteten Einsicht in das Register zu nehmen.
Zu diesem Zweck kann der Verpflichtete verantwortliche Personen des

Auslagerungsdienstleisters oder Vertreters als User im Unternehmensserviceportal anlegen.

7.1.1 Einsicht im Rahmen der Anwendung von Sorgfaltspflichten gegeniiber Kunden

Der Begriff ,Verpflichtete” wurde aus der Richtlinie (EU) 2015/849 auch fiir das WiEReG
Ubernommen. Diese dirfen gemaR § S Abs. 2 WIiEReG Einsicht in das Register nehmen, wenn

diese im Inland den Vorschriften zur Verhinderung der Geldwascherei und
Terrorismusfinanzierung unterliegen und ihren Sitz im Inland haben. Grundsatzlich diirfen
die Verpflichteten aus Griinden des Datenschutzes nur im Rahmen der Anwendung ihrer
Sorgfaltspflichten zur Verhinderung der Geldwascherei und Terrorismusfinanzierung
gegeniber ihren Kunden Einsicht in das Register nehmen.

Im Zuge der Anwendung der Sorgfaltspflichten gegenliber einem Kunden als
meldepflichtigen Rechtstrager darf Einsicht in alle Rechtstrager genommen werden, die mit
dem Kunden in einem wirtschaftlichen oder rechtlichen Naheverhaltnis stehen und daher fir
die Beurteilung des wirtschaftlichen Eigentums an dem Kunden oder der Eigentums- und
Kontrollstruktur relevant sind. Ebenfalls ist eine Einsicht zuldssig, wenn bei Uberpriifung
einer verddchtigen Transaktion hinsichtlich Geldwdsche oder Terrorismusfinanzierung eines
Kunden, der wirtschaftliche Eigentiimer der Transaktionspartei des Kunden festgestellt

werden muss.

Der Begriff des Kunden bezieht sich hierbei auf die in den jeweiligen Materiengesetzen
malgebliche Definition fir die betreffenden Verpflichteten (zB § 2 Z 15 FM-GwG). Der

Begriff des Kunden umfasst allerdings jedenfalls auch Personen, mit denen konkrete

Gesprache im Hinblick auf die Begriindung einer Geschaftsbeziehung gefiihrt werden, da die
Sorgfaltspflichten zur Feststellung und Uberpriifung von wirtschaftlichen Eigentiimern
bereits vor Begriindung einer Geschaftsbeziehung durchzufiihren sind. Dabei ist zu
beachten, dass erst ab einer Kontaktaufnahme mit dem Kunden, bei dem Aussicht auf die
Begriindung einer Geschaftsbeziehung besteht, eine Einsicht in das Register zulassig ist.
Nicht zul3ssig ist die Einsicht, wenn es noch gar keinen Kontakt zum Kunden gegeben hat. So
ist es zB nicht zuldssig, bereits vor Aufnahme des Kontaktes zu einem Kunden zu priifen, wer
dessen wirtschaftliche Eigentiimer sind.
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Zusatzlich durfen Rechtsanwalte, Notare, Wirtschaftsprifer, Steuerberater,

Bilanzbuchhalter, Buchhalter und Personalverrechner (Verpflichtete gemaR § 9 Abs. 1 Z 6 bis

10 WIiEReG) im Auftrag ihrer Mandanten auch dann Einsicht nehmen, wenn dies fir die
Zwecke der Beratung ihrer Mandanten und genossenschaftliche Revisionsverbande fiir die
Zwecke der Beratung ihrer Mitglieder jeweils im Hinblick auf die Feststellung, Uberpriifung
und Meldung der wirtschaftlichen Eigentliimer ihrer Mandanten bzw. Mitglieder erforderlich
ist sowie flr die Zwecke der Beratung von wirtschaftlichen Eigentiimern im Hinblick auf die
Stellung von Antragen gemals § 10a und § 14 Abs. 7 WiEReG.

Die Einsicht der Verpflichteten erfolgt durch den Abruf eines mit einer Amtssignatur der
Registerbehorde versehenen einfachen Auszugs gemall § 9 Abs. 4 WIEReG oder eines

erweiterten Auszugs gemaR § 9 Abs. 5 WIiEReG. Ein Abruf des Auszugs ist nur fiir konkrete

Rechtstrager (unter Angabe des vollstandigen Namens des Rechtstragers oder der
entsprechenden Stammzahl) oder konkrete natiirliche Personen moglich. Die Suche nach
einer bestimmten natdirlichen Person ist grundsatzlich nur fir Kreditinstitute und bestimmte
Verpflichtete (§ 9 Abs. 17 1, 4 und 6 bis 10 WiEReG) moglich, da diese einer beruflichen
Verschwiegenheitspflicht unterliegen. Zudem ist es dafiir erforderlich, dass die nattrliche

Person neben ihrem Namen durch die Eingabe eines oder mehrerer zusatzlicher

Identifikatoren eindeutig bestimmt werden kann.

GemalR § 11 Abs. 1 WIEReG dirfen sich Verpflichtete bei der Anwendung ihrer

Sorgfaltspflichten gegeniiber Kunden nicht ausschlielRlich auf die im Register enthaltenen

Angaben Uber die wirtschaftlichen Eigentlimer eines Rechtstragers verlassen, sondern haben
bei der Erfullung ihrer Sorgfaltsplichten nach einem risikobasierten Ansatz vorzugehen. Die
damit verbundenen MalRnahmen entnehmen Verpflichtete, die der Aufsicht der FMA

unterliegen, den entsprechenden Rundschreiben der FMA.

7.1.2 Einsicht durch Verpflichtete bei Vorliegen eines berechtigten Interesses

Bei Vorliegen eines berechtigten Interesses gemafd § 10 Abs. 2 WIEREeG, in Fallen in denen

der Antragsteller mit einem Rechtstrager eine Geschéaftsbeziehung eingehen mochte, die fir
diesen, aufgrund von wirtschaftlichen oder persénlichen Elementen geeignet ist, ein
hinreichendes Interesse an der Person des wirtschaftlichen Eigentlimers des Rechtstragers

zu begriinden, dirfen Verpflichtete gemaR § 9 Abs. 1 Z 6 bis 9 WiEReG namens und im

Auftrag eines Mandanten Ausziige gemald § 10 WiIEReG abfragen, wobei diesfalls das
Vorliegen des berechtigten Interesses dem berufsmaRigen Parteienvertreter nachzuweisen
ist. So kann beispielsweise bei einer Liegenschaftstransaktion, die von einem Anwalt oder
Notar begleitet wird, ein berechtigtes Interesse zur Einsicht in die wirtschaftlichen
Eigentlimer der Vertragspartei bestehen. Ein berechtigtes Interesse besteht darliber hinaus

bei Insolvenzverwaltern fur die Zwecke des Insolvenzverfahrens und bei Notaren in der
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Funktion als Gerichtskommissar fiir die Zwecke des Verlassenschaftsverfahrens (§ 9 Abs. 2a
WIEReG). Da gemal § 10 Abs. 5 WIiEReG ein berechtigtes Interesse auch im Hinblick auf die

eigenen Daten des Rechtstragers besteht, diirfen Verpflichtete im Auftrag eines Mandanten

auch eigene Ausziige des Mandanten abfragen.

7.1.3 Einsicht offentlicher Einrichtungen bei der Vergabe von 6ffentlichen Férderungen,

offentlichen Auftragen oder Konzessionen

Gemal § 9 Abs. 2b WIiEReG kénnen offentliche Einrichtungen, die im Rahmen ihrer

Tatigkeiten 6ffentliche Mittel als Forderungen vergeben bzw. die 6ffentliche Auftrage und
Konzessionen vergeben, auf Antrag bei der Registerbehorde die Einsicht als Verpflichtete fir
die Zwecke der Gewahrleistung der Transparenz von wirtschaftlichen Eigentimern bei der
Vergabe von 6ffentlichen Férderungen, 6ffentlichen Auftragen oder Konzessionen nutzen.
Diesfalls diirfen diese im Rahmen der Uberpriifung von Rechtstriagern, die Férderwerber
bzw. -empfanger sind, sowie von Bewerbern und Bietern bei Verfahren zur Vergabe von

offentlichen Auftragen oder Konzessionen, Einsicht in das Register nehmen.

7.1.4 Weitergabe von Ausziigen aus dem Register

Aus den Einschrankungen bei der Einsicht in das Register ergibt sich auch, dass einfache und
erweiterte Auszlige und die darin enthaltenen Informationen aus dem Auszug nur unter
bestimmten Voraussetzungen weitergegeben werden dirfen. Zulassig ist eine Weitergabe in

folgenden Fillen:

e Im Falle der Anwendung der Sorgfaltspflichten von Verpflichteten gemalR § 11 Abs. 2
WIEReG bei der eine Weitergabe des Auszugs an Kunden notwendig ist (zB durch
Rickfrage bei Kunden, dass keine von dem erweiterten Auszug abweichenden
Kontrollverhaltnisse oder Treuhandbeziehungen bestehen).

e Im Falle der Ausfiihrung der Sorgfaltspflichten durch Dritte darf der Dritte die
Informationen und die Ausziige dem betreffenden Verpflichteten Gbermitteln (zB § 13
Abs. 1 FM-GwG).

e Im Falle von Auslagerungs- oder Vertretungsverhaltnissen, bei denen auf der Grundlage
eines Vertrages der Auslagerungsdienstleister oder Vertreter als Teil des Verpflichteten
anzusehen ist, darf der Auslagerungsdienstleister oder Vertreter dem Verpflichteten die

Informationen und die Auszlige Gbermitteln (zB § 15 FM-GwG).

Eine darliberhinausgehende Weitergabe kann zu einer Verletzung aufsichtsrechtlicher
Vorschriften oder der Standespflichten der betreffenden Verpflichteten fiihren. Die
vorsatzliche Weitergabe von Ausziigen an Dritte, in denen Datensatzen enthalten sind, die

mit einer Auskunftssperre oder einer Einschrankung der Einsicht gemall § 10a WiEReG
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gekennzeichnet sind, stellt ein Finanzvergehen gemal § 15 Abs. 6 WiEReG dar und ist mit

einer Geldstrafe von bis zu 50.000 Euro zu bestrafen.

7.2 Einsicht bei Vorliegen eines berechtigten Interesses

Mit 1. September 2023 wurde die Einsicht bei Vorliegen eines berechtigten Interesses
gemaR § 10 WIEReG als Nachfolgerin der Offentlichen Einsicht eingefiihrt, wobei vier

Fallkonstellationen denkbar sind:

e Rechtstrager konnen Auszige fir ihr eigenes Unternehmen gemaR § 10 Abs. 5 WIEReG

selbst ausschliefRlich Gber das Unternehmensserviceportal (USP) abrufen.

e Jene Behorden und Gerichte, die in § 12 Abs. 1 WIEReG nicht genannt werden, sowie der

Rechnungshof und die Landesrechnungshoéfe sind berechtigt, soweit dies im Rahmen der
ihnen gesetzlich zugewiesenen Aufgaben unbedingt erforderlich ist und diese Aufgabe im
Zusammenhang mit einem in § 7 Abs. 1 WIiEReG genannten Zweck steht, Ausziige gemal}
§ 10 Abs. 1 WIiEReG abzurufen.

e Notare, Rechtsanwalte, Steuerberater und Wirtschaftsprifer kdnnen gemald § 9 Abs. 2a

WIEReG Auszlige bei Vorliegen eines berechtigten Interesses eines Klienten namens und
Auftrags flir diesen Klienten tGber ihr WiEReG-Managementsystem im USP abrufen (siehe
Abschnitt 7.1.2 (Einsicht durch Verpflichtete bei Vorliegen eines berechtigten
Interesses)).

e Sonstige natlirliche Personen und Organisationen kdnnen einen Antrag fir die Einsicht
bei berechtigtem Interesse liber die Homepage des Bundesministeriums fiir Finanzen

stellen.

Eine Antragstellung Gber die Homepage des Bundesministeriums fir Finanzen fir
Rechtsanwilte, Notare, Wirtschaftspriifer und Steuerberater sowie fir Rechtstrager in Bezug

auf ihren eigenen Auszug hat der Gesetzgeber in § 10 Abs. 2 WiEReG explizit ausgeschlossen.

Details sowie Hilfestellungen fiir die Einsicht bei berechtigtem Interesse stehen auf der

Homepage des Bundesministeriums fir Finanzen in Form eines Handbuchs zur Verfligung.

Wie oben angefiihrt, kdnnen natlrliche Personen und Organisationen bei der
Registerbehorde im elektronischen Wege einen Antrag auf Abfrage eines oder mehrerer
konkreter Rechtstrager stellen, wobei das Vorliegen eines berechtigten Interesses
nachzuweisen ist. Ein berechtigtes Interesse im Zusammenhang mit der Verhinderung der
Geldwascherei oder Terrorismusfinanzierung oder der Durchfiihrung von unmittelbar
anwendbarer Sanktionsmallnahmen der Europaischen Union und SanktionsmalBnahmen
nach dem SanktG ist bei Angehorigen von journalistischen Berufen, Angehdrigen der
Wissenschaft, als auch von zivilgesellschaftlichen Organisationen anzunehmen, die einen

Bezug zur Verhinderung der Geldwasche, der Terrorismusfinanzierung oder der Umgehung
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von vorgenannten SanktionsmalRnahmen aufweisen. Als Nachweis fir das Vorliegen eines
berechtigten Interesses gilt jedenfalls ein diesbezliglicher journalistischer oder
wissenschaftlicher Beitrag oder eine Verpflichtung des Antragstellers im Statut oder im
Mission-Statement zu diesbezliglichen Tatigkeiten oder konkrete erfolgreiche diesbeziigliche
Aktivitaten. Ein berechtigtes Interesse liegt zudem vor, wenn der Antragsteller selbst
Verpflichteter gemal der Richtlinie (EU) 2015/849 in der Fassung der Richtlinie (EU)
2018/843 ist und nicht bereits gemaR § 9 WiEReG oder dem System zur Vernetzung der
Register der wirtschaftlichen Eigentiimer der Europdischen Union gemal Art. 30 Abs. 10
sowie Art. 31 Abs. 9 der Richtlinie (EU) 2015/849 zur Einsicht berechtigt ist oder ein diesem
entsprechender Verpflichteter mit Sitz in einem Drittland ist.

Des Weiteren besteht ein berechtigtes Interesse, wenn der Antragsteller mit einem
Rechtstrager eine Geschaftsbeziehung eingehen mdchte, die fir ihn aufgrund von
wirtschaftlichen oder personlichen Elementen geeignet ist, ein hinreichendes Interesse an
der Person des wirtschaftlichen Eigentiimers des Rechtstragers zu begriinden. Geschafte mit
einem Rechtstrager, die fiir den Betroffenen weder wirtschaftlich noch persénlich
wesentlich sind, werden daher nicht geeignet sein ein berechtigtes Interesse zu begriinden.
So vermag der Wocheneinkauf der Lebensmittel kein berechtigtes Interesse begriinden
kénnen, ein dauerhafter Liefervertrag liber Lebensmittel bei Hotel oder
Gastronomiebetrieben, der fiir die Vertragspartner wirtschaftlich wesentlich oder personlich
wesentlich ist, hingegen schon. Eine personliche Eignung kann dann angenommen werden,
wenn mit den erworbenen Produkten oder Dienstleistung ein gewisser Ruf verbunden ist,
der fir den Geschaftspartner aufgrund seines Geschaftsmodells wesentlich ist. Eine
wirtschaftliche und personliche Eignung wird regelmaRig auch bei der Miete oder dem
Erwerb eines Hauptwohnsitzes vorliegen. Aber auch kommerzielle Immobilientransaktionen
oder Abtretungen von Geschaftsanteilen kdnnen wirtschaftlich oder personlich geeignet sein

ein berechtigtes Interesse zu begriinden.

Nach Genehmigung des Antrages ist dem Antragsteller per E-Mail ein Link zur Entrichtung
des Nutzungsentgeltes und zum nachfolgenden Abruf des Auszuges zu tGbermitteln, der fir

die Dauer von vier Wochen giiltig ist.

7.3 Einschrankung der Einsicht

GemalR § 10a Abs. 1 WIEReG hat die Registerbehorde auf schriftlichen Antrag eines

wirtschaftlichen Eigentiimers zu entscheiden, dass Daten liber diesen wirtschaftlichen
Eigentlimer nicht in 6ffentlichen, einfachen und erweiterten Ausziigen aus dem Register
angezeigt werden, wenn dieser nachweist, dass der Einsichtnahme unter Berlicksichtigung
aller Umstande des Einzelfalls Gberwiegende, schutzwiirdige Interessen des wirtschaftlichen

Eigentiimers entgegenstehen.
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Der Antrag muss gemafR § 10a Abs. 1 WiEReG vom wirtschaftlichen Eigentiimer direkt oder

einem vom wirtschaftlichen Eigentiimer beauftragten Parteienvertreter schriftlich bei der
Registerbehdrde gestellt werden. Ist die Person wirtschaftlicher Eigentiimer bei mehreren
Rechtstragern, so sind alle Rechtstrager, fiir die eine Einschrankung der Einsicht beantragt
werden soll, in dem Antrag anzufiihren. Der Antrag ist muss neben Namen und
Geburtsdatum der einzuschrankenden Person sowie Namen und Stammzahl der betroffenen
Rechtstrager auch eine Begriindung enthalten, mit der nachgewiesen wird, dass der
Einsichtnahme unter Berlicksichtigung aller Umstdande des Einzelfalls Gberwiegende,
schutzwirdige Interessen des wirtschaftlichen Eigentiimers entgegenstehen. Bei in
Osterreich gemeldeten Minderjahrigen ist nur die Angabe von Namen und Geburtsdatum
erforderlich. Bei nicht in Osterreich gemeldeten Minderjihrigen ist hingegen eine Kopie der
Geburtsurkunde oder eines sonstigen 6ffentlichen Dokuments, dass die Minderjdhrigkeit

bestatigt, beizulegen.

Uberwiegende, schutzwiirdige Interessen des wirtschaftlichen Eigentiimers liegen vor, wenn
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die Einsichtnahme den wirtschaftlichen
Eigentiimer dem unverhaltnismaBigen Risiko aussetzen wiirde, Opfer einer der in § 10a

Abs. 2 WIiEReG aufgezahlten Straftaten zu werden. Des Weiteren liegen iberwiegende
schutzwirdige Interessen des wirtschaftlichen Eigentiimers jedenfalls dann vor, wenn der

wirtschaftliche Eigentiimer minderjahrig oder geschaftsunfahig ist.

Nach erfolgter Antragstellung verfiigt die Registerbehdrde binnen 14 Tage die Einschrankung
der Einsicht, sofern der Antrag nicht offenkundig unbegriindet ist (Verfiigung der

Einschrankung der Einsicht).

Ab dem 10. Dezember 2024 kann der Antrag des wirtschaftlichen Eigentliimers auf
Einschrankung der Einsicht auch vor Abgabe einer Meldung eingebracht werden. Diesfalls
kann beantragt werden, dass fiir die betreffenden Rechtstrager Ausziige aus dem Register

der wirtschaftlichen Eigentiimer nur durch Verpflichtete gemaB § 9 Abs. 17 1,2 und 7

WIiEReG und Behorden abgerufen werden kénnen (Hemmung der Einsicht). Die Hemmung
der Einsicht hat die Registerbehdrde bis zum Ablauf des Gbernachsten Werktages
vorzunehmen und fiir die Dauer von héchstens 14 Tagen aufrechtzuerhalten. In diesem Fall
beginnt die Frist fiir die Verfigung der Einschrankung der Einsicht erst mit der Eintragung
der Meldung in das Register zu laufen. Die Frist fiir die Hemmung der Einsicht verlangert sich

diesfalls entsprechend.

Binnen zwolf Monaten ab Einlangen des Antrages hat die Registerbehodrde diesen
bescheidmalig unter eingehender Beriicksichtigung aller Umstadnde des Einzelfalls zu
erledigen. Dem Antrag auf Einschrankung der Einsicht kann ganz oder teilweise, im Hinblick

auf die Rechtstrager, flir welche die Einsicht in die Daten eines wirtschaftlichen Eigentlimers
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eingeschrankt wird, entsprochen werden. Wenn den liberwiegenden schutzwirdigen
Interessen des wirtschaftlichen Eigentiimers dadurch entsprochen werden kann, dass nur
die Einsicht in die Daten des Wohnsitzes eingeschrankt wird, so hat nur eine Einschrankung

dieser Daten zu erfolgen.

Die Einschrankung der Einsicht wird auf finf Jahre, bei Minderjahrigen bis zum Erreichen der
Volljahrigkeit gewdhrt. Danach muss ein neuer Antrag zur Einschrankung der Einsicht gestellt
werden. Der Antrag kann schon vor Ablauf des Endes der Einschrankung der Einsicht

erfolgen.

7.4 Auskunftssperre

Mit § 9 Abs. 4 Schlussteil WiEReG werden die Auskunftssperren gemals Vereinsgesetz 2002

und Meldegesetz 1991 geregelt.

Liegt gemaR Vereinsgesetz 2002 eine Auskunftssperre vor, enthalt der Auszug nur den
Namen des Vereins, die Stammzahl (ZVR-Zahl) und die Angabe, dass sich der Sitz des Vereins
im Inland befindet, sowie den Hinweis, dass eine Auskunftssperre vorliegt. Diese
Einschrankung gilt nicht fiir Verpflichtete gemaR § S Abs. 1721, 2 und 7 WIiEReG. Bei diesen

werden im Auszug anstelle der Wohnsitze der direkten und indirekten wirtschaftlichen

Eigentlimer nur das Wohnsitzland sowie der Hinweis, dass eine Auskunftssperre gemafd
Vereinsgesetz 2002 vorliegt, angezeigt. Wenn nach natirlichen Personen gesucht wird, die
wirtschaftliche Eigentliimer eines Vereins sind fiir den eine Auskunftssperre besteht, wird

dieser Verein nicht in der Trefferliste angezeigt.

Bei Vorliegen einer Auskunftssperre gemall Meldegesetz 1991 enthalt der Auszug anstelle
der Angaben der Wohnsitze der direkten und indirekten wirtschaftlichen Eigentiimer nur die
Angabe, dass sich der Wohnsitz im Inland befindet, sowie den Hinweis, dass eine

Auskunftssperre gemaR Meldegesetz vorliegt.

Eine Weitergabe von Datensatzen, die mit einer Auskunftssperre gekennzeichnet sind, an

Dritte stellt ein Finanzvergehen gemal} § 15 Abs. 6 WiEReG dar und ist mit einer Geldstrafe

von bis zu 50.000 Euro zu bestrafen.

8 Setzung von Vermerken

Seit 10. Janner 2020 missen Verpflichtete im elektronischen Weg Uiber das
Unternehmensserviceportal einen Vermerk zu setzen und die Griinde fiir die Setzung des

Vermerkes in standardisierter Form Gbermitteln, wenn

e diese bei Anwendung der Sorgfaltspflichten gegentiber Kunden feststellen, dass fiir einen

Kunden, der ein Rechtstrdger im Sinne dieses Bundesgesetzes ist, die im Register
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eingetragenen wirtschaftlichen Eigentiimer nicht jenen entsprechen, die er im Rahmen
seiner Sorgfaltspflichten gegeniber Kunden festgestellt hat und

e sie Uberzeugt sind zu wissen, dass die im Register eingetragenen Daten Uber die
wirtschaftlichen Eigentiimer unrichtig oder unvollstandig sind.

Die Setzung eines Vermerkes hat durch die Verwendung des Formulars ,, WiEReG - Setze
Vermerk” zu erfolgen, dass entweder Uber die Meldungsablage oder Gber den Menilpunkt
,Vermerk setzen” im WiEReG Management System aufgerufen werden kann. Sollte das
Formular oder der Meniipunkt nicht sichtbar sein, so sollte der Administrator kontaktiert

werden, um die entsprechende Rechte zu vergeben.

Die Verpflichtung zur Setzung eines Vermerkes entfallt gemaR § 11 Abs. 3 WiIiEReG, wenn der

Verpflichtete seinen Kunden auf die unrichtige oder unvollstandige Eintragung hinweist und
dieser binnen angemessener Frist eine Berichtigung vornimmt. Welche Lange der Frist als

angemessen anzusehen ist, ist anhand des konkreten Sachverhaltes zu beurteilen:

e Bei einfachen Sachverhalten mit reinem Inlandsbezug wird eine Woche als angemessen
anzusehen sein;

e bei komplexen Sachverhalten, die beispielsweise von der Lésung einer schwierigen
Rechtsfrage abhdngen oder bei denen Dokumente von auslandischen tbergeordneten
Rechtstragern einzuholen sind, wird eine langere Frist angemessen sein; als Obergrenze
ist aber jedenfalls die Frist fir die Abgabe von Meldungen von vier Wochen nach

Kenntnis der Anderung anzusehen.

Im Hinblick auf die Frage, ob die im Register eingetragenen Daten Ulber die wirtschaftlichen
Eigentlimer unrichtig oder unvollstandig sind, ist bei Rechtstragern mit einer subsididaren

Meldung mit automationsunterstiitzten Dateniibernahme gemal} § 5 Abs. 5 WIiEReG und bei

meldebefreiten Rechtstragern mit einer automationsunterstiitzten Datenlibernahme gemaf
§ 6 WIEReG zu beachten, dass in diesen Fallen nur der Umstand der subsididren Ermittlung
bzw. das Vorliegen des wirtschaftlichen Eigentums von anderen, nicht im Auszug
enthaltenen, wirtschaftlichen Eigentiimern zu melden ist. Da mit diesen Bestimmungen eine
Verwaltungsvereinfachung angestrebt wird, solle daher ein nicht zu strenger Mal3stab bei
der Priifung, ob die eingetragenen Daten Uber die wirtschaftlichen Eigentimer unrichtig
oder unvollstandig sind, angelegt werden. Keine Verpflichtung zur Setzung eines Vermerks

besteht daher, wenn

o alle festgestellten und liberpriften wirtschaftlichen Eigentliimer im Auszug aufscheinen
und eindeutig identifiziert werden kdnnen, einzelne Daten zur Person unrichtig oder

unvollstandig sind;
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e bei Personengesellschaften die wirtschaftlichen Eigentimer gemaR & 109 Abs. 1 zweiter

Satz UGB berechnet werden, tatsachlich aber aufgrund des Gesellschaftsvertrages
abweichende Beteiligungsverhaltnisse oder Stimmrechte bestehen, solange sich daraus
nicht ein oder mehrere zusatzliche wirtschaftliche Eigentiimer ergeben.

Des Weiteren kann von einer Vermerksetzung abgesehen werden, wenn die Meldung blof
geringfligig unrichtig ist und dadurch die Aussagekraft des Auszuges aus dem Register nicht
beeintrachtigt wird. So soll der Schwerpunkt einer Vermerksetzung auf materiellen
Unrichtigkeiten liegen und nicht etwa auf Tipp- oder Rechtschreibfehlern.

Bundesministerium fiir Finanzen, 13. September 2024

© Bundesministerium fur Finanzen Seite 98

98 von 98


http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1051100&ida=UGB&gueltig=20240913&hz_id=1051100&dz_VonParagraf=109&dz_VonAbsatz=1
http://findok.bmf.gv.at/findok/javalink?art=BG&id=1051100&ida=UGB&gueltig=20240913&hz_id=1051100&dz_VonParagraf=109&dz_VonAbsatz=1

	1 Anwendungsbereich
	1.1 Allgemeines
	1.2 Meldepflichtige Rechtsträger

	2 Definition des wirtschaftlichen Eigentümers
	2.1 Direktes Eigentum
	2.2 Indirektes Eigentum
	2.2.1 Hinzurechnung von direkten gehaltenen Anteilen bei indirekten wirtschaftlichen Eigentümern bzw. Zusammenrechnung von direkten und/oder indirekten Anteilen

	2.3 Kontrolle
	2.3.1 Stimmrechtsbindungen und Syndikatsverträge
	2.3.2 Gemeinsame Kontrolle (Personengruppen)
	2.3.3 Herstellung von Kontrolle durch Treuhandschaftsverträge
	2.3.4 Berufsmäßige Parteienvertreter als Treuhänder
	2.3.5 Wahrnehmung einer Organfunktion durch einen Eigentümer eines Rechtsträgers
	2.3.6 Kontrolle durch Finanzierunginstrumente:
	2.3.7 Körperschaft des öffentlichen Rechts
	2.3.8 Kirchen und Religionsgemeinschaften
	2.3.9 Ausübung von Kontrolle auf „andere Weise“

	2.4 Stimmrechte
	2.4.1 Ungleiche Anteile an Stimmrechten und Aktien
	2.4.2 Inhaberaktien

	2.5 Oberste Rechtsträger
	2.6 Weitere Aspekte der Ermittlung des Wirtschaftlichen Eigentums
	2.6.1 Berechnung der Beteiligungsverhältnisse bei Personengesellschaften
	2.6.2 Call Optionen
	2.6.3 Abtretungsverträge
	2.6.4 Vorkaufsrechte
	2.6.5 Stille Gesellschaft und atypische stille Gesellschaft
	2.6.6 Wirtschaftliche Eigentümer bei Gesellschaften in Insolvenz
	2.6.7 Erwachsenenvertreter und minderjährige wirtschaftliche Eigentümer (gesetzliche Vertreter)

	2.7 Privatstiftungen
	2.7.1 Stifter
	2.7.2 Begünstigte
	2.7.3 Begünstigtenkreis
	2.7.4 Einmalbegünstigte
	2.7.5 Mitglieder des Stiftungsvorstands
	2.7.6 Behandlung von juristischen Personen als Stifter oder Begünstigter
	2.7.7 Sonstige natürliche Personen, die die Privatstiftung auf andere Weise letztlich kontrollieren
	2.7.8 Ausübung mehrerer Funktionen durch eine Person
	2.7.9 Meldepflicht gemäß § 5 PSG
	2.7.10 Gemeinnützige Privatstiftungen
	2.7.11 Besondere Privatstiftungen

	2.8 Gemeinnützige Stiftungen und Fonds
	2.9 Trusts und trustähnliche Vereinbarungen
	2.10 Meldepflichtige ausländische Rechtsträger
	2.11 Subsidiäre Feststellung
	2.11.1 Ausschöpfung aller Möglichkeiten (§ 5 Abs. 1 Z 3 lit. b Variante 2 WiEReG)
	2.11.2 Verdachtsmomente


	3 Sorgfaltspflichten der Rechtsträger in Bezug auf ihre wirtschaftlichen Eigentümer
	3.1 Verpflichtung des Rechtsträgers zur Feststellung und Überprüfung seiner wirtschaftlichen Eigentümer
	3.2 Pflichten der rechtlichen und wirtschaftlichen Eigentümer
	3.3 Feststellung und Überprüfung der wirtschaftlichen Eigentümer durch berufsmäßige Parteienvertreter
	3.4 Angemessene Maßnahmen zur Überprüfung von wirtschaftlichen Eigentümern
	3.5 Aufbewahrungspflichten der Rechtsträger
	3.6 Zeitpunkt der Sorgfaltspflichten

	4 Meldung der Daten durch die Rechtsträger
	4.1 Fristen für die Meldung der wirtschaftlichen Eigentümer
	4.2 Direkte wirtschaftliche Eigentümer
	4.3 Indirekte wirtschaftliche Eigentümer
	4.4 Erhöhte Transparenz von Treuhandschaften
	4.4.1 Meldung von Treuhandschaften bei Stiftungen, Trusts und vergleichbaren Rechtsträgern
	4.4.2 Angabe, ob ein für die Ermittlung des wirtschaftlichen Eigentums relevantes Treuhandschaftsverhältnis vorliegt

	4.5 Identitätsnachweis der wirtschaftlichen Eigentümer
	4.6 Verstorbene wirtschaftliche Eigentümer
	4.6.1 Wirtschaftlicher Eigentümer ist zum Meldezeitpunkt schon verstorben
	4.6.2 Wirtschaftlicher Eigentümer verstirbt nach der Meldung

	4.7 Finanzstrafrechtliche Verantwortlichkeit

	5 Befreiung von der Meldepflicht
	6 Erstellung von Compliance-Packages
	6.1 Allgemeines
	6.2 Anforderungen an die Dokumente
	6.2.1 Allgemeine Anforderungen an die Dokumente
	6.2.2 Organigramm
	6.2.3 Anforderungen an bestimmte Rechtsträger
	6.2.3.1 Personengesellschaften
	6.2.3.2 Aktiengesellschaften und Europäische Gesellschaften
	6.2.3.3 Gesellschaften mit beschränkter Haftung
	6.2.3.4 Flexible Kapitalgesellschaften
	6.2.3.5 Privatstiftungen gemäß § 1 PSG
	6.2.3.6 Stiftungen und Fonds gemäß § 1 BStFG 2015 sowie Stiftungen und Fonds aufgrund eines Landesgesetzes
	6.2.3.7 Trusts und trustähnliche Vereinbarungen

	6.2.4 Nicht ausdrücklich in § 5a Abs. 1 Z 2 WiEReG genannte Rechtsträger
	6.2.5 Treuhandschaften
	6.2.6 Sonstige Nachweise und Dokumente

	6.3 Dokumente zu übergeordneten inländischen Rechtsträgern
	6.4 Dokumente zu übergeordneten ausländischen Rechtsträgern
	6.4.1 Geeignete Nachweise zur Überprüfung der Existenz
	6.4.2 Geeignete Nachweise zur Überprüfung der Eigentumsverhältnisse
	6.4.3 Nachweise abweichender Stimmrechte oder Kontrollverhältnisse
	6.4.4 Nachweise relevanter Treuhandschaften
	6.4.5 Sonstige Nachweise und Dokumente
	6.4.6 Rechtsformspezifische Nachweise und länderspezifische Informationen

	6.5 Aktenvermerke
	6.6 Notarielle Bestätigungen

	7 Einsicht in das Register
	7.1 Einsicht durch Verpflichtete
	7.1.1 Einsicht im Rahmen der Anwendung von Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden
	7.1.2 Einsicht durch Verpflichtete bei Vorliegen eines berechtigten Interesses
	7.1.3 Einsicht öffentlicher Einrichtungen bei der Vergabe von öffentlichen Förderungen, öffentlichen Aufträgen oder Konzessionen
	7.1.4 Weitergabe von Auszügen aus dem Register

	7.2 Einsicht bei Vorliegen eines berechtigten Interesses
	7.3 Einschränkung der Einsicht
	7.4 Auskunftssperre

	8 Setzung von Vermerken

